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Hans Rothfels + 

Am 28. Juni 1976 wurde Hans Rothfels auf dem Tübinger Bergfriedhof zu Grabe 
getragen. An diesem Tage hätte die Umbruchsitzung für dieses Heft unserer Zeit­
schrift — wie stets in den vergangenen 23 Jahren — im Hause Rothfels stattfinden 
sollen. Noch bis kurz vor seinem Tode war er, dem kein Detail in Druckfahnen 
und Korrekturabzügen je zu geringfügig erschien, damit beschäftigt, letzte Hand 
an die Manuskripte zu legen. Seit ihn das heute Stiftungsrat genannte Kuratorium 
des Instituts für Zeitgeschichte im Mai 1952 beauftragte, zusammen mit Theodor 
Eschenburg die Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte herauszugeben, hat er die ihm 
auferlegte Pflicht zur selbständigen Gestaltung der Zeitschrift als eine seiner 
wichtigsten Aufgaben angesehen und sie in einer Weise erfüllt, daß man mit 
Recht von „seiner" Zeitschrift sprechen konnte. Über eine ungewöhnlich lange 
Zeitspanne, vom ersten Heft im Januar 1953 bis in den 24. Jahrgang hinein, hat 
seine ungewöhnliche Persönlichkeit Geist und Charakter der Vierteljahrshefte be­
stimmt. Daß die Zeitschrift sofort Gehör fand und sich rasch zu einem weit über 
die deutschen Grenzen hinaus beachteten Organ der Zeitgeschichtsforschung ent­
wickelte, ist wesentlich das Verdienst von Hans Rothfels. Er sah relevante Frage­
stellungen, er gewann Autoren von Rang, er setzte einen hohen Maßstab wissen­
schaftlicher Qualität, er bestand unerbittlich auf Klarheit der Sprache. Seine eige­
nen Beiträge waren richtungweisend. Wohl am stärksten wirkte der Aufsatz „Zeit­
geschichte als Aufgabe", der den ersten Jahrgang der Zeitschrift eröffnete und 
praktisch die Diskussion über die noch vielfach angezweifelte Wissenschaftlichkeit 
des Fachs Zeitgeschichte entschied. U m nur noch einige Studien zu nennen, die 
kaum weniger Bewegung auslösten und auch von den Lesern als geistige Hilfen 
angenommen wurden, die sich zum Widerspruch veranlaßt sahen: „Zur Krise des 
Nationalstaats" (1953), „Das politische Vermächtnis des deutschen Widerstands" 
(1954), „Gesellschaftsordnung und Koexistenz" (1956), „Geschichtliche Betrach­
tungen zum Problem der Wiedervereinigung" (1958), „Nationalität und Grenze 
im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert" (1961), „Zum 150. Geburtstag Bis-
marcks" (1965) und „Zur 25. Wiederkehr des 20. Juli 1944" (1969). Die Mit­
herausgeber und die Mitglieder der Redaktion wissen, was sie durch seinen Tod 
verloren haben. Wir empfinden Trauer über den Verlust und wir schulden Dank, 
nicht zuletzt für das unvergeßliche Erlebnis der Zusammenarbeit mit einem wahr­
haft vornehmen Menschen. Es ist uns klar, daß wir unserer Dankesschuld durch 
den Versuch gerecht werden müssen, die Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte im 
Sinne von Hans Rothfels weiterzuführen und ihnen den durch seine Arbeit ge­
wonnenen Rang zu erhalten. Was hier zur Bedeutung von Hans Rothfels für die 



Vierteljahrshefte, für das Insti tut für Zeitgeschichte und für die deutsche Zeit­
geschichtsforschung nicht gesagt werden kann, wird in der Einleitung zu einem 
Sonderband der Schriftenreihe der Vierteljahrshefte zu finden sein, der unter dem 
Titel „Aspekte deutscher Außenpolitik im 20. Jahrhundert" Ende 1976 erschei­
nen wird. Diese Publikation wird dem Gedächtnis von Hans Rothfels gewidmet 
sein. 
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ROLAND SCHÖNFELD 

DEUTSCHE ROHSTOFFSICHERUNGSPOLITIK 
IN JUGOSLAWIEN 1934-1944 

Die „Unabhängigmachung unserer nationalen Wirtschaft vom Ausland", die Hit­
ler 1936 in seiner Denkschrift zum Vierjahresplan1 gefordert hatte, war auch dann, 
wenn alle inländischen Produktionsmöglichkeiten restlos ausgeschöpft wurden, 
nicht ohne die kontinuierlichen Lieferungen einer Reihe im Kriegsfalle verbünde­
ter oder beherrschbarer Rohstoffexportländer zu verwirklichen. 

Deutschland fehlte es an sämtlichen, für eine moderne Rüstung unentbehrlichen 
Metallen2. Chrom wurde überhaupt nicht gefördert. Die eigenen Vorkommen an 
Kupfer, Nickel, Zink und Bauxit deckten nur einen verschwindenden Bruchteil des 
Bedarfs. Zwei Drittel des verarbeiteten Eisens und Bleis mußten eingeführt wer­
den. Auch Mineralöl war ein schwerwiegender Engpaß. Trotz forciertem Bau von 
Hydrieranlagen erzeugte man 1939 noch nicht einmal die Hälfte der verbrauchten 
Treibstoffe aus eigenen Rohstoffen3. 

Die deutsche Land- und Forstwirtschaft war ebenfalls nicht imstande, die inlän­
dische Nachfrage zu befriedigen4, obwohl angestrengteste Bemühungen um ver­
besserte Ernteergebnisse in Zuschußbereichen unternommen wurden. Im letzten 
Erntejahr vor dem Kriege stammten immer noch 30 vH. des für die Fleisch- und 
Milcherzeugung wichtigen Futtergetreides und sogar 45 vH. der benötigten Speise­
fette aus dem Ausland. Kraß war die mangelnde Eigenversorgung auch bei Textil-
rohstoffen, deren von der deutschen Industrie eingesetzte Mengen zu neun Zehntel 
importiert waren. 

Die südosteuropäischen Länder spielten für die Deckung der Rohstoff- und Nah­
rungsmittellücke eine bedeutende Rolle5. Seit Ausbruch der Weltwirtschaftskrise 

1 Vgl. W. Treue, Hitlers Denkschrift zum Vierjahresplan 1936, in dieser Zeitschrift 3 (1955), 
S. 184-203 und Text S. 204-210. 

2 Die deutsche Industrie im Kriege, hg. v. Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung, Ber­
lin 1954, Tab. C 1, S. 165; A. S. Milward, Die deutsche Kriegswirtschaft 1939-1945, Stutt­
gart 1966, S. 18 f. u. Tab. S. 48; ausführlich D. Petzina, Autarkiepolitik im Dritten Reich, 
Der nationalsozialistische Vierjahresplan, Stuttgart 1968, S. 34 ff., 98 ff., 102 ff., 108 f. 

3 W. Birkenfeld, Der synthetische Treibstoff 1933 bis 1945, Ein Beitrag zur nationalsozia­
listischen Wirtschafts- und Rüstungspolitik, Göttingen 1964, S. 218 f., Tab. 3 u. 4. 

4 Die deutsche Industrie im Kriege, Tab. C 1, S. 165; D. Petzina, a. a. O., S. 31 ff., 95. 
5 Vgl. W. Treue, Das Dritte Reich und die Westmächte auf dem Balkan, Zur Struktur der 

Außenhandelspolitik Deutschlands, Großbritanniens und Frankreichs 1933-1939, in dieser 
Zeitschrift 1 (1953), S. 52 ff. 
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hatte sich die Reichsregierung bemüht, die Handelsbeziehungen zu diesen schwer 
um den Absatz ihrer Ernteüberschüsse ringenden Agrarstaaten zu intensivieren6. 
Als Hjalmar Schacht mit Hilfe des im September 1934 proklamierten „Neuen 
Plan" einen Ausweg aus der fatalen, Arbeitsbeschaffungspolitik und Aufrüstung 
behindernden Devisenklemme suchte, profitierte vor allem Südosteuropa von der 
erzwungenen Umorientierung des deutschen Außenhandels. Je mehr sich Produk­
tion und Absatz im Reich belebten, umso wichtiger wurden die in den Balkan­
hauptstädten abgeschlossenen bilateralen Handels- und Verrechnungsverträge für 
die deutsche Rohstoff- und Nahrungsmittelversorgung. 

Auch das Königreich Jugoslawien traf im Mai 1934 ein solches Abkommen über 
den gegenseitigen Waren- und Zahlungsverkehr mit Deutschland. Um den Absatz 
der jugoslawischen Agrarprodukte bei deutschen Importeuren zu erleichtern, er­
klärte sich das Reich zu ansehnlichen, vor seinen meistbegünstigten Handelspart­
nern verheimlichten zollpolitischen Zugeständnissen bereit, die dazu dienen sollten, 
„den deutschen Markt für die jugoslawische Ausfuhr unentbehrlich zu machen"7 . 

Frankreich und England konnten im Interesse der eigenen Landwirtschaft wie 
auch ihrer umfangreichen, durch die Weltwirtschaftskrise stark in Mitleidenschaft 
gezogenen überseeischen Besitzungen den südosteuropäischen Ländern bei der Un­
terbringung von Ernteüberschüssen kaum behilflich sein. Mitbieter wurden aber 
auch durch das deutsche Preisregulierungssystem immer mehr ausgeschaltet8. I ta­
lien, bisher wichtigster jugoslawischer Auslandsmarkt, fiel nach den vom Völker­
bund 1935 wegen des Überfalls auf Abessinien verhängten Sanktionen als Abneh­
mer fast vollständig aus. Die Einfuhrkonzessionen, die Großbritannien, Frankreich 
und die Tschechoslowakei den kleineren und ärmeren Staaten als Ausgleich für 
deren durch die Sanktionen erlittenen Einbußen gewährten, deckten nur etwa ein 
Viertel der auf 500 bis 600 Millionen Dinar geschätzten jugoslawischen Export­
verluste9. 

Deutschland erschien als Retter und war 1936 mit einem Anteil von 23,7 vH. 

6 Ursachen und Auswirkungen der seit Anfang der dreißiger Jahre rasch zunehmenden Han­
delsverflechtung zwischen dem Deutschen Reich und den südosteuropäischen Donauländern 
sind Gegenstand einer ausführlicheren Darstellung des Verf., die in nächster Zeit veröffent­
licht werden soll. Zur Vorgeschichte vgl. R. Schönfeld, Die Balkanländer in der Weltwirt­
schaftskrise, in: Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 62 (1975), S. 179 
bis 213. 

7 Politisches Archiv des Auswärtigen Amts, Bonn (PAA), Abt. II, Geheim-Akten, Handel 13 
Jugoslawien: Vertrauliches Schlußprotokoll v. 1. 5. 34; Geheimer Notenwechsel v. 1. 5. 34; 
Zitat aus: Rundschreiben an die deutschen Botschaften u. geheime Anlage v. 21. 6. 34. 

8 Die im Handelsvertrag vorgesehenen beiderseitigen Regierungsausschüsse stellten durch 
eigene Erhebungen an Ort und Stelle die jugoslawischen Produktionskosten fest und einig­
ten sich dann über die zu zahlenden Preise, die in der Regel über den Weltmarktpreisen 
lagen. Vgl. H. Kühn, Die Verlagerungen in der deutschen Lebensmittel- und Rohstoffein­
fuhr 1933 bis 1938, Ein Problem nationalsozialistischer Außenhandelspolitik, Würzburg 
1939, S. 24. 

9 A. Basch, The Danube Basin and the German Economic Sphere, London 1944, S. 190 f.; vgl. 
auch J. B. Hoptner, Yugoslavia in Crisis 1934-1941, New York 1962, S. 98 f. 
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an der jugoslawischen Ausfuhr der größte Kunde des Balkanlands geworden10. 

Doch der Zwang zum bilateralen Ausgleich der Leistungsbilanz brachte die ersten 

Schwierigkeiten. Das Interesse der deutschen Industrie am Auslandsgeschäft 

schwand mit zunehmender Binnennachfrage. Zudem war die Aufnahmefähigkeit 

des unterentwickelten und wenig kaufkräftigen jugoslawischen Marktes eng be­

grenzt. So hielt der Absatz der deutschen Exporteure mit den rasch wachsenden 

Zahlungsverpflichtungen des Reiches im Verrechnungsverkehr nicht Schritt. Da 

Investitionsgüter üblicherweise kreditiert wurden, kam überhaupt nur ein Teil der 

deutschen Gegenlieferungen für den sofortigen Ausgleich jugoslawischer Forde­

rungen in Betracht. 

Ende Dezember 1936 hatte das jugoslawische Clearingguthaben 520 Millionen 

Dinar erreicht11. U m diesen Betrag zu reaktivieren, griff die Belgrader Regierung 

nicht nur zu drastischen Devisenkursmanipulationen12, sondern entschloß sich auch, 

der deutschen Industrie bedeutende staatliche Aufträge zu erteilen, was den Clea­

ringsaldo nach wenigen Jahren tatsächlich wieder zum Verschwinden brachte13. 

Schon für die 1933 gegründeten halbstaatlichen Goldbergwerke in Slisane hatte 

die Humboldt-Deutz-Motoren AG Maschinen und Installationen für 800 000 

Reichsmark geliefert14. I m März 1936 bestellte die jugoslawische Regierung bei der 

Friedr. Krupp AG, Essen, eine moderne Ausrüstung im Wert von 160 Millionen 

Dinar für die staatliche Eisenhütte in Zenica/Bosnien15, die dadurch mi t einer 

Kapazität von 120 000 Jahrestonnen16 zum größten Stahl- und Walzwerk im 

europäischen Südosten wurde. 
10 M. Mirkovic, Ekonomska Historija Jugoslavije, Zagreb 1968, S. 373. 
11 S. Dimitrijevic, Das ausländische Kapital in Jugoslawien vor dem zweiten Weltkrieg, Ber­

lin (Ost) 1963, Tab. S. 190. 
12 Vgl. G, Tucci, La Politica Economica della Germania nell' Europa Danubiano-Balcanica, in : 

Armali Triestini di Diritto, Economia e Politica, X (1939 III-IV), S. 375 f.; South-Eastern 
Europe, A Political and Economic Survey, prepared by the Information Department of the 
Royal Institute of International Affairs, London 1939, S. 145 f. Der Kurs der Reichsmark 
war ursprünglich auf 17,60 Dinar festgelegt worden. Nachdem den jugoslawischen Expor­
teuren gestattet wurde, ihre Forderungen direkt an Importeure mit Abschlag zu verkaufen, 
sank der Kurs auf 12,50 bis 14,50 Dinar und wurde im Oktober 1938 bei 14,30-14,70 Dinar 
fixiert. 

13 Bis Ende 1938 gelang es, den jugoslawischen Aktivsaldo auf 225 Millionen (Mio) Dinar, 
also weniger als 16 Mio RM herabzudrücken (S. Dimitrijevic, a. a. O., Tab. S. 190). In 1939 
und 1940 erzielte die deutsche Seite sogar einen Überschuß an Verrechnungsdevisen von 
insgesamt 76 Mio. RM. Jedoch hatte sich von 1938-1940 eine Bardevisenschuld des Reiches 
gegenüber Jugoslawien von insgesamt 46,1 Mio. RM angesammelt; Bundesarchiv, Koblenz 
(BA), Reichswirtschaftsministerium (RWM), R 7 XII/12: Die deutsche Devisenbilanz mit 
Jugoslawien. Eine Bezahlung in Bar- ( = freikonvertierbaren) Devisen verlangte die jugo­
slawische Regierung für bestimmte Bergbauprodukte, z. B. Kupfer. Solche Lieferungen 
mußten von Ländern, mit denen Verrechnungsabkommen bestanden, außerhalb des Clea­
rings abgerechnet werden. 

14 B. Jurkovic, Das ausländische Kapital in Jugoslawien, Stuttgart 1941, S. 314. 
15 W. Treue, Das Dritte Reich und die Westmächte auf dem Balkan, a. a. O., S. 50. 
16 BA RWM, R 7 VII/32: Die Wirtschaftsstruktur Kroatiens (Ausarbeitung d. Volksw. Abt. 

der IG-Farben), 23. 3. 42. 
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Jugoslawien bevorzugte die deutsche Wirtschaft schließlich auch eindeutig bei 
der Durchführung des Mitte der dreißiger Jahre begonnenen forcierten Aufrü-
stungsprogramms. Zwar vergab die jugoslawische Armee ihre Aufträge immer 
noch bevorzugt an den Entente-Partner Tschechoslowakei17. Aber nachdem die 
Belgrader Regierung den Widerstand der Militärbehörden durch die Abberufung 
zweier Generäle gebrochen hatte, bahnte sich das erste große Waffengeschäft der 
deutschen Industrie mit dem Balkanstaat an. Anfang 1939 verhandelte die Friedr. 
Krupp AG in Belgrad über einen Rüstungsauftrag im Werte von 100 Millionen 
Mark, die in zehn reichsgarantierten Jahresraten bezahlt werden sollten18. Erst als 
Jugoslawien für weitere 100 Millionen Reichsmark Kampfflugzeuge bei deutschen 
Herstellern kaufen wollte19, kam es zu Meinungsverschiedenheiten mit dem Ober­
kommando der Wehrmacht, das schon des längeren gefordert hatte, im Interesse 
der eigenen beschleunigten Aufrüstung den Verkauf von Kriegsmaterial an andere 
Staaten einzustellen oder doch wenigstens stark zu beschränken20. Der gewaltige 
Aufwand an importierten Rohstoffen, den die geplante Aufstellung von fünf Ar­
meekorps voraussetzte, machte es jedoch notwendig, jede Exportgelegenheit zu 
nutzen. 

Trotz beträchtlich intensiviertem Warenaustausch mit Jugoslawien und recht 
erfolgreichen Bemühungen deutscher Industriekreise, Agrarpotential und Roh­
stoffvorkommen des Landes für die Ausfuhr zu mobilisieren21, war Deutschlands 
Bedeutung für die Wirtschaft des Königreiches keineswegs unanfechtbar. Zwar 
hatte der Anschluß Österreichs und des Sudetenlandes die Aufnahmefähigkeit für 
südosteuropäische Exportprodukte noch verstärkt. Mehr als 40 vH. seines Gesamt­
außenhandels wickelte Jugoslawien nun mit dem Deutschen Reich ab22. 

In der Euphorie der ersten Tage nach der Münchner Konferenz, „vor dem ein­
drucksvollen Hintergrund der Schwäche der von ihren Protektoren unzulänglich 
beschützten Tschechoslowakei"23, versuchte Reichswirtschaftsminister Funk in Bel-

17 Institut für Zeitgeschichte, München (IfZ), Records of the Office of the US Chief of Coun-
sel for War Crimes, Nuremberg Military Tribunals Relating to Nazi Industrialists, Dok. 
NIK 9243: Protokoll der A.G.K.-Konferenz, 28. 3. 38. 

18 Akten zur deutschen auswärtigen Politik 1918-1945 (ADAP), Serie D, Bd. V, Baden-Baden 
1953, Dok. Nr. 288: Aufzeichnung des Leiters der Wirtschaftspolitischen Abteilung, 9. 2. 39. 
Ministerpräsident Stojadinovic hatte sich bereits bei seinen Verhandlungen in Berlin im 
Januar 1938 für deutsche Rüstungsmateriallieferungen interessiert. Vgl. M. M. Stojadinovic, 
Ni rat ni pakt, Jugoslavija izmedu dva rata, Rijeka 1970, S. 461 ff. 

19 ADAP, Serie D, Bd. V, Dok. Nr. 290: Aufzeichnung des Leiters der Wirtschaftspol. Abtei­
lung, 11. 2. 39. 

20 IfZ, Dok. NIK 9243: Protokoll der A.G.K.-Konferenz, 28. 3. 38. 
21 Vgl. F . Glück, Der Mitteleuropäische Wirtschaftstag, Beispiel organischer Entwicklungs­

arbeit, in: Wirtschaftswissenschaftliche Südosteuropa-Forschung, Festschrift für Hermann 
Gross (hg. v. Th. Zotschew), München 1963, S. 109-116; Mitteilungen des Mitteleuro­
päischen Wirtschaftstages (MWT), Deutsche Gruppe, Berlin, Nr. 37 v. 4 . 1 . 36, S. 11 ff. und 
ebd., Zwischenbericht über laufende Arbeiten und Aufgaben, Februar 1941, S. 6 ff. 

22 South-Eastern Europe, Tab. S. 140. 
23 W. Treue, Das Dritte Reich und die Westmächte auf dem Balkan, a. a. O., S. 59. 
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grad seine Gesprächspartner zu überzeugen, daß Jugoslawien nu r an der Seite 

Deutschlands eine wirtschaftliche Zukunft habe. Ministerpräsident Stojadinovic 

sagte man tatsächlich nach, daß er bestrebt sei, sein Land aus dem beherrschenden 

Einfluß des größten Kapitalgebers Frankreich zu lösen24. I n der Reichskanzlei 

hatte Stojadinovic im Januar 1938 betont, daß Jugoslawien die „französische 

Brille", die es von Deutschland seit dem Weltkrieg trennte, nunmehr abgenom­

men habe. E r ließ sich seinerseits von Hit ler versichern, daß die Interessen des Rei­

ches im Balkan ausschließlich wirtschaftlicher Natur seien25. 

Doch die jugoslawische Regierung war schon während der kurzlebigen Welt­

markthausse im Jahre 1937 bemüht gewesen, die zu starke Orientierung ihrer Ex­

portwirtschaft nach Deutschland einzudämmen. Die Erleichterung des Absatzes in 

den Freidevisenländern kam Belgrad aber auch deshalb gelegen, weil nur eine ak­

tive Leistungsbilanz mit den Hauptgläubigern Frankreich und England die Wie­

deraufnahme des seit der Weltwirtschaftskrise eingestellten Schuldendienstes und 

damit den Import weiteren, dringend benötigten Kapitals ermöglichte. Hat te man 

bisher versucht, durch gezielte Importrestriktionen die Einkäufe der Wirtschaft 

von den Freidevisenländern auf die Clearingpartner, vor allem Deutschland, um­

zulenken26, so galten alle Anstrengungen nun dem Ziel, die Ausfuhren in die Gläu­

bigerländer zu verstärken27. 

Machtpolitik um den Balkanmarkt 

Diese letzte Chance der Westmächte, die südosteuropäischen Rohstoffquellen dem 

aufrüstenden Deutschland nicht kampflos zu überlassen, wurde kaum genutzt28. 

Maßnahmen Frankreichs und Großbritanniens, um den Balkanraum enger an sich 

zubinden, waren „sporadisch, zufällig, planlos"29. 

Die Reichsregierung dagegen wußte wohl, welch kriegsentscheidende Bedeu­

tung dem wirtschaftlichen Einfluß in Südosteuropa infolge der mangelnden Autar-

24 ADAP, Serie D, Bd. V, Dok. Nr. 158: Aufzeichnung ohne Unterschrift, 3 . 1 . 38. 
25 Ebd., Dok. Nr. 163: Aufzeichnung des Gesandten in Belgrad, z. Zt. Berlin, 17 .1 . 38. Vgl. 

Stojadinovic's eigene Darstellung der in Berlin geführten Gespräche in: M. M. Stojadino­
vic, a. a. O., S. 453 ff. 

26 Vgl. South-Eastern Europe, S. 147 f. 
27 Der Anteil der Clearingländer an den jugoslawischen Ausfuhren fiel von 82,8 v. H. in 1935 

auf 67 v. H. in 1938; M. Lamer, Kriegswirtschaftliche Einflüsse in Jugoslawien, in: Welt­
wirtschaftliches Archiv, Jena, Bd. 53 (1941), Tab. 8, S. 123. 

28 Vgl. B. J. Wendt, Appeasement 1938, Wirtschaftliche Rezession und Mitteleuropa, Frank­
furt/M. 1966; W.Treue, Das Dritte Reich und die Westmächte auf dem Balkan, a .a .O. . 
S. 61 ff.; B. J. Wendt, Economic Appeasement, Handel und Finanz in der britischen Deutsch­
landpolitik 1933-1939, Düsseldorf 1971, S. 402 ff. 

29 W. Treue, a. a. O., S. 64. Die begrenzte Aufnahmefähigkeit der Westmächte für südost­
europäische Agrarprodukte wurde in Deutschland mit Genugtuung konstatiert, vgl. Deutsch­
land und Südosteuropa, hg. v. Arbeitswissenschaftlichen Institut der Deutschen Arbeits­
front, Berlin 1940, S. 131 ff. 
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kiebegabung Deutschlands beizumessen war. Diese Erkenntnis liegt auch dem von 
Carl Krauch, einem Direktor der IG Farbenindustrie AG, dem Generalrat des 
Vierjahresplanes im April 1939 vorgetragenen Lagebericht30 zugrunde, der — um 
die Blockadegefahr im Falle einer kriegerischen Auseinandersetzung zu bannen — 
unter anderem die „Einbeziehung des südosteuropäischen Wirtschafts- und Roh­
stoffraumes", der auch von der Wehrmacht gegen eine Besetzung durch die Alliier­
ten zu schützen wäre, empfahl. 

Der vom Krauch-Plan angeregten Perspektive einer „zunächst friedliche[n] 
Ausweitung des Großwirtschaftsraumes auf dem Balkan" entsprachen die Ver­
handlungen, die Helmut Wohlthat, ein führender Beamter im Amt für den Vier­
jahresplan, im Sommer 1939 inoffiziell, aber doch mit Wissen und Billigung Gö-
rings in London führte31. Wohlthat schlug seinen Gesprächspartnern aus dem Han­
delsministerium und dem Schatzamt eine engere wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen Deutschland und Großbritannien vor, unter der Voraussetzung, daß die 
englische Regierung bereit sei, Südost- und Osteuropa als „Gebiete besonderen 
Interesses und wirtschaftlichen Einflusses" des Großdeutschen Reiches anzuerken­
nen32. Der Gedanke einer Aufteilung der Einflußgebiete stieß bei den politisch 
maßgebenden Kreisen Englands keineswegs auf einhellige Ablehnung33 und wäre 
vielleicht sogar realisiert worden, hätte der deutsche Überfall auf Polen den Gang 
der Gespräche nicht brüsk unterbrochen. 

Etwa zur gleichen Zeit wie Wohlthat hielt sich auch das jugoslawische Staats­
oberhaupt Prinzregent Paul in London auf. Nach Belgrad zurückgekehrt, ver­
sicherte er dem deutschen Gesandten, daß Besorgnisse, England könne Jugoslawien 
für eine Einkreisungspolitik gewinnen, unbegründet seien, da „Jugoslawien nur 
mit höchster Lebensgefahr eine Politik führen könnte, die gegen die Mächte der 
Achse gerichtet ist"34. 

Wenn auch Jugoslawien nach wie vor versuchte, sich aus den Rivalitäten der 
Großmächte herauszuhalten, so spielt doch wohl gerade diese Einsicht in die ver­
änderten Machtverhältnisse in Mitteleuropa bei der positiven Außenpolitik gegen­
über dem Reich eine wichtige Rolle. Daran änderte auch die Kabinettskrise in Bel­
grad vom Februar 1939 nichts. Schon der bisherige Ministerpräsident Stojadinovic 
war von den breiten Bevölkerungskreisen gestützt worden, die an dem durch florie-

30 Abdruck im Anhang zu D. Eichholtz, Zum Anteil des IG-Farben-Konzerns an der Vorberei­
tung des zweiten Weltkriegs, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, Berlin (Ost) 1969 II, 
S. 96-105. 

31 Vgl. H. Metzmacher, Deutsch-englische Ausgleichsbemühungen im Sommer 1939, in dieser 
Zeitschrift 14 (1966), S. 369-412. 

32 ADAP, Serie D, Bd. 6, Dok. Nr. 716: Bericht Wohlthats an Göring, 24. 7. 39; Documents 
on British Foreign Policy (DBFP), Series 3, Bd. 5, London 1952, Dok. Nr. 741: Minute by 
Mr. Ashton-Gwatkin, 7. 6. 39. 

33 Vgl. dazu auch die Erinnerungen des deutschen Botschafters in London, H. v. Dirksen, 
Moskau, Tokio, London, Erinnerungen und Betrachtungen zu 20 Jahren deutscher Außen­
politik 1919-1939, Stuttgart 1949, S. 251 ff. 

34 ADAP, Serie D, Bd. 6, Dok. Nr. 691: Der Gesandte in Belgrad an das Auswärtige Amt, 
20. 7. 39. 
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rende Handelsbeziehungen mit Deutschland vermehrten Wohlstand teilhatten35. 
Sein Nachfolger Cvetkovic hielt zwar an der grundsätzlichen Neutralitätspolitik 
fest, aber auch für ihn gab es keine sinnvolle politische oder wirtschaftliche Alter­
native zur engen Zusammenarbeit mit dem Reich. 

Im Juli 1939 einigten sich Jugoslawien und Deutschland in einem Geheimproto­
koll36 über die seit Monaten diskutierten Rüstungsaufträge an deutsche Firmen, die 
durch eine bei der Neufestsetzung des Wechselkurses im Juni 1939 vorgenommene 
absichtliche Unterbewertung der Reichsmark zusätzlich verbilligt wurden37. Der 
Belgrader Regierung wurde der gewünschte Zehnjahreskredit zugestanden. Sie re­
vanchierte sich mit dem ausdrücklichen Einverständnis, die Erforschung und die 
Ausbeutung von Vorkommen mineralischer Rohstoffe durch deutsche Firmen zu 
unterstützen. 

Der deutsche Einfluß im Bergwesen Jugoslawiens war trotz enger Handelsbezie­
hungen und steigendem Bedarf der Rüstungsindustrie des Reiches an Metallen 
immer noch äußerst gering. Die bedeutendsten Kupfer-, Blei-, Zink- und Chrom­
erzminen des Balkanstaates befanden sich im Besitz französischer oder englischer 
Kapitalgesellschaften — auch ein strategischer Nachteil für das Reich, wie sich so­
fort nach Kriegsbeginn herausstellen sollte. 

Beträchtlicher diplomatischer Druck mußte auf einmal aufgewendet werden, um 
Jugoslawien auf die Erfüllung der dem Reich gegenüber eingegangenen Liefer­
verpflichtungen festzulegen. Die mit Kriegsbeginn einsetzende Hausse an den 
Rohstoffmärkten38 verstärkte die Versuchung, Sendungen an deutsche Kunden zu­
gunsten neuer, preislich günstigerer Aufträge aus Freidevisenländern zurückzu­
stellen39. Für England bestimmte Lieferungen wurden, meist getarnt, über die 
Schweiz, Griechenland oder die Türkei vorgenommen40, und Frankreich — in einer 
verzweifelten Anstrengung um beschleunigte Aufrüstung — erhöhte seine Rohkup­
ferbezüge aus Jugoslawien beträchtlich41. 

35 Vgl. South-Eastern Europe, S. 84. 
36 ADAP, Serie D, Bd. 6, Dok. Nr. 620: Geheimes Protokoll zwischen Deutschland und Jugo­

slawien, 5. 7. 39. 
37 Die Preise der jugoslawischen Ausfuhrartikel (1926 = 100) waren 1937/38 von 72,6 auf 

76,2 gestiegen, his September 1939 aber wieder auf 73,1 gefallen. Die Preise der Einfuhr­
artikel dagegen hatten von 71,2 in 1938 auf 81,6 im September 1939 zugenommen (M. La­
nier, a. a. O., S. 115, Tab. 1). 

38 Die jugoslawischen Ausfuhrpreise nahmen vom September 1939 bis Oktober 1940 von 80,3, 
die Preise der Einfuhrwaren dagegen nur um 54,4 v. H. zu (M. Lamer, a. a. O., Tab. 1, 
S. 115). Von der Hausse auf den Auslandsmärkten profitierte vor allem die Bergwerks- und 
Hüttenindustrie, die ihre Produktion zwischen August 1939 und August 1940 um ein Drit­
tel erhöhen konnte. Allein die Erzeugung von Chrom stieg um 51, die von Blei sogar um 
156,3 v. H. (ebd., Tab. 5, S. 119 und Tab. 6, S. 120). 

39 Südosteuropa, Vorschläge für eine neue deutsche Kapitalpolitik, Sondergutachten des MWT, 
Februar 1940, S. 4 f. 

40 Vgl. M. Zöller, Über die Politik des imperialistischen Deutschland gegenüber Jugoslawien 
bis zum 6. April 1941, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, Berlin (Ost) 1963/IV, S. 305 f. 

41 M. Lamer, a. a. O., S. 123 u. Tab. 10, S. 125. 
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Die ausländischen Eigentümer jugoslawischer Bergwerke machten ihren Ein­
fluß geltend, um die Versorgung des Reiches mit Metallerzen aus ihren Gruben zu 
verhindern. Schon in den ersten Septembertagen des Jahres 1939 forderte die eng­
lische Regierung Belgrad in einer Note auf, den Export nach Deutschland nicht zu 
vermehren. Sie drohte, den jugoslawischen Außenhandel genau zu überwachen und 
Firmen, die besonders intensiven Handel mit dem Reich trieben, auf eine „schwarze 
Liste" zu setzen und deren Absatz in England zu unterbinden42. 

Die Reichsregierung konterte in massiver Weise und machte deutlich, daß sie 
jede mit England getroffene Vereinbarung, die den Warenverkehr zwischen Jugo­
slawien und Deutschland zu beeinträchtigen geeignet sei, als Neutralitätsverlet­
zung betrachten würde43. Deutsch-jugoslawische Verhandlungen führten im Okto­
ber 1939 zu einem in Belgrad unterzeichneten Protokoll44. Darin verpflichtete sich 
Jugoslawien, Zug um Zug gegen weitere Waffenlieferungen der Messerschmidt -
und der Skoda-Werke Rohstoffe bereitzustellen, nötigenfalls sogar die Kupferaus­
beute der Bergwerke zu beschlagnahmen. 

Doch diese Drohung war offenbar so ernst nicht gemeint. Die jugoslawischen 
Kupferlieferungen an Frankreich nahmen nach Kriegsausbruch sprunghaft zu und 
wurden bis zum Zusammenbruch dieses Landes im Mai 1940 beträchtlich gestei­
gert45. Diese Tatsache macht deutlich, welch geringen Einfluß die deutsche Regie­
rung auf Belgrad letztlich auszuüben vermochte. Die Rüstungsindustrie des Rei­
ches litt schon Anfang 1940 unter der Knappheit an Kupfer, ihre Vorräte in diesem 
für die Waffen- und Munitionsfertigung unentbehrlichen Metall waren fast er­
schöpft46. 

Anfang Januar 1940 hatte die jugoslawische Regierung immerhin mit den 
Eigentümern der Erzbergwerke neue Vereinbarungen getroffen über den Anteil 
der Förderung, den der Staat zu Weltmarktpreisen von den Gesellschaften über­
nehmen konnte47. Doch erst die Kapitulation Frankreichs machte die Abhängigkeit 
Jugoslawiens vom Deutschen Reich vollkommen. Im Mai 1940 jedenfalls ver­
sicherte der Prinzregent, daß man die Störversuche Englands ignoriere und die 
Einsetzung eines Erzkommissars für die ausländischen Gruben beabsichtige48. Ein 

42 ADAP, Serie D, Bd. 8, Dok. Nr . 99, Anm. 2. 
43 Ebd., Dok. Nr. 99: Der Leiter der Wirtschaftspolitischen Abteilung an die Gesandtschaft in 

Belgrad, 19. 9. 39. 
44 Ebd., Dok. Nr. 117: Aufzeichnung des Leiters der Wirtschaftspolitischen Abteilung, 21. 9. 

39 und Anm. 4. 
45 Frankreich erhielt in den ersten 5 Monaten des Jahres 1940 die dreifache Menge Rohkupfer 

aus Jugoslawien wie im ganzen Jahr 1939; M. Laraer, a. a. O., Tab. 10, S. 125. 
46 A. S. Milward, a. a. O., S. 56. Noch Ende 1941 behinderte die Kupferknappheit die U-Boot-

Produktion; ebd., S. 99. 
47 Mitteilungen des MWT, Jg. 6 (1940), Nr. 1 v. 26 .1 . 40. 
48 ADAP, Serie D, Bd. 9, Dok. Nr. 191: Die Gesandtschaft in Sofia an das Ausw. Amt, 3. 5. 40. 

Die jugoslawischen Bergbauunternehmen wurden 1940 unter Staatsaufsicht gestellt; R. L 
Wolff, The Balkans in Our Time, Cambridge, Mass. 1967, S. 181. 
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weiteres Abkommen folgte, das die vertragsmäßigen Metall- und Erzlieferungen 
für Deutschland sicherte49. 

Mit dem Vorrücken der deutschen Armeen in Nord- und Westeuropa hatte sich 
das Reich in dem Gerangel um Einfluß auf die jugoslawische Außenwirtschaft 
endgültig durchgesetzt. Frankreich fiel nach seinem Zusammenbruch als Abneh­
mer zunächst fast völlig aus. England war durch den gestörten Seeverkehr kaum 
noch zu erreichen. Sein Anteil am jugoslawischen Außenhandel ging von 6,7 vH. 
im Jahre 1939 auf 3,2 vH. in 1940 zurück. Großdeutschland und das Protektorat 
nahmen im Jahre 1940 44 vH. der jugoslawischen Ausfuhren auf und bestritten 
54,1 vH. der Einfuhren des Königreichs50. 

Deutsches Kapital fließt ein 

In Jugoslawien hatte das deutsche Kapital nie eine Rolle gespielt51. Im Jahre 1934 
beliefen sich die ausländischen Kapitalbeteiligungen und Kredite in der jugoslawi­
schen Wirtschaft auf insgesamt 6,2 Milliarden Dinar. Deutsche Firmen besaßen 
davon 54 Millionen Dinar und somit weniger als 1 vH52. 

Im jugoslawischen Bergbau und Hüttenwesen53 waren vor allem englische und 
französische Unternehmen tätig54. Fast die Hälfte der in diesem Wirtschaftszweig 
investierten ausländischen Mittel stammte aus England55. Die bedeutenden Blei-
und Zinkbergwerke in Trepca, das Bleischmelzwerk in Zvecane und die Chrom­
erzgruben der Alatini Mines bei Skopje waren in englischem Besitz. Französische 
Unternehmer hatten das größte Kupferbergwerk Europas in Bor aufgebaut56. 

Erst Mitte der dreißiger Jahre begannen deutsche Verarbeiter, die beim Roh-
stoffbezug aus den überseeischen Freidevisenländern mit immer größeren admini-

49 ADAP. Serie D, Bd. 9, Dok. Nr. 237: Die Gesandtschaft in Belgrad an das Ausw. Amt, 12. 5. 
40. 

50 M. Lamer, a. a. O., Tab. 9, S. 124. 
51 Vgl. M. Lamer, Weltwirtschaftliche Verflechtungen Südslaviens, (Diss. Leipzig), Zagreb 

1933, S. 67 f. 
52 Deutschland und Südosteuropa, a. a. O., S. 127. 
53 Der Produktionswert des jugoslawischen Bergbaus hatte sich von 0,6 Mrd Dinar in 1923 

auf 1,2 Mrd in 1938 verdoppelt, stand aber immer noch in keinem auch nur annähernd 
angemessenen Verhältnis zu den tatsächlich vorhandenen reichen Bodenschätzen des Landes 
(D. Misic, Industrija Jugoslavije do drugog svetskog rata, in: Iz Istorije Jugoslavije 
1918-1945, Beograd 1958, S. 258). 

54 Der Anteil des Auslandskapitals war in diesem Wirtschaftszweig besonders hoch. 1937 be­
fanden sich etwa 84 v. H. des gesamten Aktienkapitals der jugoslawischen Bergbau- und 
Hüttenbetriebe im Besitz ausländischer Gesellschaften (vgl. B. Jurkovic, a. a. O., S. 320). 

55 S. Dimitrijevic, a. a. O., Tab. 10, S. 52. Den englischen Investoren war es in den dreißiger 
Jahren gelungen, den bisher vorherrschenden französischen Einfluß zurückzudrängen und 
selbst wichtigster Kapitalgeber der jugoslawischen Wirtschaft zu werden (Ders., Vladavina 
stranog kapitala u bivsoj Jugoslaviji, in: Iz Istorije Jugoslavije 1918-1945, Beograd 1958, 
S. 297 f.). 

56 B. Jurkovic, a. a. O., S. 294 ff. 
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strativen Schwierigkeiten zu kämpfen hatten, sich für die Erzvorkommen des Clea­
ringspartners Jugoslawien zu interessieren. Im Weltmaßstab waren die Boden­
schätze Jugoslawiens vielleicht nicht so bedeutend, von den europäischen Erzlager­
stätten jedoch besaß das Land die größten Blei- und die zweitgrößten Kupfervor­
kommen57. 

Für die Industrie des Reiches wurde der Mitteleuropäische Wirtschaftstag tätig, 
um Investitionsmöglichkeiten im jugoslawischen Bergbau zu erkunden. 1936 grün­
dete er unter Beteiligung von Schweizer Kapital die „Montania AG" und errich­
tete ein Antimonschmelzwerk in Zajaca bei Krupanj58. Noch im gleichen Jahr schuf 
der MWT (Mitteleuropäische Wirtschaftstag) die „Antimon-Bergbaubetriebe und 
-Hüttenwerke AG"59, erwarb das Bergwerk von Lisa und sicherte sich Konzessio­
nen in Srebrenica und Olovo60. Im Jahre 1940 wurde die Majorität der Antimon 
AG, an der auch jugoslawische Firmen beteiligt waren61, von der Preußischen 
Bergwerks- und Hütten-AG (Preußag) mit der Absicht übernommen, die Betriebe 
noch großzügiger auszubauen. Ein Viertel des gesamten deutschen Antimonbedarfs 
konnte damals schon aus Jugoslawien gedeckt werden62. 

Im Jahre 1937 hatte der MWT die „Gesellschaft zur Erforschung ausländischer 
Erzvorkommen" mit Sitz in Berlin gegründet, an der sich vor allem maßgebende 
Firmen der deutschen Kabelindustrie wie AEG, Siemens & Halske, Feiten & Guil-
leaume Carlswerk AG beteiligten63. Fachleute des MWT untersuchten Blei- und 
Zinkvorkommen in Srebrenica, kupferhöffige Terrains in Slatina bei Bor und 
Lagerstätten in Montenegro64. Über die Gruben in Srebrenica schloß die Gesell­
schaft 1938 einen Nutzungs- und Optionsvertrag mit der Jugoslavensko Plumbum 
AD, Beograd, und investierte dort nach eigenen Angaben bis zum Sommer 1941 
rund eine Million Reichsmark65. Eine weitere „Erzgesellschaft zur Erschließung 
von Nichteisenmetall-Lagerstätten mbH." wurde 1939 vom MWT auf Initiative 
der IG Farbenindustrie AG ins Leben gerufen66, die sich an der Adir AD, einer 

57 R. L. Wolff, a. a. O., S. 182. 
58 B. Jurkovic, a. a. O., S. 314 f. 
59 MWT, Zwischenbericht über laufende Arbeiten und Aufgaben, Februar 1941, Arbeiten auf 

montan-geologischem und bergbaulichem Gebiet, S. 3 ff. 
60 Vgl. M. Lamer, Die Wandlungen der ausländischen Kapitalanlagen auf dem Balkan, in: 

Weltwirtschaftliches Archiv, Bd. 48 (1938 II) S. 501. 
61 IfZ, Tribunal VI, Fall 6, Dokumentenbuch VIII, Ilgner-Dok. Nr. 127: Erklärung Th. v. Wil-

movsky, 16 .1 . 48. 
62 Wiener Tagung des MWT, 2. 9.1940. 1939 wurden in Jugoslawien 19 000 t Antimoners, 

gefördert und 1500t raffiniertes Antimon gewonnen (Statisticki Godisnjak Jugoslavije 1971, 
S. 159 f.). 

63 BA, RWM, R 7 XII/97: Gesellschaft zur Erforschung ausländischer Erzvorkommen mbH, 
Berlin, 3. 9. 41 . 

64 MWT, Zwischenbericht v. Februar 1941. 
65 BA, RWM, R 7 XII/97: Gesellschaft zur Erforschung ausländischer Erzvorkommen mbH, 

Berlin, 3. 9. 41. 
66 National Archives, Washington D. C. (NAW), Nuremberg Military Tribunals Relating to 

Nazi Industriaüsts, Micro-Copy No. T 301/139/NI 1161: Bericht über die 20. Sitzung der 
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geologischen Erkundungsfirma in Belgrad, beteiligte67. Allein um die Jahreswende 
1937/38 entstanden im jugoslawischen Bergbau zehn neue Firmen, an denen 
deutsche Kapitalgeber die Majorität besaßen68. 

Auch die Friedr. Krupp AG ließ sich vom Mitteleuropäischen Wirtschaftstag, 
dessen Präsident Thilo Frh. v. Wilmovsky mit der Schwester Bertha Krupps ver­
heiratet war, bei ihren Investitionen in den Balkanländern beraten69. Krupp war 
seit 1937 bemüht, sich durch Erschließungen oder Übernahme bestehender Berg­
werke in den meist überseeischen Ursprungsländern auf dem Gebiet der Legie­
rungserze eine eigene Rohstoffgrundlage zu schaffen70. So fanden auch die Chrom­
erzvorkommen in Südosteuropa zunehmendes Interesse. Neben der Türkei und 
Griechenland verfügte Jugoslawien über reiche Lagerstätten, deren Ausbeutung 
sich jedoch im wesentlichen die englischen Alatini Mines gesichert hatten. Krupp 
gelang es lediglich, einige kleinere und wenig ergiebige Chromerzgruben in der 
Nähe von Skopje zu pachten71. 

Seit Kriegsausbruch, als man gezwungen war, sich mehr auf die ungehindert er­
reichbaren europäischen Bodenschätze zu konzentrieren, versuchte man, die För­
derung dieser jugoslawischen Minen zu steigern. Im Mai 1940 wurde der Krupp-
Direktor Ufer mit der Erforschung und Erschließung der Kruppschen Bergwerke 
in Jugoslawien betraut, eine Aufgabe, in die innerhalb eines Jahres 500 000 
Reichsmark gesteckt wurden72. 

Die Firma plante nun, eine Aufbereitungsanlage zur Herstellung von Chrom­
konzentrat in der Nähe der Minen zu errichten, in welcher jährlich 15 000 t 
Chromerze aus den eigenen Gruben und aus Zukäufen bei anderen jugoslawischen 
und griechischen Produzenten verarbeitet werden sollten73. Noch Ende 1940 wurde 
ein Grundstück für das zu errichtende Werk in der Umgebung von Skopje erwor­
ben74. 

Um der Konkurrenz mit einem Staatsbetrieb aus dem Wege zu gehen, bot Krupp 
den Reichswerken Hermann Göring AG, Berlin und Salzgitter, an, beider Inter­
essen am jugoslawischen Chromerzbergbau in eine gemeinsame Firma einzubrin­
gen75. Im August 1940 wurde die „Jugochrom" AD, an der beide Gesellschafter zu 

Metallunterkommission in Leverkusen, 9.10.38 und T 301/139/NI 1077: Postbespre-
chungs-Protokoll Nr. 131 v. 4. 1. 39. 

67 S. Dimitrijevic, Das ausländische Kapitel . . . , a. a. O., graph. Darst. III b. S. 96. 
68 M. Lamer, Die Wandlungen der ausländischen Kapitalanlagen auf dem Balkan, a. a. O., 

S. 502. 
69 IfZ, Dok. NIK 11599: Erklärung Alfried Krupp v. Bohlen und Halbach, 14. 5. 47. 
70 IfZ, Tribunal III, Fall 10, Dokumentenbuch X: Erklärung H. G. Sohl, 1. 4. 48. 
71 IfZ, Dok. NIK 13151: Erklärung G. Ufer, 10.12. 47. 
72 IfZ, Dok. NIK 13383: Sohl of Krupp to Prof. Cissarz, 11. 6. 41. 
73 IfZ, Closing Brief der Verteidigung im Fall 10: Krupps Betrieb von Chromerzgruben in 

Jugoslawien, S. 55-82; IfZ, Dok. NIK 13242: Krupp an Jugochrom AD, Belgrad, 10.10. 40. 
74 IfZ, Dok. NIK 13383: Sohl of Krupp to Prof. Cissarz, 11. 6. 41. 
75 IfZ, Tribunal III, Fall 10, Dokumentenbuch X: Erklärung H. G. Sohl, 1. 4. 48. 
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je 50 vH. beteiligt waren, Krupp aber die Federführung besaß, gegründet76. Vom 
Beauftragten des Amts für den Vierjahresplan in Belgrad, Generalkonsul Neu­
hausen, ließ sich Krupp bestätigen, daß die Jugochrom von deutscher Seite das 
Monopol für die Chromerzförderung in Jugoslawien besaß und andere Mitbewer­
ber aus dem Reich ausgeschaltet waren77. Für die Untersuchungsarbeiten stellte 
der Mitteleuropäische Wirtschaftstag der Jugochrom seinen Chefgeologen zur Ver­
fügung78. 

Die deutsche Aluminiumindustrie hatte sich mit zunehmender Rüstungskon­
junktur seit Mitte der dreißiger Jahre für die jugoslawischen Bauxitvorkommen zu 
interessieren begonnen. Bei der Erschließung der dortigen reichen Lagerstätten 
wirkten deutsche Firmen in entscheidender Weise mit. Die gesamte Förderung des 
Jahres 1938 von 404 000 t79 stammte etwa zur Hälfte aus den Gruben der Konti­
nentale Bauxit-Bergbau und Industrie AG, deren Großaktionär, die Bauxit-Trust 
AG, Zürich80, von der Vereinigten Aluminium-Werke AG und der Otavi Minen-
und Eisenbahngesellschaft, Berlin, kontrolliert wurde. Den Rest produzierten die 
Dalmatia Bauxit GmbH und die Adria Bauxit-Erzbergbau und -Industrie AG, an 
denen die Gebr. Giulini GmbH, Ludwigshafen, maßgeblich beteiligt war81. 

Obwohl die Vorkommen erst zu einem geringen Teil ausgebeutet wurden, för­
derte man in Jugoslawien bereits etwa 10 vH. der Weltproduktion82. 1937 war auf 
Initiative der jugoslawischen Regierung in Lozovac nahe dem Hafen Sibenik an 
der adriatischen Küste auch ein eigenes Verarbeitungswerk entstanden, das 1939 
fast 1800 t Aluminium erzeugte83. An diesem Betrieb durften sich zwar nur jugo­
slawische Staatsbürger beteiligen84, die laufende Investitions- und Umsatzfinan­
zierung aber wurde in erster Linie vom Allgemeinen Jugoslawischen Bankverein 
getragen85, hinter dem das Kapital der Creditanstalt-Bankverein AG, Wien, und 
der Deutschen Bank AG stand86. 

Der größte Teil der jugoslawischen Bauxitförderung wurde seit 1936 von der 
deutschen Industrie übernommen. Schon 1937 erreichte der Bauxitexport nach 

76 IfZ, Dok. N I 588: RWM Abt. IIBg an Reichswerke AG, 13. 8. 40. 
77 IfZ, Dok. NIK 13243: Memorandum Sohls über Besprechung mit GK Neuhausen in Bel­

grad am 24. 9.40. 
78 M W T , Zwischenber ich t v. F e b r u a r 1 9 4 1 . 
79 BA, R W M , R 7 X I I / 9 7 : Waf fenwerke B r ü n n a n R W M , Ber i ch t a u s A g r a m , 8. u n d 10. 1 1 . 

4 1 . D i e B a u x i t f ö r d e r u n g e r re ich te 1939 m i t 719 000 t i h r e n Vork r i egshöhepunk t (Stat is t icki 

Godisnjak Jugoslavi je 1971 , S. 159). 
80 An der Gründung der Bauxit-Trust AG, Zürich, hatte die Vereinigte Aluminium-Werke AG, 

Berlin-Hamburg, mitgewirkt, um über diese Holdinggesellschaft auf den Bauxitbergbau der 
südosteuropäischen Länder Einfluß zu gewinnen (B. Jurkovic, a. a. O., S. 309 f.). 

81 BA, RWM, R 7 VII/32: Die Wirtschaftsstruktur Kroatiens. 
82 3,7 Mio t in 1938 (BA, RWM, R 7 XII/97: Bericht aus Agram, 8. und 10.11. 41). 
83 V. Blaskovic, Ekonomska Geografija Jugoslavije, Zagreb 1970, S. 200. 
84 S. Dimitrijevic, Das ausländische Kapital. . . , a. a. O., S. 60. 
85 B. Jurkovic, a. a. O., S. 311. 
86 Siehe Seite 228. 
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Deutschland die Rekordziffer von 405 830 t87. Die mit Kriegsbeginn zunächst stark 
rückläufigen Ausfuhren88 sind darauf zurückzuführen, daß die Beförderung vom 
Wasserweg auf den Landweg umorientiert werden mußte89, was infolge der ver­
kehrsmäßigen Abgelegenheit der meisten Gruben außerordentliche Schwierigkei­
ten bereitete. 

Sogar auf einem Rohstoffsektor, wo Jugoslawiens Vorkommen im Vergleich zu 
anderen südosteuropäischen Ländern offensichtlich minimal waren90, wurden 
deutsche Firmen aktiv: bei der Erschließung von Erdöl- und Erdgasreserven. 

Zur Erforschung der nationalen Erdöllagerstätten hatte die jugoslawische Re­
gierung nach dem Ersten Weltkrieg durch großzügige Konzessionsvergabe vor 
allem amerikanische, englische und holländische Konzerne ins Land geholt. Doch 
die Konzessionen blieben zum großen Teil unausgenutzt und die meisten der neu­
gegründeten Erschließungsgesellschaften stellten ihre Arbeiten wegen zu geringer 
Aussicht auf Erfolg bald wieder ein91. 

Der mit der Konjunkturbelebung der dreißiger Jahre, speziell aber mit dem 
Aufrüstungsprogramm und dem Anlegen strategischer Reserven rasch wachsende 
Treibstoffbedarf im Reich92 veranlaßte deutsche Unternehmen, in den jugoslawi­
schen Erdölvorkommen zu investieren. Im Jahre 1939 gründeten die Gewerkschaft 
Elwerath, die Preußag, die Deutsche Erdöl AG und die Wintershall AG zum 
Zwecke geologischer Untersuchungen der vermuteten Erdöllagerstätten Jugosla­
wiens die Firma „Jugopetrol" AG93. In dieses Unternehmen brachten drei halb­
staatliche und auf Initiative der jugoslawischen Regierung geschaffene For­
schungsgesellschaften — „Uljanik", „Bitumen" und „Panonija" — ihre Konzes­
sionsgebiete ein94, die fast die gesamte erdölhöffige Region des Landes umfaßten95. 
Die Erkundungsarbeiten waren recht erfolgreich. Während 1930 erst minimale 
277 t gefördert worden waren, flossen zehn Jahre später immerhin fast 2000 t aus 
jugoslawischen Ölquellen96. 

Auch die nicht unerheblichen Erdgasvorkommen des Landes97 lockten deutsche 
Investoren an. Die IG Farbenindustrie AG finanzierte Bodenuntersuchungen98 und 

87 Statistisches Handbuch von Deutschland 1928-1944 (StHD), S. 435. 
88 Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich (StJDR) 1941/42, S. 335. 
89 BA, RWM, R 7 XII/97: Bericht aus Agram, 8. und 10.11. 41. 
90 Vgl. L. Sommermeier, Die erdölhöffigen Gebiete in Jugoslawien, in : A. Bentz (Hg.), Erd­

ölfragen im südosteuropäischen Raum, in: Öl und Kohle, off. Organ der Deutschen Gesell­
schaft für Mineralölforschung, Jg. 36, Nr. 40, Berlin 22.10. 40. 

91 Vgl. B. Jurkovic, a. a. O., S. 316 ff. 
92 Vgl. W. Birkenfeld, Der synthetische Treibstoff . . . , a. a. O., passim. 
93 BA, RWM, R 7 VII/32: Die Wirtschaftsstruktur Kroatiens, Ausarbeitung der Volksw. Abt. 

der IG Farben, 23.3 .42. 
94 B. Jurkovic, a. a. O., S. 319. 
95 BA, RWM, R 7 XII/92: Erdöl in Kroatien, 16 .11. 43. 
96 Ebenda. 
97 1939 wurden in Jugoslawien 2,6 Mio cbm Erdgas gewonnen (Statisticki Godisnjak Jugo­

slavije 1971, S. 159. 
98 NAW, T 301/140/NI 5961: Bericht der Wirtschaftspolitischen Abteilung, 10. 6 .41. 
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in der Chemischen Fabrik „Methan" AD, Zagreb, waren die Rütgerswerke mit 
80 vH. des Grundkapitals größter Aktionär99. 

Das Interesse der deutschen Unternehmen an den übrigen Zweigen der jugosla­
wischen Wirtschaft hatte mit dem Anschluß Österreichs im März 1938 zugenom­
men. Die Deutsche Bank AG ging eine enge Kooperation mit Österreichs bedeu­
tendstem Bankhaus, der Österreichischen Creditanstalt-Wiener Bankverein, ein100 

und faßte durch diese Zusammenarbeit erstaunlicherweise zum ersten Mal seit 
ihrem Bestehen in Jugoslawien Fuß. Stützpunkt der Creditanstalt-Bankverein AG 
auf dem jugoslawischen Markt war der Allgemeine Jugoslawische Bankverein, 
Zagreb-Beograd101, dessen belgische und tschechische Minderheitsanteile nach und 
nach mit Hilfe der Deutschen Bank aufgekauft wurden. Bei Kriegsbeginn waren 
91,8 vH. des Aktienkapitals in deutschen Händen102. 

Eine Erhöhung des Grundkapitals von 60 auf 100 Millionen Dinar im Jahre 
1940 machte den Allgemeinen Jugoslawischen Bankverein zum größten Kredit­
institut des Landes und zur führenden deutschen Bank in ganz Südosteuropa103. 
Die wichtigsten Kapitalbeteiligungen104 der Creditanstalt-Bankverein AG an der 
jugoslawischen Holz-, Textil- und Nahrungsmittelindustrie waren hier zusam­
mengefaßt. Die Bank pflegte die Finanzierung von Investitionen wie auch der Ge­
schäftsverbindungen ihrer Kunden mit Firmen im Deutschen Reich. Als der Krieg 
ausbrach, hatte man sich auf diese Weise gegenüber den häufig unter englischem 
oder französischem Einfluß stehenden südosteuropäischen Banken ein verhältnis­
mäßig spionagesicheres Institut geschaffen, über welches der deutsche Außenhan­
del mit Jugoslawien abgewickelt werden konnte105. 

Weniger erfolgreich operierte die sonst so expansive IG Farbenindustrie AG106. 
Zwar partizipierte diese Firma über ihre Beteiligung an der Dynamit Nobel, Bra­
tislava, an deren Investitionen in jugoslawischen Chemiebetrieben107. Doch ihre 

99 BA, RWM, R 7 VII/32: Die Wirtschaftsstruktur Kroatiens. 
IOO IfZ Dok. NID 7364: Beteiligung deutscher Banken an ausländischen Banken in den Jahren 

1938 ff.; die Aktienmehrheit der Creditanstalt-Bankverein AG übernahm die Deutsche Bank 
erst 1942. 

101 Vgl. B. Jurkovic, a. a. O., S. 253 ff. 
102 S. Dimitrijevic, Das ausländische K a p i t a l . . . , a. a. O., S. 20. 
103 Mitteilungen des MWT, 7. Jg. 1941, Nr. 1 v. 2 7 . 1 . 4 1 : Deutsche Bankinteressen in Jugo­

slawien, S. 5 ff. 
104 IfZ, Dok. NI 1926: Rundschreiben des AA an die Botschaften in Belgrad, Budapest, Sofia 

u. a., 13. 7. 38: Die Auslandsbeteiligungen der Creditanstalt-Bankverein AG sollten in Zu­
kunft für die Ziele der deutschen Handelspolitik genutzt werden. 

105 IfZ, Dok. N I 8650: IGF-Verkaufsgemeinschaft Chemikalien, Rundschreiben Nr . 338 v. 6.12. 
39. 

106 Daß die IG Farbenindustrie AG „im Hintergrund" von 24 jugoslawischen Unternehmen 
gestanden sei (S. Dimitrijevic, Vladavina stranog kapitala u bivsoj Jugoslaviji, a. a. O., 
S. 282) sagt noch nicht viel über ihren tatsächlichen Einfluß aus. 

107 Vgl. B. Jurkovic, a .a .O., S. 398; H. Radandt, Die IG Farbenindustrie und Südosteuropa 
1938 bis zum Ende des zweiten Weltkrieges, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte, Berlin 
(Ost) 1967/I, S. 84. 
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direkte Aktivität in Jugoslawien — abgesehen von den erwähnten geologischen Un­
tersuchungsarbeiten zusammen mit dem Mitteleuropäischen Wirtschaftstag - be­
schränkte sich im wesentlichen auf zwei Verkaufsorganisationen108. 

Nach der Abtretung des Sudetenlandes hatte die IG zusammen mit der Chemi­
schen Fabrik von Heyden vom Aussiger Verein, einer Firma des belgischen Solvay -
Konzerns, für 24 Millionen Mark die Werke Aussig und Falkenau gekauft109. Der 
Aussiger Verein, nach dieser Ausgliederung in Prager Verein umbenannt110, er­
weckte aber auch wegen seiner „ausschlaggebenden Bedeutung für den südost­
europäischen Chemiemarkt"111 das Interesse der IG, die nun eine Reihe von Unter­
suchungen über die ausgedehnten Beteiligungen dieses Unternehmens in Ungarn, 
Rumänien, aber auch Jugoslawien anstellen ließ112. 

Die IG und die Dresdner Bank bemühten sich offenbar recht intensiv, vom 
Prager Verein zwei nicht unbedeutende Chemiekalienerzeuger in Jugoslawien, die 
Jugoslawische Solvay-Fabrik in Lukavac und die „Zorka" Gesellschaft für Che­
mische Industrie, Beograd113, zu erwerben oder dort wenigstens eine Kapitalbeteili­
gung unterzubringen114. Da sich der Prager Verein und der Solvay-Konzern un­
interessiert zeigten, kam der Kauf nie zustande. Die Reichsregierung untersagte, in 
irgendeiner Weise Druck auszuüben, da Solvay wegen seiner internationalen Be­
deutung nicht „verprellt" werden dürfe !115 

Der Kauf des Kupferbergwerks Bor 

Englisches und französisches Kapital war seit Ende der dreißiger Jahre angesichts 
der wachsenden Vormachtstellung Deutschlands im Balkanraum teilweise aus 
Jugoslawien abgezogen worden116. Die raschen Siege der deutschen Armeen in Ost-

108 S. Dimitrijevic, Das ausländische Kapital .. . , a. a. O., graph. Darst. III b. S. 96; vgl. auch 
NAW, T 301/139/NI 1172: Schreiben an „Juganil", Zagreb, 3. 6. 38; NAW, T 301/139/NI 
1454: Bericht über IG-Treffen in Frankfurt, 19.2.40. Den Verkaufsfilialen der IG in 
Jugoslawien wirft S. Dimitrijevic (Vladavina stranog kapitala u bivsoj Jugoslaviji, a. a. O., 
S. 295) vor, Wirtschaftspionage getrieben zu haben, was wohl damit zusammenhängt, daß 
diese Vertretungen auch dazu dienten, Marktanalysen anzufertigen und die Zentrale über 
die Aktivität der Konkurrenz auf dem Laufenden zu halten. 

109 NAW, T 301/139/NI 1139: Übernahmevertrag v. 7.12. 38. 
110 Ebd., NI 1178: Nachtrag zur Vowi-Arbeit 3024 v. 28. 7. 38. 
111 NAW, T 301/143/NI 10408: Untersuchung über den Aussiger Verein. 
112 Ebd., NI 10408; NI 10402: Besprechung betr. Aussiger Verein, 13. 10. 38; NI 10615: Ver­

traulicher Bericht, 27728.4.39; NAW T 301/139/NI 1138: Mitteilung an die Mitglieder 
des Südosteuropa-Ausschusses, 1. 9. 42; u. a. 

113 Vgl. B. Jurkovic, a. a. O., S. 385 f. u. 387. 
114 IfZ, Dok. NI 10410: Testimony of Drs. Karel Martinek u. Antonin Srba (Anklage-Doku­

ment), o. D. 
115 Vgl. H. Radandt, a. a. O., S. 99 ff., 105. D. Eichholtz (Geschichte der deutschen Kriegswirt­

schaft etc., S. 183) begründete diese Rücksichtnahme damit, daß „unter den Großmächtigen 
des internationalen Finanzkapitals das ,fair play' zivilisierter Gangsterchefs" geherrscht 
habe! 

116 Vgl. S. Dimitrijevic, Das ausländische Kapi ta l . . . , a. a. O., S. 79 f. 
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und Westeuropa 1939 und 1940 förderten die Verkaufsbereitschaft der Eigentümer 
von Kapitalbeteiligungen in Gebieten, die dem politischen und wirtschaftlichen 
Einfluß des Reiches jetzt ohne die bisherige Rückendeckung bei den Westmächten 
ausgesetzt waren. 

Die Bestrebungen der deutschen Industrie, solche Einkaufsgelegenheiten zu nut­
zen, wurden von der Reichsregierung unterstützt, die es begrüßte, wenn Beteili­
gungen französischer, belgischer oder holländischer Unternehmen in deutsche 
Hände übergingen117, um diesen strategisch wichtigen Versorgungsraum auch in 
Zukunft von ausländischen Interessen möglichst frei zu halten. 

Eine Untersuchung der Fachgruppe Metallerzbergbau hatte im September 1940 
deutlich gemacht, wie schlecht es um die Deckung des Metallbedarfs der euro­
päischen Industrie ohne die Lieferungen aus den überseeischen Ländern bestellt 
war. So fehlten in diesem Falle 42 vH. des benötigten Kupfers und Bleis, 61 vH. 
des Zinks und 87 vH. des Nickels118. Bis zur damals bereits geplanten Zerschlagung 
der Sowjetunion und damit der Eroberung der reichen russischen Bodenschätze war 
es also existenznotwendig, die europäischen Erzreserven so intensiv wie möglich zu 
nutzen. 

Gerade die bedeutenden Metallerzvorkommen Jugoslawiens waren bisher nur zu 
einem geringen Teil erschlossen und ausgebeutet worden119. Gelang es, die Rechte 
ausländischer Unternehmen an den aussichtsreichsten Lagerstätten zu erwerben, so 
konnte die Förderung durch entsprechende Investitionen fast nach Wunsch gestei­
gert werden. Auch die jugoslawische Regierung war offensichtlich daran inter­
essiert, die deutschen Kapitalanlagen auf Kosten der beherrschenden englischen 
und französischen Anteile erweitert zu sehen. So verhandelte Generalkonsul Neu­
hausen im Jahre 1940 mit den jugoslawischen Behörden über einen Ankauf der 
modern eingerichteten Blei- und Zinkbergwerke in Trepca120 aus englischem Be­
sitz. Ministerpräsident Cvetkovic war bereit, die Trepca-Werke für die jugosla­
wische Regierung vom Eigentümer, der Selection Trust Company, London, mit 
Mitteln aus dem staatlichen Devisenfonds zu erwerben und anschließend zur Über­
nahme durch deutsche Firmen freizugeben121 — da direkte Kontakte zwischen den 
kaufinteressierten Unternehmen des Reiches und dem englischen Konzern ja nicht 
mehr möglich waren. Ursache dieser Hilfsbereitschaft Belgrads war wohl nicht nur 

117 IfZ, Dok. N I 1944: Streng vertrauliches Schreiben des Reichswirtschaftsministers an ver­
schiedene Banken, 24.10. 40. 

118 Dok. 3 : Anlage zu Rundschreiben Fachgruppe Metallerzberghau, 3. 9. 40, in: W. Schumann, 
Die faschistische ,Neuordnung' Europas nach den Plänen des deutschen Monopolkapitals, 
Programme der Metallindustrie, des Metallerz- und Kohlenbergbaus im Jahre 1940, in: 
Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, Berlin (Ost), 19 (1971). 

119 Vgl. R. L. Wolff, a. a. O., S. 181 ff. 
120 Die Erzvorräte Trepca's wurden auf 2,5 Mio t geschätzt mit einem durchschnittl. Zink-

gehalt von 8,5 und einem Bleigehalt von 8,7 v. H. 1938 förderte das Werk 699 294 t Blei- und 
Zinkerze (B. Jurkovic, a. a. O., S. 307). In ganz Jugoslawien wurden 1939 775 000 t Blei-
und Zinkerze gefördert (Statisticki Godisnjak Jugoslavije 1971, S. 159). 

121 Vgl. M. Zöller, a. a. O., S. 308. 
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die Absicht, die im Bergbau des Landes so einseitig vorherrschenden englischen 
Kapitalinteressen zurückzudrängen und die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
Deutschland zu intensivieren, sondern vermutlich auch die Überzeugung, daß von 
den deutschen Investoren mehr Aktivität besonders auf dem Gebiet der Verhüt­
tung und Weiterverarbeitung, zu erwarten war als von den vom jugoslawischen 
Markt abgeschnittenen englischen Kapitalgebern. 

Zu einem positiven Abschluß der Verhandlungen kam es offensichtlich nicht, da 
die deutsche Revisions- und Treuhand AG noch im Dezember 1942 im Auftrag des 
Reichswirtschaftsministeriums ein Gutachten über den Wert des der Trepca Mines 
Ltd. gehörenden Bleischmelzwerks in Zvecane erstellte122. Dieses Gutachten sollte 
als Verhandlungsgrundlage für den Kauf der Zvecaner Betriebe dienen, der jedoch 
zur Zeit nicht möglich war, da sich die Aktien des Unternehmens „nicht im deut­
schen Verfügungsbereich" befanden. Die Trepca-Werke waren damals bereits seit 
April 1941 unter kommissarische Verwaltung der deutschen Besatzungsbehörden 
gestellt. Es ist immerhin bemerkenswert, daß an eine Enteignung dieses „Feind­
staatenvermögens" selbst im besetzten Serbien nie gedacht war. 

Möglich waren dagegen Verhandlungen mit den Eignern der „Compagnie Fran-
caise des Mines de Bor". Diese Gesellschaft, die Kupfervorkommen bei Bor in Ser­
bien ausbeutete, bestand bereits seit Anfang des Jahrhunderts. 1936 wurde das 
Grundkapital auf 120 Millionen francs erhöht. Die Mehrheit der Aktien lag bei 
der Societé Mirabaud, weitere Pakete waren im Besitz anderer französischer Fir­
men und auch der Gründer Gj. Weifert besaß noch einen kleinen Anteil123. 

Da Jugoslawien etwa 3 bis 4000 t raffiniertes Kupfer jährlich importieren 
mußte, drängte die Regierung die Gesellschaft 1936, gegen eine Erweiterung ihrer 
Konzession eine Elektro-Raffinerie zu errichten. Bereits 1938 begann dieses Werk 
zu produzieren124. 1939 förderte Bor 984 000 t Kupfererz und produzierte 41 643 t 
Roh- und 12 463 t Elektrolytkupfer125. Bor war damit der größte europäische Kup­
ferproduzent (ca. 2 vH. der Weltproduktion) und verfügte über die einzigen be­
deutenden Kupfervorkommen in der Nähe der europäischen Industrie126. 

Die Ertragslage des Unternehmens war glänzend. Schon 1929 wurde eine Divi­
dende von 300 Prozent ausbezahlt!127 Trotz des starken Rückgangs der Kupfer­
preise seit der Weltwirtschaftskrise erwirtschaftete Bor von 1928 bis 1937 einen 
Reingewinn, der fast das Zwanzigfache des Grundkapitals (1996 vH.) betrug128. 
Allein die als Nebenprodukt gewonnenen Gold- und Silbermengen reichten bei-

122 BA, RWM, R 7 VIII/30: Gutachten der Deutschen Revisions- und Treuhandges. v. 28.12. 
42. 

123 B. Jurkovic, a. a. O., S. 303. 
124 R. L. Wolff, a. a. O., S. 181; Die Bodenschätze der südosteuropäischen Länder, 2. Teil, 

Eisen und Kupfer, Schriften der Südosteuropa-Gesellschaft, Wien 1944, S. 69. 
125 Statisticki Godisnjak Jugoslavije 1971, S. 159. 
126 S. Dimitrijevic, Das ausländische Kapital . . . , a. a. O., S. 49 f. 
127 B. Jurkovic, a. a. O., S. 303. 
128 S. Dimitrijevic, a. a. O., S. 68. 
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nahe zur Deckung der gesamten Betriebskosten für Förderung und Verhüttung 
aus129. Von staatlichen Abgaben war die Gesellschaft seit der Errichtung der Elek-
troraffinerie für 15 Jahre befreit130. 

Doch die bisher ausgebeuteten Erzreserven mit reichem Metallgehalt waren 
Ende der dreißiger Jahre ziemlich erschöpft, so daß immer mehr auf sogenannte 
Armerze mit geringem Metallgehalt zurückgegriffen werden mußte131 . Diese Ta t ­
sache mag neben der veränderten politischen Konstellation in Europa zu dem Ent­
schluß des Hauptaktionärs beigetragen haben, sich von seiner Beteiligung an der 
Compagnie Francaise des Mines de Bor zu trennen. 

Die Behauptung jedenfalls, das Bankhaus Mirabaud wäre nie zum Verkauf be­
reit gewesen, „wenn nicht der deutsche Kommißstiefel die Boulevards beherrscht 
hätte"132 , entspricht kaum den Tatsachen. Auf Mirabaud wurde offenbar in keiner 
Weise Druck ausgeübt. Da der Hauptaktionär nu r über 63 vH. der insgesamt 
600 000 Aktien verfügte133 und das Reich darüber hinaus auch noch die teilweise 
stark verstreuten restlichen Anteile zu erwerben trachtete, mußte von vornherein 
ein attraktiver Preis geboten werden134. Daß für die Reichsregierung der Erwerb 
von Bor „aus kriegswirtschaftlichen Gründen eine zwingende Notwendigkeit"135 

darstellte, hat ihre Verhandlungsposition eher verschlechtert. 

Die Besprechungen mi t Mirabaud in Paris begannen im Oktober 1940. Da ver­
suchte die französische Regierung, den Verkauf der Kupferinteressen in Jugosla­
wien durch einen Ministerratsbeschluß zu verhindern. Delegationsleiter Neuhau­
sen berichtete, daß die Verhandlungen erst vorankamen, „nachdem Laval von 
deutscher Seite eingeschaltet worden sei und die Aufhebung dieses Ministerrats­
beschlusses sowie die Zustimmung des Marschalls Pétain zum Verkauf veranlaßt 
habe . . ,"136. 

Im Februar 1941 kam der Kaufvertrag zwischen der Preußischen Staatsbank 
und der Banque Mirabaud zustande. Das Aktienpaket wechselte für 1,26 Milliar­
den francs (ca. 66 Millionen Reichsmark) den Besitzer. Das bedeutete, daß die 

129 B. Jurkovic, a. a. O., S. 304. Gefördert wurden jährlich ca. 1900 kg Gold und 6000 kg Silber 
(BA, RWM, R 7 XII/98: Berichte über die Besichtigung der Betriebe der Mines de Bor). 

130 S. Dimitrijevic, a. a. O., S. 68. 
131 B. Jurkovic, a .a .O., S. 303. Vgl. auch V. Blaskovic, Ekonomska Geografija Jugoslavije, 

Zagreb 1970, S. 194 f. 
132 H. Radandt, Kriegsverbrecherkonzern Mansfeld, Die Rolle des Mansfeld-Konzerns bei der 

Vorbereitung und während des zweiten Weltkriegs, Berlin (Ost) 1957, S. 249. 
133 Ebd., S. 247. 
134 BA, RWM, R 7 XII/98: Mines de Bor-Konsortium an R W M und RFM, 18. 8. 41. Bei sol­

chen Erwerbungen in besetzten Ländern wurde der Kaufpreis der Aktien in der Regel auf 
der Grundlage der amtlichen Börsenkurse festgesetzt. Einzig der Wechselkurs der meist 
überbewerteten Reichsmark bot den Interessenten einen gewissen Vorteil (vgl. O. Ulshöfer, 
Einflußnahme auf Wirtschaftsunternehmungen in den besetzten nordwest- und südosteuro­
päischen Ländern während des Zweiten Weltkrieges, insbesondere der Erwerb von Beteili­
gungen [Verflechtung], Tübingen 1958, S. 139). 

135 BA, RWM, R 7 XII/98: Mines de Bor-Konsortium an RWM und RFM, 18. 8. 41. 
136 Zit. bei H. Radandt, Kriegsverbrecherkonzern Mansfeld, S. 249. 
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Preußische Staatsbank für das gesamte Aktienkapital der Mines de Bor 2 Milliar­
den francs, also 105 Millionen Reichsmark, aufzuwenden haben würde137. 

Die Preußische Staatsbank kaufte von nun an sämtliches Material, das von Bor-
Aktionären an der Pariser Börse angeboten wurde, zum Festgebot von 3500 ffrs = 
175 RM auf. Diese Übernahmeaktion setzte sich auch ungehindert fort, nachdem 
Serbien längst von den deutschen Truppen besetzt war und es eines rechtmäßigen 
Besitzwechsels garnicht mehr bedurft hätte, um die Kupfervorkommen in eigener 
Regie auszubeuten. Schon im August 1941 war der deutsche Kapitalanteil auf 
76 vH.138, bis Ende 1942 auf 81,8 vH.139 erhöht worden. Von Januar bis August 
1943 wurden weitere 217140, vom 1. 1. bis 31. 12. 1944, also buchstäblich bis zum 
letzten Moment, nocheinmal 210 Stück141 angekauft — ein wahrhaft eindrucksvolles 
Beispiel kaufmännischer Gewissenhaftigkeit! Der Sitz der Gesellschaft, die nun 
„Bor Kupferbergwerke und Hütten AG" firmierte, wurde 1943 nach Straßburg 
verlegt142. 

Es bestand jedoch nicht die Absicht, die Bergwerke von Bor als staatlichen Regie­
betrieb zu führen. Die Aktien sollten einem Konsortium überlassen werden, das zu 
gleichen Teilen aus der Preußischen Bergwerks- und Hütten-AG (Preußag), der 
Mansfeld AG für Bergbau und Hüttenbetrieb, Eisleben, und der schon vor dem 
Krieg von deutscher Seite mit öffentlichen Mitteln gegründeten143 „Jugomontan"-
Gesellschaft, Belgrad, zusammensetzte. Der Geschäftsführer der Jugomontan, Ge­
neralkonsul Neuhausen, nach dem Einmarsch in Jugoslawien zum Generalbevoll­
mächtigten für die Wirtschaft in Serbien avanciert, wurde nun auch als Verwal­
tungsratspräsident der Mines de Bor eingesetzt144, um den Interessen des Reiches 
ein angemessenes Gewicht zu verleihen. 

Doch die Konsorten stimmten schon in der ersten grundsätzlichen Frage, dem 
angemessenen Übernahmepreis, mit den zuständigen Reichsbehörden nicht über-
ein. In einer ausführlichen Denkschrift145 an die mit der Angelegenheit befaßten 
Minister machten sie deutlich, daß nach ihrer Überzeugung das Reich mit seinem 
dringenden Interesse, das jugoslawische Kupferbergwerk möglichst vollständig in 
deutsches Eigentum zu überführen, einen weit überhöhten Kurs für die Bor-Aktien 
bezahlt habe, der sich nur politisch rechtfertigen ließe. Für die beteiligten Unter-
137 BA, RWM, R 7 XII/100: Ausarbeitung des Reichsfinanzministerium vom Januar 1942; 

H. Radandt, a. a. O., S. 247. 
138 BA, RWM, R 7 XII/98: R. Stahl (Reichsgruppe Industrie) an Reichsfinanzminister, 7. 8. 41. 
139 BA, RWM, R 7 XII/102: Preußische Staatsbank an Preuß. Finanzminister, 6. 8. 43. 
140 Ebd. 
141 Ebd., Preußag an Reichswirtschaftsminister, 22 .1 . 45. 
142 BA, RWM, R 7 XII/100: Vertrag zwischen „Reich" und „Bor", 15. 5. 45. 
143 S. Dimitrijevic, Das ausländische Kapital . . . , a. a. O., S. 56. Die Jugomontan hatte sich 

ursprünglich die Erschließung der jugoslawischen Molybdän-Vorkommen zur Aufgabe ge­
macht. 1941 übernahm die Jugomontan die bereits 1937 vom Mitteleuropäischen Wirt-
schaftstag untersuchten Blei- und Kupfervorkommen in Buskovo/Montenegro (MWT, Zwi­
schenbericht v. Februar 1941). 

144 BA, RWM, R 7 XII/98: R. Stahl (Reichsgruppe Industrie) an Reichsfinanzminister, 7. 8. 41. 
145 Ebd., Mines de Bor-Konsortium an R W M und RFM, 18. 8. 41. 
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nehmen jedoch könne kein anderer als der Preis maßgebend sein, der sich auf 
Grund des Zeitwerts der Anlagen und der zu erwartenden Rentabilität ergäbe. 

Eine Bewertung der Mines de Bor hatten Mansfeld AG und Preußag bereits im 
März 1941 durchgeführt146. Man war dabei von einer gewinnbaren Roherzmenge 
von 13 Millionen t ausgegangen, die etwa 450 000 t ausbringbares Kupfer enthielt. 
Nach Ansicht der Prüfer war der Grubenbetrieb auf eine Höchstförderung von 
1 Million t jährlich zugeschnitten, was der Kupfererzeugung der vorangegangenen 
Geschäftsjahre entsprach. Legte man den derzeit von der Reichsstelle für Metalle 
vergüteten Kupferpreis von 735 RM per t147 zugrunde, so ergab sich ein Wert der 
gesamten Anlagen von 52,5 Millionen Reichsmark148. Das Reich hatte das Kupfer­
bergwerk Bor somit von den Aktionären für eine Summe erworben — und erwarb 
es noch — die den wirtschaftlich zu rechtfertigenden Preis um 100 vH. überstieg! 

Eine im Laufe der Auseinandersetzungen mit dem Bor-Konsortium vorgenom­
mene Untersuchung des Reichswirtschaftsministeriums149 wie auch ein im Auftrag 
der Regierung erstelltes Gutachten der Deutschen Revisions- und Treuhand AG150 

kamen zu ähnlichen Ergebnissen. Nach langwierigen Verhandlungen einigten sich 
die Konsorten mit den Reichsbehörden auf einen Kaufpreis von 60 Millionen 
Reichsmark, umgerechnet auf 100 vH. des Aktienkapitals151, was einem Preis pro 
Aktie von 100 Reichsmark entsprach152. Die Papiere wurden jeweils nach Erwerb 
durch die Preußische Staatsbank von den Gesellschaftern zu je einem Drittel über­
nommen. Die Differenz zwischen dem Ankaufskurs und dem endgültigen Über­
nahmepreis von 75 Reichsmark pro Aktie oder 45 Millionen Reichsmark für das 
gesamte Kapital einschließlich der noch zu erwerbenden Anteile war vom Reich als 
„politische Spitze" zu tragen153. Jedoch sollte dieser der Öffentlichen Hand ent­
stehende Verlust durch einen Besserungsschein, also mittels einer beträchtlichen 
Beteiligung des Reiches an den zukünftigen Gewinnen, abgedeckt werden154. 

146 Ebd., Berichte über die Besichtigung der Betriebe der Mines de Bor, 16. 4., 23. 4. und 
9 .5 .41 . 

147 Dieser Preis entsprach ungefähr der damaligen Weltmarktnotierung. US-Kupfer kostete im 
Juli 1939 10,2 c, im Oktober 39 in folge der weltweiten Vorratskäufe 12,63 c p. Ib. Der 
Preis schwächte sich dann bis zum Sommer 1940 wieder etwas ab (Reichs-Kredit-Gesellschaft 
AG Berlin: Preise, Währungen und Güteraustausch in Europa und Übersee, Januar 1941, 
S. 10). 

148 Auf die Abhängigkeit der Bewertung von der nicht übersehbaren Entwicklung der Lohn­
kosten und der Kupferpreise innerhalb der auf 13 bis 15 Jahre geschätzten Betriebszeit 
wurde hingewiesen (BA, RWM, R 7 XII/98: Besprechung wegen Kaufverhandlungen, 16. 2. 
42). 

149 Ebd., Gutachten R. Stahl (Reichsgruppe Industrie), 20. 6. 42. 
150 BA, RWM, R 7 XII/100: Gutachten der Deutschen Revisions- und Treuhand AG, Berlin, 

31. 7. 42. 
151 BA, RWM, R 7 XII/98: Reichswirtschaftsminister an Konsorten, 12.11. 42. 
152 Dieser Preis wurde bis zuletzt von den Gesellschaftern angelegt (BA, RWM, R 7 XII/102: 

Preußag an RWM, 22 .1 . 45). 
153 BA, RWM, R 7 XII/102: RWM an Preußag, 12.8 .43. 
154 Vom Reingewinn wurde zunächst eine Verzinsung des Gesellschafterkapitals in Höhe von 



Deutsche Rohstoffsicherungspolitik in Jugoslawien 1934—1944 235 

Schwierigkeiten im zerschlagenen Jugoslawien 

So war der Anteil deutscher Firmen an den ausländischen Kapitalgebern der jugo­
slawischen Wirtschaft zwar gestiegen155, aber von einer wesentlichen Zurückdrän­
gung der englischen, französischen, belgischen oder tschechischen Unternehmen 
konnte kaum die Rede sein. Die Reichsregierung leistete zwar den Unternehmen, 
die sich bemühten, Balkan-Beteiligungen von Konzernen aufzukaufen, die in nun 
von deutschen Truppen besetzten Gebieten domizilierten, moralische und finan­
zielle Hilfestellung156. Doch die Erfolge waren — von der Übernahme der Mines de 
Bor abgesehen — bescheiden157. Das Reichswirtschaftsministerium verwahrte sich 
dagegen, daß auf Unternehmen in besetzten Ländern in irgendeiner Weise Druck 
ausgeübt wurde und wies die deutschen Interessenten an, Kaufverhandlungen aus­
schließlich „auf kommerzieller Basis" zu führen158. 

Dieses geradezu behutsame Vorgehen159 folgte aus der Erkenntnis, daß man auf 
den guten Willen der Wirtschaftskreise in den Besatzungsgebieten zur Zusammen­
arbeit angewiesen war und die meist international verflochtenen, mit engen Bezie-

6 v. H. abgezogen. Vom verbleibenden Überschuß erhielt das Reich, einen mit der Gewinn­
höhe zunehmenden Anteil (50 v. H. von den ersten 2 Mio,, 60 von der 3., 70 von der 4. und 
80 von der 5. und weiteren Mio.), bis die Kaufpreisdifferenz zuzüglich 4,5 v. H. Zinsen 
abgedeckt war. Dann sollte der Gewinnanteil des Reiches um die Hälfte vermindert werden; 
BA, RWM, R 7 XII/98: Reichswirtschaftsminister an Konsorten, 12.11.42. 

155 Der Anteil deutschen Kapitals an den gesamten Auslandsinvestitionen in Jugoslawien war 
mit dem Anschluß Österreichs auf 6,77 v. H., nach der Eingliederung des Sudetenlandes auf 
ungefähr 13 v. H. angewachsen (R. W. Krugmann, Südosteuropa und Großdeutschland, 
Entwicklung und Zukunftsmöglichkeiten der Wirtschaftsbeziehungen, Breslau 1939, S. 89) 
und nahm damit nach dem französischen (1937: 16,99 v. H.) und englischen Kapital (14,06) 
die 3. Stelle ein (Deutschland und Südosteuropa, S. 127). Die Hinzurechnung des tsche­
chischen Anteils nach der Besetzung dieses Landes (Ebd., S. 127; A.Basch, a .a .O. , S. 205; 
u. a.) ist nur bedingt richtig, da eine absolute Kontrolle der meist international verflochte­
nen tschechischen Unternehmen nicht gegeben war. 

156 IfZ, Dok. N I 1944: Streng vertrauliches Schreiben des Reichswirtschaftsministers an ver­
schiedene Banken, 24 .10.40; NAW, T 301/143/NI 10717: Streng vertrauliches Protokoll 
der Sitzung des Großen Beirats der Reichsgruppe Industrie, 3.10. 40. 

157 O. Ulshöfer (a. a. O., S. 140 ff.) nennt als wesentliche Ursache für das geringe Ausmaß der 
Verflechtung zwischen der deutschen Industrie und Firmen in den besetzten Gebieten auch 
den Meinungsumschwung in ausländischen Wirtschaftskreisen, die zunächst unter dem Ein­
druck der deutschen militärischen Erfolge eine engere Verbindung mit dem Reich für die 
Nachkriegszeit als nützlich erachteten, mit der Wende des Krieges aber zurückhaltender 
wurden. 

158 D . E ichho l t z , Geschichte de r deu t schen Kr iegswir t schaf t 1 9 3 9 - 1 9 4 5 , Bd . I , Be r l i n (Ost) 1 9 7 1 , 

Anhang: Dokumente zur „Neuordnung des europäischen Großwirtschaftsraumes", Nr. VI, 
1: Aktennotiz v. Ministerialdirigent G. Schlotterer (RWM), 16. 9. 40. 

159 Im Reichswirtschaftsministerium wurde 1940 euphemistisch die Zielvorstellung einer euro­
päischen Großraumwirtschaft unter deutscher Führung proklamiert, wo „den anderen Völ­
kern in diesem Raum ein Platz eingeräumt wird, in dem sie leben können, in dem sie sich 
entwickeln können, in dem sie sich wohlfühlen und in dem auch ihre eigenen Interessen zu 
Worte kommen"; NAW, T 301/143/NI 10717: Streng vertrauliches Protokoll der Sitzung 
des Großen Beirats der Reichsgruppe Industrie (Ansprache Dr. Schlotterer, RWM), 3.10. 40. 
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hungen zu den noch neutralen Staaten ausgestatteten Konzerne angesichts der 
hohen Einfuhrabhängigkeit Deutschlands nicht vergrämen durfte. 

In der geplanten Neuordnung Europas war den Rohstoffländern des Südostens 
ein weniger bevorzugter Rang zugedacht als den westlichen Industriegesellschaften. 
Die unterentwickelten Balkanvölker glaubte man an strafferen Zügeln führen zu 
müssen160. Doch in Anbetracht der guten politischen Beziehungen zu den südost­
europäischen Staaten, deren Ausbruch aus dem deutschen Machtbereich nicht mehr 
denkbar war, von denen aber auch jeder auf seine Weise durch die Anlehnung an 
die wiedererstandene, Erfolg auf Erfolg türmende Großmacht zu profitieren hoffte, 
wäre es ganz unvorteilhaft gewesen, die völlige Botmäßigkeit mit militärischen 
Mitteln erzwingen zu wollen, dabei Krisenherde zu schaffen und den Widerstand 
der Bevölkerung gegen sich aufzubringen161. 

Der Balkanfeldzug vom April 1941, nach dem mißglückten italienischen Angriff 
auf Griechenland und dem Offiziersputsch in Belgrad zur Sicherung der deutschen 
Versorgungsbasis in Südosteuropa für notwendig gehalten162, war nicht nur wegen 
der Verschiebung des Überfalls auf die Sowjetunion ein folgenschwerer Betriebs­
unfall. Im besetzten und zerschlagenen Jugoslawien war das eingetreten, was man 
eben gerade vermeiden wollte: der latente, schließlich auch offene und immer stö­
render werdende Widerstand der Bevölkerung. 

Das niedergeworfene Jugoslawien wurde von seinen Nachbarstaaten wie ein 
Stück Beute zerrissen. Italien sicherte sich die Kontrolle über die gesamte Adria-
küste. Ungarn wurde für seine Teilnahme am Feldzug mit der Backa entlohnt. 
Bulgarien erhielt das westliche Mazedonien, den Rest dieses an Bodenschätzen be­
sonders reichen Gebietes schlug man dem italienisch beherrschten Albanien zu. Das 
verkleinerte Serbien unterstand trotz eigener Verwaltung durch das Kabinett des 
„serbischen Pétain", General Nedic, den Weisungen der deutschen Besatzungsbe­
hörden. In dem um Bosnien und Herzegowina erweiterten Kroatien aber durfte der 
„Poglavnik" Ante Pavelic einen „Unabhängigen Staat Kroatien" ausrufen, der in 
Wirklichkeit auch nur eine Marionette der Achsenmächte war, doch im Vergleich 
zu Serbien eigene diplomatische Vertretungen, eine reguläre Armee und andere 
Privilegien besaß. Der Unterschied war deutlich: das angeblich immer schon 
Frankreich zugeneigte Serbien wurde als besiegter Kriegsgegner, das deutsch­
freundliche Kroatien unter dem Ustasaführer als verdienter Verbündeter behan­
delt163. 

160 IfZ, Dot . EC 121: Secret note on Conference with Funk, re. economic reOrganization of 
Europe, 22. 7. 40. 

161 Die strategischen Interessen Hitlers in Südosteuropa beschränkten sich auf die für den Ruß­
landfeldzug notwendige Sicherung der „Südostflanke", die so lange wie möglich durch eine 
kräftesparende Bündnispolitik erreicht werden sollte. Vgl. L. Gruchmann, Die ,verpaßten 
strategischen Chancen' der Achsenmächte im Mittelmeerraum 1940/41, in dieser Zeitschrift 
18(1970), S. 466 ff. 

162 ADAP, Serie D, Bd. XI, 2, Dok. Nr . 369: Der Führer an den Duce, 20.11. 40. Vgl. auch 
L. Gruchmann, Der Zweite Weltkrieg, Kriegführung und Politik, München 1971, S. 109 ff. 

163 Vgl. R. L. Wolff, a.a.O., S. 201 ff.; J. Matl, Jugoslawien im zweiten Weltkrieg, in W. Mar-
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Mit Kroatien schloß das Reich bereits am 16. Mai 1941 ein Wirtschaftsabkom­
men, das die „unbeschränkte Ausbeutung industrieller Rohstoffe" durch deutsche 
Firmen und den Export ins Reich sicherstellen sollte164. Die äußerste Forcierung 
der Ausfuhren aus den Landesteilen des ehemaligen Jugoslawien trug dazu bei, die 
schwerwiegenden Knappheitserscheinungen auf dem Ernährungssektor zu ver­
schärfen. Die Preisbewegung geriet den Wirtschaftsverwaltungen der neuen Staa­
ten völlig aus den Händen. Da die Nationalbanken verpflichtet waren, die Forde­
rungen der Exporteure ihres Landes im Verrechnungsverkehr mit Deutschland 
unbegrenzt zu bevorschussen — andernfalls wären die überwiegend aus der Land­
wirtschaft stammenden Lieferungen infolge Kapitalmangels zum Erliegen gekom­
men — beschleunigte der wachsende Clearingsaldo zugunsten Kroatiens und Ser­
biens165 die inflationistischen Steigerungen der Binnenpreisniveaus. 

Die jugoslawische Regierung hatte schon 1940 Preiskontrollen eingeführt, Spe­
kulanten mit Zwangsarbeit bedroht und die Bauern einem Ablieferungszwang 
unterworfen166. Das neue kroatische Kabinett versuchte, die Entwicklung durch 
scharfe Preisordnungsmaßnahmen in den Griff zu bekommen, bewirkte jedoch 
lediglich, daß ein gespaltenes Preissystem auf behördlich geregelten Märkten 
einerseits und überall aufblühenden Schwarzmärkten andererseits entstand. Die 
kroatischen Bauern erzielten 1942/43 im freien Verkauf für Weizen das Zehn­
fache, für Mais das Fünfzehn- und für Hafer das Dreißigfache der staatlichen An­
kaufspreise167. Um den Export aufrechtzuerhalten, mußte die Regierung und damit 
ihre ausländische Kundschaft der rasanten Verteuerung Rechnung tragen. 

Doch die unwillkommene Entwicklung der kroatischen Ausfuhrpreise wurde 

kert (Hg.), Osteuropa-Handbuch Jugoslawien, Köln 1965, S. 103 ff.; auch M. Broszat, Fa­
schismus und Kollaboration in Ostmitteleuropa zwischen den Weltkriegen, in dieser Zeit­
schrift 14 (1966), S. 247, der darauf hinweist, daß die Souveränität Kroatiens zunehmend 
schrumpfte und der Ustasastaat sich seit 1943 kaum noch von anderen Besatzungsgebieten 
unterschied. Vgl. auch L. Hory u. M. Broszat, Der Kroatische Ustascha-Staat 1941-1945, 
Stuttgart 1965, S. 122 ff. 

164 L. Hory u. M. Broszat, a. a. O., S. 69 f. Auch in der Versorgung mit deutschen Industrie­
gütern war Kroatien hesser gestellt als Serbien. Bis 1943 überragten die deutschen Ausfuh­
ren nach Kroatien die Gegenlieferungen wesentlich, 1943 machten sie das Dreifache aus. 
Serbien dagegen lieferte regelmäßig mehr an Gütern als es aus Deutschland erhielt. BA, 
RWM, R 7 XII/12: Warenverkehr im Jahre 1941; ebd., R 7 XII /11: Sondernachweis „Der 
Außenhandel Deutschlands", Ergänzungsheft 1943. 

165 Das Guthaben Serbiens bei der deutschen Verrechnungskasse nahm schon bis Ende 1941 
um 52,4 Millionen RM, dasjenige Kroatiens nur um 23,8 Mio. R M zu. BA, RWM, R 7 
XII/12: Neuverschuldung und Schuldentilgung im Verrechnungsverkehr. 

166 Vgl. M. Lamer, Kriegswirtschaftliche Einflüsse in Jugoslawien, a. a. O., S. 129 ff. 
167 IfZ, Micro-copy No. T-71/51/MA 124: Die Preisentwicklung in Kroatien seit April 1941 

und ihre Bestimmungsgründe, Deutsches Wissenschaftliches Institut Zagreb an Südost­
europa-Gesellschaft, 23. 5. 43. Ähnlich unwirksam waren die Preiskontrollen in Serbien, 
dessen Versorgungslage durch den Flüchtlingsstrom aus Kroatien verschärft wurde. Vgl. 
A. D. Bilimovich, Agriculture and Food in Yugoslavia before, during and after World 
War II , in: S. D. Zagoroff u. a. (Hg.), The Agricultural Economy of the Danubian Countries 
1935-45, Stanford, Cal. 1955, S. 332 ff. 
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auch dem italienischen Verbündeten angelastet, den man des Versuchs bezichtigte, 
zu Preisen aufzukaufen, die weit über den deutschen Geboten lagen168. Auch deut­
sche Exporteure beklagten sich, daß ihr Absatz durch „übernormale Preisunter­
bietungen" italienischer Mitbewerber behindert werde169. 

Wesentlich lästiger war den deutschen Behörden die Aktivität Italiens im kroati­
schen und serbischen Bergbau, worüber die Beschwerden deutscher Unternehmen 
sich im Reichswirtschaftsministerium und im Auswärtigen Amt häuften. Den 
„Unabhängigen Staat Kroatien" hatten Deutschland und Italien zwar unter sich in 
zwei Interessenzonen aufgeteilt170, doch das Reich beanspruchte den Löwenanteil 
der Bergwerksproduktion des gesamten Landes für sich. Italienische Firmen, die an 
kroatischen Erzlagerstätten interessiert waren, wurden vom Sicherheitsdienst der 
SS, offenbar im Auftrag des Reichswirtschaftsministeriums, regelrecht bespitzelt. 
So meldete der SD im November 1941, daß die Firma Finsider und ihre Tochter­
gesellschaften von kroatischen Konzessionären Optionen für den Abbau von Ma­
gnesit-, Mangan- und Eisenerzlagern erwerbe171. 

Die im Bergbau der italienischen Interessenzone Kroatiens tätigen deutschen 
Unternehmen fühlten sich vom italienischen Militär nur unvollkommen vor den 
Störaktionen aufständischer Einheiten geschützt172, wozu die eigenartige Zusam­
menarbeit der Heeresdienststellen des Achsenpartners mit einem Teil der irregu­
lären Truppen beitrug. 

Schon während der Besetzung Jugoslawiens hatten sich zwei Untergrundarmeen 
gebildet, die kaum Kontakte miteinander unterhielten und sich schließlich offen 
bekämpften: die Cetnici des von der Londoner Exilregierung zu ihrem General­
stabschef ernannten Oberst Draza Mihajlovic und die Partisanen unter Führung 
der kommunistischen Partei Titos. 

Beide Gruppen versuchten, die Tätigkeit deutscher Firmen auf jugoslawischem 
Boden durch Sabotageakte zu behindern. So wurde die der Afrika-Bergbau, Berlin, 
gehörende Blei-Zinkgrube Suplja Stijena in der Nähe von Foca schon im Juli 1941 
durch Cetnici überfallen und geplündert173. Ein in das Gebiet beordneter Vertreter 
der Firma war nicht in der Lage, die Grube zu erreichen, konstatierte aber mit Em­
pörung, die einer gewissen Komik nicht entbehrt, daß die Aufständischen das Dy­
namit aus dem Lager der Afrika-Bergbau an die Bauern der Umgebung zum 

168 IfZ, Micro-copy No. T-71/51/MA 124: Deutsche Handelskammer in Kroatien an die Süd­
osteuropa-Gesellschaft, Wien, 1. 12. 42. 

169 NAW, T 301/140/NI 5961: Bericht der Wirtschaftspol. Abteilung (IG Farbenindustrie AG), 
10. 6. 41. 

170 Vgl. W. Markert (Hg.), Osteuropa-Handbuch Jugoslawien, Karte und Erläuterungen S. 104; 
L. Hory u. M. Broszat, a. a. O., S. 65 f. 

171 BA, RWM, R 7 XII/94: Bericht des SD, 27 .11 .41 . 
172 Ebd., So-Beauftragter f. Bauxit in Kroatien an Reichsminister für Bewaffnung und Muni­

tion (RMBuM), 18.12. 42. 
173 BA, RMW, R 7 XII/97: Afrika-Bergbau, Berlin, an RWM, 7. 8. 41. 
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Fischefangen verkauften174. Suplja Stijena war im Januar 1942 immer noch von 
den Cetnici besetzt175. 

Das italienische Oberkommando hoffte, von der Gegnerschaft zwischen Cetnici, 
der gegen das Hegemoniestreben Italiens rebellierenden Ustasa und den kommuni­
stischen Partisanen zu profitieren, indem es den Einheiten des Oberst Mihajlovi6 
Unterschlupf gewährte, ja sogar Cetnikverbände aufstellen half und sie großzügig 
mit Waffen versorgte176. Von den Italienern geschützte und belieferte Truppen 
sprengten dafür unter anderem wiederholt die für die deutschen Bauxittransporte 
äußerst wichtige Bahnlinie Mostar-Dubrovnik177. 

Die italienische Regierung verfolgte das Ziel, in Jugoslawien endgültige, auch 
von einem künftigen Friedensvertrag anzuerkennende politische Machtpositionen 
aufzubauen. Dabei konnte das Bestreben deutscher Unternehmen, im Bergbau Dal-
matiens, Montenegros und Mazedoniens Fuß zu fassen, Erschließungsarbeiten zu 
betreiben und Investitionen vorzunehmen, die langfristige Besitzrechte voraussetz­
ten, nur stören. Mussolini fühlte sich durch die nahezu vollständige Integration der 
kroatischen Wirtschaft in den Versorgungsraum der deutschen Rüstungsindustrie 
überfahren178. Doch die Rohstoffvorkommen des ehemaligen Jugoslawien wurden 
mit Fortschreiten und Ausufern des Krieges für das Deutsche Reich immer unent­
behrlicher. 

Kroatien und die deutsche Kriegswirtschaft 

Von den Bodenschätzen des zerschlagenen Landes befanden sich fast die gesamten 
bekannten Vorkommen an Eisenerz und Bauxit, aber auch die erhofften Mineralöl -
und Erdgaslager in Kroatien179. Die mehr als 600 000 t jährlich geförderten Eisen­
erzes stammten zum größten Teil aus den Bergwerken Ljubija und Vares, deren 
noch kaum erschlossene Vorräte zusammengenommen auf etwa 100 Millionen t ge­
schätzt wurden. Einheimische Hüttenbetriebe verarbeiteten ungefähr ein Drittel 
der Förderung selbst. Das von der Friedr. Krupp AG noch vor dem Krieg erweiterte 
und modernisierte staatliche Eisenwerk Zenica produzierte ca. 90 000 t Stähl im 
Jahr180. 

Von den ungefähr 400 000 t jährlich betragenden Eisenexporten hatte Deutsch­
land 1940 erstmals fast 100 000 t bezogen181. Nach dem Balkanfeldzug lieferte 
Kroatien mehr als 250 000 t im Jahr — die fast ausschließlich aus dem Bergwerk 

174 Ebd., Schreiben v. 8. 9 .41 . 
175 Ebd., Schreiben v. 23 .1 . 42. 
176 Vgl. L. Hory u. M. Broszat, a. a. O., S. 116 f., 122 ff., 132 f., 139 f. 
177 BA, RWM, R 7 XII/97: Deutsche Gesandtschaft Zagreb an RWM, 23 .1 . 43. 
178 Vgl. L. Hory u. M. Broszat, a. a. O., S. 70, 73 f. 
179 BA, RWM, R 7 VII/32: Die Wirtschaftsstruktur Kroatiens. 
180 BA, RWM, R 7 XII/95: Angaben aus dem Kroatischen Berg- und Hüttenwesen, 26. 5.44. 
181 StJDR 1941/42, S. 335. 
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Ljubija stammten182 - an die Hüttenwerke des Protektorats Böhmen und Mäh­
ren183. Schon Ende 1943 aber mußten die Eisenerztransporte aus Kroatien in das 
Reich völlig eingestellt werden, da die Bergwerke wiederholt von Partisanenein­
heiten erobert, Förderanlagen und Transporteinrichtungen vor ihrer Vertreibung 
restlos zerstört worden waren184. 

Nach dem Einmarsch versuchten deutsche Unternehmen auf die stahlverarbei­
tende Industrie Jugoslawiens Einfluß zu gewinnen, die zwar wenig bedeutend war, 
aber einige kleinere, staatseigene Rüstungsbetriebe umfaßte. Da die Rüstungspro­
duktion Kroatiens in die deutsche Kriegswirtschaft eingepaßt werden sollte, hatte 
das OKH die Gebr. Böhler AG, Enzesfeld, beauftragt, die in Frage kommenden 
Betriebe zu betreuen, eine Anweisung, die mit den Interessen anderer deutscher 
Firmen kollidieren mußte185. 

Der neue Staat Kroatien reagierte auf die deutschen Bestrebungen, gerade in 
diesen Industriezweig einzudringen, sehr empfindlich. Als die Dresdner Bank über 
die Zivnostenska banka, Prag, unter anderem auf die Osijeker Eisengießerei und 
Maschinenfabrik AG Einfluß nahm, wollte die kroatische Regierung dem Über­
gang der Zivno-Beteiligung an der Kroatischen Landesbank186 in deutsche Hände 
nur dann zustimmen, wenn die Dresdner Bank auf die damit verbundenen Indu­
strieinteressen verzichte, womit wiederum die Reichsbehörden nicht einverstanden 
waren187. 

Die Reichswerke Hermann Göring AG hatte gleich nach dem Balkanfeldzug die 
kroatischen Betriebe der ehemaligen „Jugostahl" in Hinblick auf einen zukünf­
tigen Erwerb188 untersucht und deren Tageswert auf 800 Millionen Dinar ge­
schätzt. Die zum Reichswerke-Konzern gehörende Alpine Montan-Betriebe, Linz, 
behaupteten sogar, ein von der kroatischen Regierung zugestandenes Optionsrecht 
auf ein Aktienpaket der Jugostahl zu besitzen189. 

Die Reichswerke hatten im Juli 1941 in Serbien die Vistad, Beograd, erworben, 
deren interessantester Aktivposten die auf kroatischem Gebiet gelegenen Waffen­
werke Visegrad darstellten. Doch die Regierung Pavelic erhob auf diesen Betrieb 
aus dem Besitz des ehemaligen jugoslawischen Staates Anspruch und bestritt die 
Rechtmäßigkeit des Eigentumsübergangs, soweit Unternehmen der Vistad in Kroa­
tien betroffen waren. Im Interesse der deutschen Kriegswirtschaft erklärte sich die 

182 BA, RWM, R 7 XU/97: Pro Memoria über Eisenerze. Italien, Ungarn und Rumänien er­
hielten 1942 aus Ljubija und Vares je ca. 90 000 t Eisenerz. 

183 BA, RWM, R 7 XIV/241: Runderlasse des R W M an die Reichsstellen (Zahlungswertgrenzen 
für die Einfuhr aus Kroatien) 12 .1 . 42 ,13 .1 . 43. 

184 BA, RWM, R 7 XII/95: Deutsche Gesandtschaft Zagreb an RWM, 21 .1 . 44. 
185 IfZ, Dok. N I 1 9 1 3 : Deutsche Gesandtschaft Agram an AA, 14. 6. 41. 
186 IfZ, Dok. N I 3946: Presseausschnitte betr. Gründung der Süd-Bank AG (folder Dr. Rasche), 

10.12. 43. 
187 IfZ, Dok. N I 3853: File Note concerning Kroatische Landesbank Agram (folder Dr. Ra­

sche), 14. 6. 41. 
188 IfZ, Dok. N I 1915: Deutsche Gesandtschaft Agram an AA, 23. 7. 41. 
189 IfZ, Dok. NI 1914: Deutsche Gesandtschaft Agram an AA, 28. 6.41. 
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Regierung lediglich bereit, bis zur endgültigen Klärung der Rechtslage den Reichs­
werken bestimmte Verfügungsrechte in Visegrad zu überlassen. Die deutsche Ge­
schäftsführung sollte sich aber auf die Betreuung der Fertigung von Wehrmachts-
aufträgen beschränken190. 

Unter diesen Umständen waren die Reichswerke aber nicht mehr an Vistad in­
teressiert und fochten den Kaufvertrag an, da die serbischen Betriebe dieser Firma 
sich als unrentabel erwiesen und auf Anordnung des OKW ausgeschlachtet und 
stillgelegt werden sollten. Göring selbst wurde in dem Streit um Vermittlung ge­
beten, und es war wohl typisch für das Verhalten der Reichsregierung gegenüber 
den Verbündeten in Südosteuropa, daß der Reichsmarschall, der sicher nicht den 
Ruf besonderer Rücksichtnahme genoß, anordnete, die Frage der Eigentumsüber­
tragung von Visegrad bis zum Kriegsende dilatorisch zu behandeln und gegen eine 
vorläufige Übergabe der Betriebsführung die dringend benötigte laufende Finan­
zierung des Werkes durch die Reichswerke anzubieten191. 

In Anbetracht des gewaltigen Treibstoffbedarfes für den bevorstehenden Angriff 
auf die Sowjetunion war die Reichsregierung bestrebt, auch die ausschließlich in 
Kroatien befindlichen jugoslawischen Mineralölraffinerien unter ihre Kontrolle zu 
bekommen. Mehr als 90 vH. der im Jahre 1940 ungefähr 130 000 t betragenden 
Produktion stellten zwei Firmen, die Standard Oil Corporation of Yugoslavia und 
die Shell Company of Yugoslavia Ltd.192. Da die einheimischen Ölquellen noch 
nicht sprudelten, mußte das zu verarbeitende Rohöl zur Gänze aus Rumänien im­
portiert werden193. 

Das Reichswirtschaftsministerium ließ schon wenige Tage nach der Kapitulation 
der jugoslawischen Armee Untersuchungen über die Eigentumsverhältnisse in der 
Mineralölwirtschaft, die Kapazität der Produzenten und den Eigenbedarf des Lan­
des anstellen194. Klar war die Situation bei der Shell Co., die zu 100 vH. der N. V. 
De Bataafsche Petroleum Mij., Den Haag, gehörte195 und damit den Weisungen 
der deutschen Besatzungsbehörden in den Niederlanden unterstand196. Die in die 
Leitung der Shell Co., die sich jetzt „Kroatische Shell AG" nannte, delegierten deut­
schen Vertreter sollten jedoch möglichst im Hintergrund bleiben, um nicht bei den 
Italienern ähnliche Wünsche auf angemessene Repräsentation zu wecken197. 

190 IfZ, Dok. NI1916 : Deutsche Gesandtschaft Agram an AA, 25. 7. 41. 
191 IfZ, Dok. NI 1918: Reichsmarschall an Auswärtiges Amt, 31. 7. 41. 
192 BA, RWM, R 7 XV/213: Aktennotiz, Landeswirtschaftsamt Salzburg, 28. 4. 41. 
193 Ebd., Landeswirtschaftsamt Salzburg an RWM, 26. 4. 41. 
194 Ebd., Landeswirtschaftsamt Salzburg an RWM, 26. 4. 4 1 ; Bericht über die Lage der Mine­

ralölwirtschaft in Kroatien, Zagreb, 11.7 . (?)41; BA, RWM, R 7 XV/216: Pro Memoria, 
Zagreb, 12. 5. 41. 

195 BA, RWM, R 7 XV/215: v. Klass, Den Haag, an Pistauer (LWA Salzburg), 3.7. 41. 
196 Die Sitzverlegung des N.V. De Bataafsche nach Curagao war nach niederländischem Recht 

angeblich ungültig (BA, RWM, R 7 XV/217: H. Pistauer (Landeswirtschaftsamt [LWA] 
Salzburg) an Deutsche Gesandtschaft, Agram, 29. 7. 41). 

197 BA, RWM, R 7 XV/217: H. Pistauer (LWA Salzburg) an Deutsche Gesandtschaft Agram, 
29. 7 .41. 
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Komplikationen gab es zunächst bei der Standard Oil Co. of Yugoslavia, einer 
größeren, modernen und gut geleiteten Raffinerie in Bosn. Brod198. Der General­
direktor der Standard Vacuum AG, Hamburg, war von den amerikanischen Aktio­
nären bevollmächtigt worden, ihre Interessen in den von der deutschen Wehrmacht 
besetzten Gebieten wahrzunehmen199. Für die kroatischen Besitzungen der Standard 
Oil of New Jersey aber konnte auch die italienische Seite eine Vollmacht vorweisen. 
Man beeilte sich daher, den Italienern zuvorzukommen und die Beratung der Firma 
treuhänderisch zu übernehmen, ehe die Konkurrenz ihre Rechte geltend machte. 
Als Voraussetzung für ein Gelingen dieses Überraschungscoups erachtete man, 
„daß der deutsche Einfluß nach außen überhaupt nicht in Erscheinung tritt und 
kroatische Herren in die Leitung berufen werden"200. Die Italiener verzichteten 
auf die Ausübung ihrer Vollmacht201 und der Betreuung des Unternehmens durch 
die deutsche Standard Vacuum stand nichts mehr im Wege. 

Als die kroatische Regierung versuchte, durch Gründung der Monopolgesell­
schaft Paklina202, der alle Mineralölgesellschaften des Landes beitreten mußten und 
an der sich der Staat eine Majorität von 60 vH. sicherte, diesen Wirtschaftszweig zu 
kontrollieren, standen die wichtigen Produzenten der Branche bereits unter deut­
schem Einfluß. 

Die Erschließung einheimischer Mineralölquellen, an der die von deutschen Fir­
men gegründete „ Jugopetrol" maßgeblichen Anteil hatte, wurde in den Kriegsjah­
ren forciert vorangetrieben. Im 2. Halbjahr 1943 konnten bereits 11 000 t — gegen­
über 2000 t im ganzen Jahr 1940 — gefördert werden. Doch schon wenige Monate 
später wurden die Arbeiten in Kutina empfindlich gestört, da Partisanen die Öllei­
tung gesprengt, Öltransporte zur Raffinerie in Bosn. Brod vernichtet hatten und 
ein großer Teil der Beschäftigten wegen der ständigen Überfälle den Arbeits­
plätzen fernblieb203. 

Das Belgrader Haus der ehemaligen Jugopetrol, die jetzt Petrol AG firmierte 
und von der Gewerkschaft Elwerath betreut wurde, besaß Erdölkonzessionen im 
Banat und stellte dort noch im Sommer 1944 unter großen Materialschwierigkei­
ten, die erst durch Eingreifen des Reichswirtschaftsministeriums beseitigt werden 
konnten, einen Bohrturm auf204. Wenige Wochen danach übermittelte Göring einen 
Befehl aus dem Führerhauptquartier, daß alle verfügbaren Bohrgeräte auf Erdöl­
vorkommen im innerdeutschen Raum konzentriert werden sollten205, wodurch die 

198 BA, RWM, R 7 XV/214: Generaldir. Engel (Standard Vacuum Hamburg) an RWM, 5. 9. 41 . 
199 Ebd., RWM an Deutsche Gesandtschaft Agram, 22. S. 41. 
200 Ebd., Landeswirtschaftsamt Salzburg an RWM, 18. 7. 41. 
201 BA, RWM, R 7 XV/217: H. Pistauer (LWA Salzburg) an Deutsche Gesandtschaft Agram, 

29. 7. 41. 
202 BA, RWM, R 7 XV/213: Bericht über die Lage der Mineralölwirtschaft in Kroatien, 11. 7.(?) 

41 und H. Pistauer (?) an RWM, 6. 11. 41. 
203 BA, RWM, R 7 XII/92: H. Brockhaus an RWM, 8. 6. 44. 
204 Ebd., Generalbevollmächtigter für den Metallerzbergbau Südost, Belgrad, an RWM, 27. 7. 

44 und Antwort RWM, 5. 8. 44. 
205 Ebd., Beauftragter für den Vierjahresplan an GB Metallerzbergbau Südost, 25. 8. 44. 
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Erschließungsarbeiten deutscher Unternehmen in den südosteuropäischen Erdöl­
feldern beendet wurden. 

Die Bauxitvorkommen des ehemaligen Jugoslawien befanden sich zur Gänze in 
der italienischen Interessenzone des neuen Staates Kroatien. Die reichsten Lager­
stätten wiesen das dalmatinische Festland und die Herzegowina auf, die aktiven 
Bergwerke waren um die Stadt Mostar und in der Gegend von Drnis konzentriert. 
Die deutsche Wirtschaft beanspruchte den gesamten Ertrag der Bauxitgruben für 
sich. Lediglich die Erzeugung der Aluminiumfabrik Lozovac überließ man Ita­
lien206. Der Übernahmepreis für das Bauxit wurde in bestimmten Abständen zwi­
schen dem deutschen und dem kroatischen Regierungsausschuß ausgehandelt, wobei 
der Bedeutung des Lieferanten durch wiederholte Preiserhöhungen Rechnung ge­
tragen werden mußte207. 

Der Aufbau einer Verarbeitungsindustrie im Bauxitgebiet von Mostar wurde von 
mehreren deutschen Unternehmen geplant208. Die Hansa-Leichtmetall AG hatte 
sich für die beabsichtigte Errichtung einer Aluminiumfabrik bei Imotski auch be­
reits die notwendigen Energiequellen gesichert. Kurz nach dem Balkanfeldzug er­
warb die Firma vom Großaktionär der ODU (Opskrba Dalmascija Ugljenom), der 
„Gesellschaft zur Versorgung Dalmatiens mit Kohle", die einen langfristigen 
Pachtvertrag für die nahegelegenen Kohlevorkommen von Livno und Duvno besaß, 
für 42 Millionen Dinar 76 vH. des Aktienkapitals209. 

Doch im Sommer 1941 erklärte die neue kroatische Regierung alle langfristigen 
Verträge und Konzessionen bergrechtlicher Art, die mit dem ehemaligen jugo­
slawischen Staat abgeschlossen worden waren, sowie die nach dem 9. 4. 1941 ge­
tätigten Aktienverkäufe an Ausländer für ungültig. Während es offenbar ohne wei­
teres möglich war, neue Pachtverträge zu erhalten, genehmigte die Regierung in 
Zagreb den Aktienkauf der Hansa-Leichtmetall nicht210. 

Nun gab die Firma auch den geplanten Fabrikbau auf und beabsichtigte, ihre 
Kohle- und Bauxitinteressen wieder abzustoßen211. Damit verursachte sie eine ge­
schäftige Aktivität des Reichswirtschaftsministeriums, das verhindern wollte, daß 
der wertvolle Bergwerksbesitz an einen italienischen Konzern geriet. Einen frem­
den wirtschaftlichen Einfluß — und sei es der einer verbündeten Macht — glaubte 
man in dem für die Versorgung der deutschen Alu-Industrie so wichtigen kroati­
schen Bauxitbergbau nicht zulassen zu dürfen212. Die Aufregung legte sich erst, als 
die Besitzrechte der Hansa-Leichtmetall von der Vereinigte Aluminium-Werke 

206 BA, RWM, R 7 VII/32: Die Wirtschaftstruktur Kroatiens. 
207 BA, RWM, R 7 XIV/241: Runderlaß des R W M an die Reichsstellen, 11. 5. 44. 
208 u. a. auch vom Berghaus-Konzern, Leipzig, noch im Frühjahr 1943 (BA, RWM, R 7 XII/97: 

WO Agram, 12. 5. 43). 
209 BA, RWM, R 7 XII/95: Rechtsstreit über die Kohlevorkommen Livno-Duvno, 3 .10 .42; 

Vergleichsangehot Ante Kaic, 10. 9. 42. 
210 Ebd., Rechtsstreit über die Kohlevorkommen Livno-Duvno, 3.10. 42. 
211 BA, RWM, R 7 XII/97: Aktenvermerk, 30.10. 42; RWM, R 7 XII/95: Auswärtiges Amt an 

RWM, 8. 5. 43. 
212 Ebd., R W M an Auswärtiges Amt, 11 .1 .43 . 
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AG, die ebenfalls die Errichtung einer Tonerdefabrik bei Mostar im Auge hatte213, 
übernommen wurden214. 

An einem Ausbau der Bauxitgruben um Mostar bestand aber auch deshalb so 
großes Interesse, weil das Drnis-Gebiet seit Frühjahr 1942 immer häufiger von den 
Partisanen heimgesucht worden war215. Die kommunistische Aufständischenarmee 
hatte im Laufe des Jahres 1942 ihre Tätigkeit überall in Kroatien verstärkt und 
erhielt großen Zulauf aus der Bevölkerung, wozu die Ustasa-Massaker an den Ser­
ben, die brutalen deutschen Vergeltungsaktionen für Sabotageakte, die Aushebung 
von Arbeitspflichtigen und die sich ständig verschlechternde Nahrungsmittelversor­
gung beitrugen. Aus dem Raum Mostar hatten deutsche Truppen die Aufständi­
schen im Winter 1942/43 verdrängt und die dortigen Bergwerke militärisch aus­
reichend gesichert216. 

Da die Gruben in der Herzegowina verkehrsmäßig noch kaum erschlossen wa­
ren217, wurde die Organisation Todt beauftragt, durch den Bau entsprechender 
Eisenbahnanlagen den Abtransport des Bauxits von den Bergwerken über Mostar 
zu ermöglichen und die von den Partisanen gründlich zerstörte Strecke von Mostar 
nach Sarajevo218 wieder herzustellen. 

Die kroatische Regierung weigerte sich im Herbst 1942, der Organisation Todt 
weitere Kredite zur Verfügung zu stellen und mehr als 20 vH. der Kosten des 
Bahnbaus zu übernehmen219. Um den Fortgang der Arbeiten zu gewährleisten, 
sprang die Vereinigte Aluminium-Werke AG mit 1 Million Reichsmark ein. Das 
Reichsfinanzministerium gewährte den an der Ausbeutung der Bauxitgruben be­
teiligten deutschen Firmen schließlich ein rückzahlbares Darlehen von 10 Millio­
nen Reichsmark zur Finanzierung dieser Verkehrsinvestitionen220, stellte jedoch 
zur Bedingung, daß mit Rücksicht auf die zunehmende Clearingverschuldung des 
Reichs gegenüber Kroatien das benötigte Eisenbahnmaterial weitmöglichst in 
Deutschland beschafft wurde221. 

Bis zur Wiederherstellung der Bahnverbindung nach Sarajevo mußte das Bauxit 
aus den Gruben um Mostar über die Adria abtransportiert werden. Doch der ein­
zige Schienenstrang zwischen Mostar und Dubrovnik, dem nächstgelegenen funk­
tionsfähigen Adriahafen, wurde von den dort operierenden Cetnici immer wieder 
in die Luft gesprengt222. 

Bis Anfang September 1943 lagen in Kroatien etwa 200 000 t Bauxit auf Lager, 

213 Ebd., Aktenvermerk, 30. 10. 42. 
214 BA, RWM, R 7 XII/95: RWM an OKW, 19. 7. 43. 
215 BA, RWM, R 7 XII/97: Wehrwirtschaftsstab Südost an RWM, 25. 5. 43. 
216 Ebd., Hansa-Leichtmetall AG, Aktennotiz, 8. 5. 43 ; BA, RWM, R 7 XII/95: Vermerk über 

Bauxitgruben von Mostar, 19. 3. 43. 
217 BA, RWM, R 7 XII/95, RWM an OKW, 19. 7.43. 
218 Ebd., Vermerk über Bauxitgebiet von Mostar, 19. 3. 43. 
219 BA, RWM, R 7 XII/97: Reichsfinanzminister an RWM, 7. 12. 42. 
220 BA, RWM, R 7 XII/95: Aktenvermerk, 7. 4. 43. 
221 BA, RWM, R 7 XII/97: Reichsfinanzminister an RWM, 7. 12. 42. 
222 Ebd., Deutsche Gesandtschaft Zagreb an RWM, 23 .1 . 43. 
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die nicht abtransportiert werden konnten223. Der Bahnverkehr über Sarajevo nach 
Bosn. Brod war zwar im August wieder aufgenommen worden, doch die Bosnabahn 
schaffte wegen Waggonmangels noch nicht einmal die Hälfte der im Mostarbecken 
täglich geförderten 800 bis 1000 t224. 

An der Neretvamündung unterhalb von Mostar baute die Organisation Todt mit 
deutschen öffentlichen Mitteln den Hafen Ploce225, der im Herbst 1943 in Betrieb 
genommen werden sollte. Nach der Kapitulation Italiens wurden die fast fertigen 
Anlagen jedoch von den aus Dalmatien abziehenden italienischen Truppen zer­
stört226. Die Wiederaufbauarbeiten verzögerten sich. Die Eisenbahnstrecke von 
Mostar nach Ploce war fast jede Nacht vermint, das Personal verweigerte wieder­
holt den Dienst. Da die Neretvamündung fast ununterbrochen beschossen wurde, 
konnte man Ploce auch nicht mehr auf dem Wasserweg erreichen227. 

Im ersten Halbjahr 1943 waren über die Adria noch fast 100 000 t Bauxit ver­
schifft worden228. Ende des Jahres funktionierte nur noch der Abtransport geringer 
Mengen mit kleinen Küstenschiffen aus Sibenik229. Die übrigen Häfen der dalmati­
nischen Küste — Split, Dubrovnik und Zelenika — konnten wegen ständigen Feind­
feuers überhaupt nicht mehr angelaufen werden230. Die gesamte Adriaküste wurde 
von den Jagdbombern der Alliierten beherrscht. 

Im ganzen Jahr 1942 waren nur ungefähr 200 000 t Bauxit aus Kroatien an 
Verarbeiter im Reich geliefert worden231. Im Jahr darauf lag die Ziffer eher noch 
darunter. Dabei wurde die Kapazität der kroatischen Bauxitgruben auf über 
500 000 Jahrestonnen geschätzt, die auf dem Höhepunkt der deutschen Rüstungs­
produktion 1943/44 immerhin ein Drittel des Bedarfs der Aluminiumindustrie 
hätten decken können232. Ein Engpaß konnte durch gesteigerte Lieferungen aus 
Ungarn zwar vermieden werden. Trotzdem hatten die Transportschwierigkeiten in 
Kroatien für manchen deutschen Kunden recht unangenehme Folgen. So war zum 
Beispiel die Tonerdefabrik Martinswerk GmbH, Bergheim/Erft, verpflichtet, die 
gesamte Förderung der Ugrovaca-Minen AG, Zagreb, ab Grube zu überneh­
men und im Wege des deutsch-kroatischen Clearings zu bezahlen, obwohl sie nie 
wußte, wann und wieviel überhaupt geliefert werden konnte233. 

223 BA, RWM, R 7 XII/95: Vermerk über Bauxitbergbau in Kroatien, 8. 9. 43. 
224 Ebd., Vermerk, 5 .11. 43. 
225 Ebd., Auswärtiges Amt, Besprechungsprotokoll, 15. 5. 43. Die kroatische Regierung hatte 

sich zunächst bereiterklärt, für diesen Hafenbau das Eisenbahnmaterial zu stellen, wenn 
Ploce kroatisch bliebe. Da italienische Dienststellen als Bauherren auftraten, zogen die 
Kroaten ihr Angebot wieder zurück (Ebd.). 
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Auch die Förderung der kroatischen Bauxitgruben ging nun stark zurück. Die 
katastrophale Ernährungslage234 der durch die ständigen Sabotageakte, Überfälle 
und Fliegerangriffe ohnehin demoralisierten235 Gruben-, Bau- und Verladearbeiter 
führte nicht nur zu einem allgemeinen Leistungsverfall, sondern es brachen auch 
immer wieder Streiks aus — „aus menschlich nur zu begreiflichen Gründen", wie 
der Sonderbeauftragte für Bauxit in Kroatien nach Berlin meldete236. Die Bauxit-
Bergwerke von Drnis, deren Jahresleistung zu Kriegsbeginn bei 200 000 t gelegen 
hatte, brachten es 1943 noch auf 56 0001237. 

Laut Führerbefehl sollten 1944 monatlich 16 000 t Bauxit aus Kroatien abge­
fahren werden238. Von Januar bis Ende August schaffte man 49 135 t. Dann wurde 
die Savebrücke bei Bosn. Brod gesprengt und damit die Bahnverbindung ins Reich 
völlig unterbrochen239. 

Im Oktober 1944 stellte man die Bauxitproduktion im Raum Mostar wegen der 
militärischen Entwicklung ganz ein. Der Abtransport der eingelagerten Vorräte 
war unmöglich240. Auch die Bergbaumaschinen der Kontinentale Bauxitbergbau 
und -Industrie AG konnten nicht in Sicherheit gebracht werden, da von den kroati­
schen Behörden enteignete und nicht bezahlte Grundstücksbesitzer dies verhinder­
ten und sogar Wehrmachtsfahrzeuge beschlagnahmten. Ein Teil des Personals 
hatte offenbar schon vorher gute Beziehungen zur Gegenseite gepflogen und sorgte 
für Kontinuität, zumal die Partisanen Plünderungen verboten und die Arbeit wie­
der aufnehmen wollten. Daß damit das „Vermögen der Gesellschaft einigermaßen 
garantiert" sei, wie der Markscheider der Firma versicherte241, war jedoch eine 
grobe Verkennung der Absichten der kommunistischen Sieger. 

Bor im besetzten Serbien 

In Serbien und Mazedonien, wo das deutsche und bulgarische Besatzungsregime 
größere Partisanenaktionen verhinderte, war den deutschen Unternehmen ein 
wesentlich ungestörteres Arbeiten möglich als in den kroatischen Landesteilen. Je­
doch erst Monate nach der Besetzung konnte in den meisten Betrieben die Produk­
tion wieder aufgenommen werden, zumal das jugoslawische Militär kurz vor dem 
Eindringen der deutschen Truppen die wichtigsten Anlagen zerstört hatte. 

234 BA, RWM, R 7 XII/95: Deutsche Gesandtschaft Zagreb an RWM, 21. 1. 44. 
235 BA, RWM, R 7 XII/96: Montan-Transport GmbH, Hamburg, Bericht über die Verhältnisse 

in Sibenik, 7 . 1 . 44. 
236 BA, RWM, R 7 XII/94: Der Sonderbeauftragte für Bauxit in Kroatien an RMBuM, 18.12. 

42. 
237 BA, RWM, R 7 XII/95: Wehrwirtschaftsstab Südost an RWM, 24. 1. 44. 
238 BA, RWM, R 7 XII/96: Der Sonderbeauftragte für Bauxit in Kroatien an RM für Rüstung 

und Kriegsproduktion, 29. 6. 44. 
239 Ebd., Vermerk betr. Bauxitbergbau in Kroatien, 14. 9. 44. 
240 Ebd., Deutsche Gesandtschaft Zagreb an AA, 24. 10. 44. 
241 Ebd., Bericht des Markscheiders der Kontinentalno über die Lage der Bauxitgruben bei 

Mostar, 15.12. 44. 
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Auch die Kupferhütte Bor war gesprengt worden242. Das Bor-Konsortium ver­
pflichtete sich gegenüber den Reichsbehörden, den Wiederaufbau mit größter Be­
schleunigung voranzutreiben243. Dieser Arbeit wurde höchste Dringlichkeit zuge­
sprochen244. Die Kosten des Wiederaufbaus waren zunächst von den Gesellschaftern 
zu tragen, sollten aber endgültig vom serbischen Staat ersetzt werden245. Tatsäch­
lich überwies die Serbische Nationalbank bis Anfang 1943 an Bor für Kriegsschä­
den 400 Millionen Dinar, also etwa 22 Millionen Reichsmark246. 

Mit Wiederaufbauarbeiten belastet war Bor-Gesellschafter Preußag auch bei 
seiner anderen serbischen Bergwerksbeteiligung, der Antimon AG. Deren Hütten­
werk Lisa wurde im Oktober 1942 durch einen Sabotageakt schwer zerstört247. 
Wegen der großen Bedeutung der serbischen Produktion für die Deckung des deut­
schen Antimonbedarfs248 mußte der Eigner für rasche Wiederherstellung Sorge 
tragen249. Doch die Antimon AG war nicht nur hier finanziell engagiert; sie hatte 
— wohl auf Drängen der deutschen Behörden — auch die Beseitigung der Kriegs­
schäden der englischen Podrinje Vereinigte Bergwerke AG mit 14,4 Millionen 
Reichsmark bevorschußt. 

Aber die Regierung Nedic weigerte sich erfolgreich, diese Kosten zu ersetzen, da 
sie nach der serbischen Kriegsschädenverordnung nicht dazu verpflichtet war, wenn 
es sich um Feindvermögen handelte250. Der Streit zwischen Antimon AG und ser­
bischer Regierung dauerte im Oktober 1944 immer noch an, als der um Unterstüt­
zung angegangene Reichsfinanzminister betonte, daß „auch die besetzten Länder 
im gegenwärtigen Zeitpunkt zu verstärkten Leistungen herangezogen werden müs­
sen"251, was anscheinend garnicht so leicht durchzusetzen war. Die Antimon AG 
geriet durch diese außerordentliche Beanspruchung noch im vorletzten Kriegsjahr 
in beträchtliche finanzielle Schwierigkeiten, als ihre Verschuldung allein bei den 
serbischen Banken das Vierfache des Aktienkapitals betrug252. 

Auf die im Bergbau der Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien tätigen 
deutschen Unternehmen wurde schon bald von seiten der Reichsregierung ein be-

242 BA, RWM, R 7 XII/98: R. Stahl (Reichsgr. Industrie) an Reichsfinanzminister, 7. 8. 41. 
243 Ebd., Mines de Bor-Konsortium an R W M und Reichsfinanzministerium (RFM), 18. 8. 41 . 
244 Ebd., Oberkommando der Wehrmacht (OKW) an Auswärtiges Amt, 5 . 1 . 42. 
245 Ebd., Mines de Bor-Konsortium an RWM und RFM, 18. 8. 41. 
246 Bor erhielt von der Serbischen Nationalbank außerdem 140 Mio Dinar aus jüdischem Ver­

mögen und einen Kredit von 475 Mio Dinar (vgl. H. Radandt, Kriegsverbrecherkonzern 
Mansfeld, S. 254). 

247 BA, RWM, R 7 VIII/30: Der Generalbevollmächtigte für die Wirtschaft (GBW) in Serbien 
an RWM, 19.10.42. 

248 Der Antimonbedarf der deutschen Wirtschaft betrug 1942 ca. 250 t monatlich. Davon 
mußten 200 t, je zur Hälfte aus der Slowakei und aus Serbien, eingeführt werden. Von den 
Hütten der Antimon AG lieferte Lisa 45-50 t, Zajaca 40 t. Die Produktion in Zajaca sollte 
ab Oktober 1942 auf 80 t erhöht werden (Ebd., Vorläufige Antimonbilanz). 

249 Ebd., Aktenvermerk, 20.10. 42. 
250 BA, RWM, R 7 VIII/34: Militärbefehlshaber Südost an RFM, 5. 5. 44. 
251 Ebd., RFM an Militärbefehlshaber Südost, 12. 8. 44. 
252 Ebd., Militärbefehlshaber Südost an RFM, 5. 5. 44. 
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trächtlicher Druck ausgeübt, das privatwirtschaftliche Rentabilitätspostulat den 
Bedürfnissen der im Verlaufe des immer verbissener werdenden Krieges bis an die 
Grenze ihrer Leistungsfähigkeit beanspruchten Rüstungswirtschaft unterzuordnen. 

Vor allem die noch in friedlicheren Zeiten mit großem Schwung begonnenen In­
vestitionen im Erzbergbau des Landes mußten nach Wunsch der Wirtschaftsbehör­
den des Reiches auf ein kaufmännisch nicht mehr vertretbares Maß gesteigert 
werden. Auch die Gesellschafter der „Bor Kupferbergwerke und Hütten AG" wur­
den aufgefordert, die Produktion durch eine gewaltige Erweiterung der Betriebs­
anlagen zu erhöhen. Der dafür notwendige Kapitalaufwand wurde zunächst auf 
60253, dann auf 100254, schließlich auf 145 Millionen Reichsmark255 veranschlagt. 
Als Bauzeit waren zwei Jahre vorgesehen. 

Das Bor-Konsortium hatte die zuständigen Minister schon bei einer Besprechung 
im Februar 1942 darauf aufmerksam gemacht, daß bei Investitionen in derartigen 
Größenordnungen der Kapitaldienst so stark zunehmen werde, daß die Rentabilität 
des Unternehmens in Frage gestellt sei256. 

Vor einer weiteren, währungspolitisch gefährlichen Begleiterscheinung glaubte 
die Firma ebenfalls warnen zu müssen. Von den gesamten Investitionsmitteln 
werde etwa die Hälfte, also ungefähr 70 Millionen Reichsmark oder rund 1,4 Mil­
liarden Dinar, für Löhne und Materiallieferungen in Serbien aufzuwenden sein 
(die andere Hälfte würde auf Investitionsgüterlieferungen aus dem Reich ent­
fallen). Dazu kämen laufende Aufwendungen in Höhe von 300 bis 400 Millionen 
Dinar jährlich. Es war also damit zu rechnen, daß Bor in den Jahren 1943 und 
1944 mindestens je eine Milliarde Dinar in Serbien ausgeben werde. Da der ser­
bische Notenumlauf seit der Besetzung bis Ende 1942 schon von 8 auf über 16 Mil­
liarden Dinar angeschwollen war, mußten die von Bor geplanten Ausgaben die in 
vollem Gang befindliche Inflation weiter anheizen. 

Auch der Saldo im deutsch-serbischen Clearing, der Ende 1942 bereits 2 Milliar­
den Dinar, also circa 110 Millionen Reichsmark, zugunsten Serbiens betrug und 
durch vermehrte Warenlieferungen nicht abgedeckt werden konnte, würde rascher 
anwachsen, als ohnehin zu befürchten schien. Die geforderten Investitionen waren 
also trotz der innerserbischen Währungsschwierigkeiten nur dann zu vertreten, 
wenn „Kupfer für Deutschland wichtiger ist als der Dinar"257. In den kriegswirt­
schaftlichen Erwägungen des Reiches aber, das damals allmählich begann, mit dem 
Rücken zur Wand zu kämpfen, konnten weder das Schicksal des Dinar noch die Er-

253 BA, RWM, R 7 XII/100: Aktenvermerk, 12. 3. 42. 
254 Ebd., Gutachten der Deutschen Revisions- und Treuhand AG, 31. 7. 42. 
255 BA, RWM, R 7 XII/102: Bor-Konsortium an RWM, 18. 1. 43. 
256 BA, RWM, R 7 XII/98: Besprechung wegen Kaufverhandlungen, 16. 2. 42. 
257 BA, RWM, R 7 XII/102: Bor-Konsortium an RWM, 18. 1.43. Die deutsche Clearingver­

schuldung gegenüber Serbien war bis 30. 9. 43 auf 7,2 Mrd Dinar = 325 Mio RM, bis 
31. 10. 44 auf 599 847 000 RM angewachsen (J. Wuescht, Jugoslawien und das Dritte Reich, 
Eine dokumentierte Geschichte der deutsch-jugoslawischen Beziehungen von 1933 bis 1945, 
Stuttgart 1969, S. 216). 
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tragsaussichten der im Ausland investierenden deutschen Unternehmen eine Rolle 
spielen. 

Im Frühjahr 1943 hatten die Bor-Gesellschafter auch die staatlichen Dienst­
stellen davon überzeugt, „daß die Annahme einer privatwirtschaftlich interessan­
ten Betriebsführung von Bor . . . durch die Entwicklung der Verhältnisse während 
des Krieges sich nicht mehr aufrechterhalten läßt"258. An dieser Lage trug nicht 
nur der von oben geforderte überdimensionale Ausbau der Produktionsanlagen 
schuld, der die finanzielle Belastungsfähigkeit des Unternehmens bei weitem über­
stieg. Mit forcierter Erhöhung des Ausstoßes mußte auch immer stärker auf eigent­
lich nicht mehr abbauwürdige Erze zurückgegriffen werden, deren geringer Kup­
fergehalt die Kalkulationsgrundlage veränderte. Zusätzliche Schwierigkeiten ver­
ursachte die inflationistische Preisentwicklung in Serbien, die nun wiederum nicht 
nur die laufenden Betriebskosten, sondern auch die Investitionen verteuerte, zumal 
die Beibehaltung des offiziellen Wechselkurses eine krasse Unterbewertung der 
Reichsmark zur Folge hatte. 

Das Bor-Konsortium erklärte sich bereit, die gewünschte Produktionssteigerung 
ohne Rücksicht auf Wirtschaftlichkeitserwägungen durchzuführen, nachdem ihm 
von der Reichsregierung zugesagt worden war, daß entstehende Verluste durch 
staatliche Zuschüsse abgedeckt würden259. Zwischen Januar 1943 und März 1944 
wurden der Bor Kupferbergwerke und Hütten AG von der Deutschen Bank, die 
sich inzwischen zur Finanzierung der deutschen Investitionen im serbischen Berg­
bau mit anderen Kreditinstituten zu einem Konsortium zusammengefunden hatte, 
ein langfristiges Darlehen von 75 Millionen Reichsmark und ein kurzfristiger Son­
derkredit von 60 Millionen Reichsmark ausgezahlt, für die das Reich vereinba­
rungsgemäß bürgte260. 

Speziell für die Verarbeitung von kupferarmen Erzen mit nur 3-4 vH. Cu-Ge-
halt und weniger wurde wegen Platzmangels in Bor ein neues Hüttenwerk in 
Kostolac an der Donau errichtet, das nach voller Inbetriebnahme jährlich 50 000 t 
Rohkupfer aus Borkonzentraten erzeugen sollte261. Eine günstige Verkehrsverbin­
dung zwischen beiden Orten war bereits vorhanden, da die Organisation Todt 1942 
eine Asphaltstraße 1. Ordnung von Bor nach Belgrad gebaut hatte262, die nahe an 
Kostolac vorbeiführte. Die OT wurde nun auch beauftragt, Bor und Kostolac durch 

258 BA, RWM, R 7 XII/102: R. Stahl (Reichsgr. Industrie) an Geheimrat Pasel, 8. 5. 43. 
259 BA, RWM, R 7 XII/100: Vertragsentwurf, 15. 5. 43. 
260 BA, RWM, R 7 XII/102: R W M an RFM, 23 .1 . 43 ; Deutsche Bank AG an RWM, 17. 5. 43 

und 6. 7. 4 3 ; Bor an RWM, 30 .11 . 4 3 ; Darlehensvertrag v. 2 1 . 1 . 44; Deutsche Bank AG an 
RWM, 27 .1 . 44 und 1. 3. 44; RFM an RWM, 25. 3. 44. Bürgschaften übernahm das Reich 
auch für Kredite in Höhe von 42 Mio Mark, die das Bankenkonsortium der Firma Südost-
Montan - der von Neuhausen geleiteten ehemaligen Jugomontan - gewährte (Deutsche 
Bank AG an RWM, 27.1 .44 und 1.3.44). 

261 BA, RWM, R 7 XII/100: Vermerk über Besprechung v. 21. 9. 42, 5 .10 .42; R W M an GBW 
Serbien, 5.10.42. 

262 H. Radandt, Kriegsverbrecherkonzern Mansfeld, S. 257. 
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eine 150 km lange Normalspur-Bahnlinie zu verbinden, die jedoch nicht mehr ganz 
fertiggestellt wurde263. 

In Kostolac schien auch die Energieversorgung des geplanten Hüttenwerks ge­
sichert, da sich dort ein Lignitbergwerk befand. Die Absicht Bors, diese Gruben zu 
erwerben, ließ sich jedoch nicht verwirklichen, da der serbische Eigentümer nicht 
verkaufen wollte und sich sogar weigerte, Bor in eine zu gründende Bergwerks­
gesellschaft als Teilhaber aufzunehmen. Bor erreichte nichts als die Erklärung des 
Eigners, daß er die Abbauarbeiten bis zu einer späteren Regelung der Rechtslage 
dulde. Es gab keine Möglichkeit, den Vermögensübergang zu erzwingen und die 
Bor-Konsorten bedauerten noch gegen Ende des Krieges, daß es ihnen nicht ge­
lungen war, die „Gunst der damaligen Lage auszunutzen" und klare Rechtsver­
hältnisse zu schaffen. Sie kritisierten die „verschlagene Verzögerungstaktik der 
Gegenseite", die es sogar erreicht hatte, das Auswärtige Amt für ihre Interessen 
einzuspannen !264 

Die Hüttenwerke Bor waren von Partisanenüberfällen und größeren Sabotage­
akten verschont geblieben. Aber andere, mit Fortschreiten des Krieges zunehmende 
Schwierigkeiten wirkten sich schließlich auch auf das Produktionsergebnis aus. Die 
schlechte Versorgung der Arbeiter mit Lebensmitteln und der steigende Kranken­
stand bereiteten schon Anfang 1942 Sorgen265. Auch der Mangel an ausgebildeten 
Facharbeitern machte sich bemerkbar. Ein Teil des Stammpersonals war bei der 
Besetzung Serbiens aufs Land geflohen und konnte auch durch Rückführungsaktio­
nen nicht mehr erfaßt werden266. Fehlende Ersatzteile für die im ganzen Werk 
verwendeten amerikanischen Bohrmaschinen führten im Frühjahr 1943 zum ersten 
Produktionsrückgang267. 

Aber der Monatsdurchschnitt an geförderten Kupfererzen lag 1943 noch nahe 
bei 50 000t. Im folgenden Jahr dagegen wurden kaum mehr als 20 000t monatlich 
abgebaut268. Im Dezember 1943 mußte die Kupferraffinerie in Bor wegen unzu­
reichender Brennstoffversorgung des Kraftwerks stillgelegt werden269. Mitte April 
1944 kam es zum ersten Bombenangriff auf Belgrad, der Bahnknotenpunkt und 
mehrere Brücken wurden zerstört. Der Abtransport aus Bor stockte. Da die Donau 
vermint war, gab es keine Ausweichmöglichkeiten270. Die Arbeiterflucht verstärkte 
sich und lähmte große Teile der Produktion271. 

263 BA, RWM, R 7 XII/100: Vermerk über Besprechung v. 21.9.42, 5 .10.42; H. Radandt, 
a. a. O., S. 257. 

264 BA, RWM, R 7 XII/101: Niederschrift der Aufsichtsratssitzung, 21 . 9. 44. 
265 BA, RWM, R 7 XII/98: Bor an Generalkonsul Neuhausen, 8. 3. 42. 
266 BA, RWM, R 7 XII/101: Monatsbericht Juli 43. Fachkräfte wurden auch aus dem Reich an­

gefordert (BA, RWM, R 7 XII/75). 
267 BA, RWM, R 7 XII/101: Vermerk, 1.7.43. 
268 BA, RWM, R 7 XII/100: Diverse Aufstellungen über Erzförderung und Kupfererzeugung. 
269 Ebd., Aufstellung v. 24. 4. 44. 
270 BA, RWM, R 7 XII/101: Der Generalbevollmächtigte für den Metallerzbergbau Südost an 

RWM, 17. und 19. 5. 44. 
271 Ebd., Bericht Juni 44, 1. 9. 44. Die Schwierigkeiten mit den Arbeitskräften in Serbien und 
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Trotzdem wurden die Bauarbeiten an den Kupferhütten in Bor und Kostolac, an 
E-Werk und Hafen mit größter Beschleunigung fortgesetzt272, obwohl man ange­
sichts des eklatanten Mangels an Baumaterial, Arbeitern und Transportmitteln so­
wie der Lieferverzögerungen bei den bestellten Maschinen mit der Fertigstellung 
sämtlicher geplanter Anlagen in absehbarer Zeit nicht mehr rechnen konnte273. 

Erst im September 1944 gab man endgültig auf. Am 8.9. wurde die Einstellung 
der Produktion und der Bauarbeiten in Bor und Kostolac beschlossen. Eine Zerstö­
rung der Werke im „Ernstfall" war nicht vorgesehen. Größere Mengen an Kupfer, 
Kupferkonzentrat und Schwefelkieskonzentrat konnten nicht mehr abtransportiert 
werden. 

Auf einer Sitzung des Aufsichtsrats der Bor Kupferbergwerke und Hütten AG 
in Berlin am 21. 9. 1944 zog man ein wehmütiges Resume. Der intensive Einsatz 
von Arbeit und Kapital hatte sich nicht gelohnt. Noch im Geschäftsjahr 1942 war 
ein Ertrag von 29 Millionen Reichsmark erwirtschaftet worden, der nicht nur den 
Betriebs aufwand, sondern auch die Verzinsung des Eigenkapitals deckte. 1943 lie­
ßen Produktionsschwierigkeiten den Ertrag auf 24 Millionen Mark sinken. Kosten­
steigerungen und die einsetzende Tilgung der Investitionskredite verursachten 
einen Fehlbetrag von 9,5 Millionen, der vom Reich abgedeckt werden mußte. 1944 
meinte man noch nicht einmal den Betriebsaufwand decken zu können. Außer den 
Hauptwerken in Bor und Kostolac gingen nun auch wertvolle Beteiligungen, vor 
allem die Gruben der Konstruktor AD bei Belgrad, der Leco AD bei Leskovac, das 
Blei-Zink-Bergwerk Ajvalija in Albanien und die Kupferminenbeteiligung Luda 
Jana in Mazedonien verloren274. 

Krupp in Mazedonien 

Der überwiegende Teil des jugoslawischen Mazedoniens war nach der Besetzung 
und Aufteilung des Landes von Bulgarien vereinnahmt worden. Da das Reich an 
den nicht unbedeutenden Chromerzvorkommen im Raum Skopje aus kriegswirt­
schaftlichen Gründen starkes Interesse hatte, erklärte sich die bulgarische Regie­
rung damit einverstanden, daß der gesamte mazedonische Bergbau deutscher Ver­
waltung unterstellt wurde, deutsche Unternehmen ungehindert Bergbau betreiben 
und Eigentum an dortigen Gruben erwerben konnten. 

Die bulgarische Regierung behielt sich lediglich vor, daß die Ausfuhr wie auch 

Mazedonien führten im September 1943 zur Aufstellung des Wehrwirtschaftlichen Berg­
baubataillons Südost, das nach der Einstellung der Chromerzlieferungen durch die Türkei 
im April 1944 auf Anordnung Hitlers noch verstärkt wurde (BA, RWM, R 7 VIII/31: Ver­
merk, 30. 5. 44). 

272 BA RWM, R 7 XII/101: R W M an Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion 
(RMRuK), 18. 5. 44. 

273 Ebd., Vermerk, 9. 5. 44. 
274 BA RWM, R 7 XII/101: Protokoll der Auf Sichtsratssitzung vom 21. 9. 44. 



252 Roland Schönfeld 

die von deutschen Firmen getätigten Investitionen über das bulgarische Clearing­
konto verrechnet wurden. Clodius, der im Auftrag des Auswärtigen Amts Ende 
April 1941 mit König Boris verhandelt hatte, konnte berichten: „Einigung hier­
über erfolgte in freundschaftlicher Form, ohne daß dem König etwa der Eindruck 
entstanden wäre, daß wir irgendwie die Situation ausnutzen oder einen Druck aus­
üben wollten."275 Die Reichsbehörden protestierten noch nicht einmal, als die bul­
garische Regierung im Widerspruch zu den getroffenen Vereinbarungen im Sep­
tember 1942 den französischen Anteil von 60 vH. an der Kupferhütte Luda Jana 
— der Rest gehörte Bor — enteignete und diesen Akt der Willkür als große vater­
ländische Tat feierte276. 

Nach der Besetzung Mazedoniens wurden die von ihren Eigentümern meist ver­
lassenen Bergwerke zunächst durch Pioniereinheiten der Wehrmacht gesichert277, 
um größere Schäden zu verhüten, bis der Grubenbetrieb von Firmen aus dem Reich 
übernommen werden konnte. Gruben, die sich im Eigentum von Feindstaatenange­
hörigen befanden, unterstellte man der kommissarischen Verwaltung eines Treu­
händers278. 

Die Friedr. Krupp AG nahm nun ihr Projekt, in General Zostow bei Skopje ein 
modernes Aufbereitungswerk zur Herstellung von Chromkonzentrat zu errichten, 
wieder auf. Da der Rüstungsbedarf an diesem zur Herstellung korrosionssicheren 
Stahls unentbehrlichen Legierungsmetall stark zugenommen hatte und die Alliier­
ten durch Aufkäufe in der Türkei die Chromversorgung Deutschlands zu stören ver­
suchten279, wurde die Firma von der Reichsregierung gedrängt, die Verarbeitungs­
anlage wesentlich größer zu konzipieren und für eine Erhöhung der Erzproduktion 
in Mazedonien zu sorgen280. 

275 ADAP, Serie D, Bd. XII 2, Dok. Nr. 393: Gesandtschaft in Sofia an Auswärtiges Amt, 24. 4. 
41. 

276 BA, RWM, R 7 VIII/30: Bor-Bericht, 11. 9. 42; R W M an AA, 18. 9. 42; Protokollvermerk 
des deutschen und bulgarischen Regierungsausschusses, 1. 12. 42 u. a. 

277 Vgl. G. Thomas, Geschichte der deutschen Wehr- und Rüstungswirtschaft (1918-1943/45), 
Hg. W. Birkenfeld, Boppard 1960, S. 262 f. Der während des Balkanfeldzugs geschaffene 
Wehrwirtschaftsstab Serbien wurde nicht nur für die militärische Sicherung der Berg­
werke, sondern auch für die Organisation des Abtransports der Förderung wichtig (ebd., 
S. 263). 

278 IfZ Closing Brief der Verteidigung in Fall 10: „Krupps Betrieb von Chromerzgruben in 
Jugoslawien", S. 55-82. Treuhänder der betroffenen Chromerzgruben in Mazedonien wurde 
der ehemalige kaufmännische Leiter der Alatini Mines. 

279 Die deutsch-türkischen Verhandlungen über die Lieferung von Chromerzen gegen Rü­
stungsgüter (vgl. ADAP, Serie D, Bd. VIII, Dok. Nr. 330, 333, 339, 390, 391, 408, 516, 517, 
625, 681 u. a.) waren im Winter 1939/40 gescheitert und die Türkei verkaufte ihre gesamte 
Chromerzförderung für 1940-42 an England (vgl. dazu auch J. J. Jäger, Die wirtschaftliche 
Abhängigkeit des Dritten Reiches vom Ausland, dargestellt am Beispiel der Stahlindustrie, 
Berlin 1969, S. 244 f.). Hauptlieferant für Chromerze wurde 1940 die Sowjetunion (ebd., 
S. 247, Tab. 36). Die Erschließung einer anderen Versorgungsquelle war also schon im Hin­
blick auf den geplanten Überfall auf die Sowjetunion unumgänglich. 

280 Laut Gutachten des Mitteleuropäischen Wirtschaftstages (Südosteuropa als wirtschaftlicher 
Ergänzungsraum für Deutschland, A 2, Jugoslawien, 30.8 .39, S. 85) befand sich der 
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Da Krupp sich zunächst weigerte, einer Investition in dem geforderten Ausmaß 
zuzustimmen, weil man ihre Rentabilität bezweifelte, kam es zu Unstimmigkeiten. 
Neuhausen, der neuernannte Generalbevollmächtigte für die Wirtschaft in Ser­
bien281, warf der Firma vor, nicht aktiv genug zu sein und im jugoslawischen 
Chromerzbergbau „völlig versagt" zu haben282. 

Die Befürchtung, aus Mazedonien verdrängt zu werden, brachte Krupp zum 
Nachgeben. Die Firma war schließlich bereit, das Werk für eine Verarbeitungs­
kapazität von wenigstens 50 000 t Roherz im Zweischichtenbetrieb statt der ur­
sprünglich geplanten 15 000 t zu bauen283. Die Anlage begann im Frühjahr 1944 
zu produzieren, was eine erhebliche Transportersparnis bedeutete284. 

Auch die von Krupp nunmehr erwarteten Erschließungsinvestitionen285 zur Er­
höhung der Chromerzförderung waren privatwirtschaftlich nicht mehr zu recht­
fertigen, da in zunehmendem Maße transportungünstig gelegene, wenig ergiebige 
Gruben in Bearbeitung genommen werden mußten, deren Ertrag dem Aufwand 
nicht entsprach. Im Geschäftsbericht der Kruppschen Hauptverwaltung für das 
Jahr 1942/43 heißt es über die Investitionen im mazedonischen Erzbergbau: „Die 
gesamten Anlagen . . . dürfen nicht mit rein bergwirtschaftlichem Maßstab gemes­
sen werden. Der größte Teil der Bauten und Einrichtungen erklärt sich aus der 
angespannten Chromerzlage . . . Die Selbstkosten der auf den Gruben anfallenden 
Erze, ebenso auch der zukünftig erzeugten Konzentrate werden einschließlich Ab­
schreibungen das Mehrfache der Vorkriegspreise betragen."286 

Über die 1941 gegründete „Gemeinschaft für den Legierungserzbergbau" suchte 

Chromerzbergbau des Landes teilweise „auf der Stufe primitivster Rückständigkeit" (zit. b . 
J. J. Jäger, a. a. O. S. 252). Der Transport wurde z. B. vielfach mit Tragtieren und Ochsen­
karren vorgenommen. Investitionen in die Infrastruktur (Straßen, Eisenbahnen, Seilbah­
nen) waren also auch hier besonders vordringlich. 

281 Franz Neuhausen, Generalkonsul in Belgrad, ab 1942 auch Generalbevollmächtigter fin­
den Metallerzbergbau Südost, hatte schon vor Kriegsausbruch die Aufgabe übertragen be­
kommen, als Sonderbeauftragter des Bevollmächtigten für den Vierjahresplan (Göring) die 
Erschließung der jugoslawischen Metallerzvorkommen „voranzutreiben und für die deutsche 
Rüstungsindustrie nutzbar zu machen" (vgl. Deutschlands Rüstung im Zweiten Weltkrieg, 
Hitlers Konferenzen mit Albert Speer, 1942-1945, Hg. W. A. Boelcke, Frankfurt/M. 1969, 
S.242f.). 

282 IfZ, Tribunal III, Fall 10, Dokumentenbuch 10: Erklärung H. G. Sohl, 1. 4. 48. 
283 BA, RWM, R 7 VIII/30: OKW an RWM, 5.10.42. 
284 IfZ, Dok. NIK 13333: Erklärung G. Ufer, 5 .1 . 47. 
285 Die Friedr. Krupp AG soll (nach Aussage des Krupp-Direktors Dr. Ufer) in die von ihr aus­

gebeuteten Chromerzgruben Mazedoniens zwischen 1940 und 1944 21 bis 22 Mio RM in­
vestiert haben (J.J .Jäger, a .a .O. , S. 252). Auch die vom Reich aufgewendeten gewaltigen 
Mittel für den Straßen- und Bahnbau sowie zur Erschließung der von staatlichen Dienst­
stellen betreuten Bergwerke lassen sich nur mit den Erfordernissen der Kriegswirtschaft 
erklären. Über das Baubüro beim GBW Serbien wurden vom April 1941 bis Ende August 
1944 in Serbien 205,63, in Mazedonien 91,00, in Griechenland 1,40 und in Albanien 9,65 
Mio R M investiert (J. Wuescht, a. a. O., S. 218). 

286 Zit. in IfZ, Closing Brief der Verteidigung in Fall 10: „Krupps Betrieb von Chromerzgru­
ben in Jugoslawien", S. 64. 
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Krupp mit anderen deutschen Montanfirmen in ähnlicher Lage für die im Interesse 
der Kriegswirtschaft erstellten unrentablen Anlagen durch Zusammenlegen der 
Kosten einen gewissen Lastenausgleich zu erreichen. Entstehende Verluste wurden 
vom Reich übernommen und aus einem „Ausgleichsfonds" des Reichswirtschafts­
ministeriums ersetzt287. Eine wirtschaftlich interessante Verwendung der Betriebs­
mittel kam dadurch noch nicht zustande. 

Krupps einflußreiche Stellung im mazedonischen Chromerzbergbau288 war nur 
insofern von Vorteil, als sie Gelegenheit zu bieten schien, sich in diesem Gebiet für 
die Nachkriegszeit eine eigene Rohstoffgrundlage zu erschließen. Solchen Absich­
ten kam zustatten, daß Krupps Teilhaber in der nun „Deutsch-Bulgarische Chrom­
erzbergbau AG (Chromag)"289 firmierenden ehemaligen Jugochrom, die Reichs­
werke Hermann Göring AG, sich passiv verhielt und der Friedr. Krupp AG bei der 
Verfolgung ihrer langfristigen Ziele keine Konkurrenz machte. Der einzig ernst­
hafte Mitbewerber war offenbar Neuhausen selbst, der zwischen großzügigen Zu­
sagen an die Firma290 und an Diffamierung grenzender Kritik schwankte und die 
von ihm geleitete, staatseigene „Südost-Montan" GmbH immer wieder bei Auf­
kaufgelegenheiten ins Rennen brachte291. 

Krupp stieß jedenfalls bei dem Versuch, in die bestehenden Vermögenskomplexe 
einzudringen, auf beträchtliche Schwierigkeiten. Noch vor dem Krieg hatte Krupp 
nur eine wenig bedeutende Grube bei Valandovo und bis zum Balkanfeldzug ein 
weiteres kleines Bergwerk bei Presevo gepachtet. Aus einer Zwangsversteigerung 
konnte Trnava, ebenfalls in der Nähe von Presevo, erworben werden292. 

Die Entwicklungsmöglichkeiten dieser Betriebe waren bescheiden. Die Erzver­
sorgung der in Bau befindlichen Kruppschen Aufbereitungsanlage war nur ge­
sichert, solange die größeren Chromerzgruben Mazedoniens von deutschen Behör­
den verwaltet wurden. Im Hinblick auf eine Nachkriegsregelung erschien es der 
Friedr. Krupp AG unerläßlich, ergiebigere Bergwerke in diesem Raum zu be­
sitzen293. 

2 8 7 Ebd. , S. 65 f. 
288 Auch die Verteilung des in Mazedonien gewonnenen Chromerzes an die Verarbeiter im 

Reich erfolgte ab 1942 ausschließlich durch die Friedr. Krupp AG (IfZ, Dok. NIK 13167: 
Erklärung H. G. Sohl, 4.12. 47). 

289 Wegen Schwierigkeiten mit der bulgarischen Regierung funktionierte die Chromag nur 
noch als Finanzierungsgesellschaft. Die Friedr. Krupp AG und die Reichswerke gründeten 
stattdessen im Dezember 1941 das Chromerz-Konsortium (IfZ, Dok. NIK 13248). Die dem 
Konsortium unterstehenden Gruben wurden von Krupp-Direktor Ufer unter dem Firmen­
namen „Chromerzbetriebe Dr. Ufer" weitergeführt (IfZ, Dok. NIK 12978: Erklärung 
G. Ufer, 2.12.47). 

290 Neuhausen hatte nach der Besetzung Jugoslawiens zugesagt, der Firma beim Erwerb wei­
terer Erzgruben behilflich zu sein (IfZ, Dok. NIK 13383: Krupp an Prof. Cissarz, 11. 6. 41, 
und NIK 13243: Memorandum Sohls über Besprechung mit Neuhausen in Belgrad am 24. 9. 
40). 

291 IfZ, Dok. NIK 13333: Erklärung G. Ufer, 5 . 1 . 47. 
292 IfZ, Dok. NIK 13151 und 13157: Erklärung G. Ufer, 10.12.47. 
293 IfZ, Dok. NIK 12893: Krupp an GBW Serbien, 20. 8. 42. 
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Die aussichtsreichsten Chromerzvorkommen jedoch waren Eigentum der engli­
schen Alatini Mines, deren Vermögen zwar seit der Besetzung Jugoslawiens unter 
kommissarische Verwaltung gestellt, aber, da man mit dem Inhaber nicht in Kauf­
verhandlungen eintreten konnte, geradezu unantastbar geworden war! 

Krupp bemühte sich lange, eine Beteiligung am bedeutenden Ljuboten-Berg-
werk zu erwerben, das den Alatini Mines nur zur Hälfte gehörte. Mit einem Drittel 
des Grundkapitals war der ehemalige jugoslawische Staat beteiligt, die restlichen 
17 vH. befanden sich in deutschem Besitz294. Da der Firma dieses letztere Paket 
angeboten worden war, drängte sie die zuständigen Reichsbehörden, ihr auch zum 
Kauf wenigstens eines der beiden anderen Anteile zu verhelfen. 

Aber auf das Eigentum des ehemaligen jugoslawischen Staates in Mazedonien 
hatte Bulgarien einen Anspruch295, dessen Geltendmachung man in diesem Fall 
nicht herausfordern wollte. Und die Reichsregierung war auch nicht bereit, was das 
Vermögen des englischen Eigners der Alatini Mines betraf, willkürlich in beste­
hende Rechtsverhältnisse einzugreifen. Krupps Vorschlag, die interessierenden An­
teile an einen Treuhänder zu bezahlen, der zu gegebener Zeit die rechtmäßigen 
Eigentümer entschädigen könnte, wurde abgelehnt und die Firma trotz ihres wie­
derholten Drängens, doch die günstige politische Situation zu nutzen, auf eine 
Regelung nach Friedensschluß vertröstet296. 

Das einzige größere Bergbauunternehmen in Mazedonien, an welchem sich die 
Friedr. Krupp AG beteiligen konnte, war das noch wenig erschlossene297, aber wohl 
wegen seiner reichen Erzreserven interessante Chromerzbergwerk Jeserina, das der 
jugoslawischen Firma Hromasseo AD, Skopje, gehörte. 25 vH. der Aktien dieses 
Hauses konnte Krupp von dem Schweizer Bankier Voegeli (Banque Serbo-Suisse) 
erwerben, weitere 12,5 vH. kaufte die Firma vom Treuhänder des inzwischen be­
schlagnahmten „Judeneigentums" der Familie des Hauptaktionärs Moses Asseo298. 

Da Asseo angeblich von seinem Sohn ermordet worden war, hatte das Vormund­
schaftsgericht Skopje mehr als die Hälfte der Aktien sichergestellt. Krupp war sehr 
daran interessiert, auch diesen Anteil nach Freigabe durch die serbischen Behörden 
zu erstehen. Doch es stellte sich heraus, daß das Paket auf ungeklärte Weise in den 
Besitz der Witwe Asseos gelangt war, die damit nach Albanien flüchtete und die 

294 IfZ, Dok. NIK 12889: Krupp an RWM, 8. 4. 42. 
295 IfZ, Dok. NIK 12895: Krupp an GBW Serbien, 13.5 .42. Das Vermögen des ehemaligen 

jugoslawischen Staates fiel den „Erwerberstaaten" (Deutsches Reich, Italien, Ungarn, Bul­
garien, Kroatien, Serbien) zu (vgl. Abkommen über vermögensrechtliche Auseinandersetzung 
des ehemaligen jugoslawischen Staates etc. v. 22. 7. 42, Reichsgesetzblatt (RGBl.) 1943 II , 
Nr . 21, S. 154 ff.). 

296 IfZ, Dok. NIK 12895: Krupp an GBW Serbien, 13 .5 .42 ; NIK 12894: Krupp an GBW 
Serbien, 4. 6. 42; NIK 12893: Krupp an GBW Serbien, 20. 8. 42. 

297 IfZ, Closing Brief der Verteidigung in Fall 10: „Krupps Betrieb von Chromerzgruben in 
Jugoslawien", S. 62 f. 

298 IfZ, Dok. NIK 13156: Erklärung G. Ufer, 8 .1 . 48; NIK 13333: Erklärung G. Ufer, 5 .1 . 47; 
NIK 12901: Bankverein AG Belgrad an Krupp, 1. 9. 43 ; Tribunal I I I , Fall 10, Dokumenten­
buch 10: div. Unterlagen zum Erwerb Hromasseo-Aktien, S. 18-38. 
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Aktien dort an die italienische Firma Azienda Minerali Metallici Italiana (AMMI) 
verkaufte299. 

Dieser Handstreich der AMMI hatte diplomatische Folgen. Die quer durch das 
ehemals jugoslawische Mazedonien verlaufende Grenze zwischen „Neubulgarien" 
und dem vergrößerten, italienisch beherrschten Albanien war schon bei ihrer Fest­
legung Anlaß zu Unstimmigkeiten zwischen Ribbentrop und Ciano gewesen. Die 
italienische Delegation ließ sich schließlich überreden, daß das Grubengebiet um 
Skopje zum bulgarischen Territorium gehöre, bestand aber auf dem Eigentum der 
AMMI an Jeserina300. 

Krupp hatte sich inzwischen an das Auswärtige Amt um Unterstützung gewandt 
und hoffte, daß die AMMI gezwungen werden konnte, die Mehrheitsbeteiligung 
abzutreten. Anfang 1942 verhandelte der in Südosteuropafragen gut bewanderte 
Clodius vom Auswärtigen Amt mit den italienischen Behörden in Rom301. Die 
Reichsregierung war nicht bereit, Italien die Ausbeutung von Chromerzvorkom­
men auf neubulgarischem Gebiet zu überlassen302. Doch die Rücksicht auf den 
Achsenpartner ließ einen Kompromiß geraten erscheinen, dem sich die Friedr. 
Krupp AG, wenn auch widerwillig, beugen mußte303. Die AMMI durfte die in 
ihrem Besitz befindlichen Hromasseo-Aktien behalten und ihren Anteil auf fünf 
Achtel aufrunden. Krupp sollte das Management und die gesamte Förderung der 
Jeserina-Mine bis Kriegsende, beziehungsweise bis zum 31. 10. 1944, zustehen304. 

Die Grube Jeserina steigerte ihre Produktion unter Kruppscher Leitung von 
216 t Roherz im Januar 1942 auf 2995 t im September des gleichen Jahres. Für 
1943 rechnete man mit einer Ausbeute von mindestens 24 000 t, „sodaß die sicht­
baren Erze . . . bis zur Übergabe dieser Grube an die Italiener abgebaut werden"305. 

Im Jahr des Kriegsausbruchs waren in Jugoslawien 45 000 t Chromerz gefördert 
worden306. 1943 wurden allein im neubulgarischen Mazedonien fast 120 000 t 

299 IfZ, Dok. NIK 8099: Erklärung G. Kyllmann, 7. 5. 47. 
300 IfZ, Tribunal III , Fall 10, Dokumentenbuch 10: Erklärung W. v. Schmieden (AA), 12. 12. 

47. Hitler hatte am 29. 5.1941 angeordnet, daß Italien die wirtschaftliche Nutzung Grie­
chenlands zustehen solle (G. Thomas, a. a. O., S. 263). Doch die deutschen Firmen hatten 
sich vor der Niederlassung der italienischen Dienststellen durch langfristige Pachtverträge 
die Produktion vor allem der griechischen Chromerzgruben schon gesichert (BA, RWM, 
R 7 XII/104: Clodius, Rom, an Auswärtiges Amt, 5. 2. 42). 

301 BA, R 7 XII/104: Clodius, Rom, an AA, 5. 2. 42. 
302 Ebd., Antwort AA, 10. 2.42. 
303 IfZ, Dok. NIK 8099: Erklärung G. Kyllmann, 7. 5. 47. 
304 IfZ, Dok. NIK 13318: Deutscher Regierungsausschuß, Rom, an Chromag, 14. 3. 42; ADAP, 

Serie E, Bd. II, Dok. Nr. 4 1 : Aufzeichnung Wiehl, 14. 3 .42; BA, RWM, R 7 XII/104: Ver­
merk, 14. 3. 42. Nach der Kapitulation Italiens fiel der Aktienbesitz der AMMI an den von 
Deutschland errichteten Satellitenstaat Albanien. Krupp kam wieder nicht zum Zuge (IfZ, 
Dok. NIK 13333: Erklärung G. Ufer, 5.1.47). 

305 BA, RWM, R 7 VIII/30: Krupp an RWM, 23.10. 42. 
306 Statisticki Godisnjak Jugoslavije 1971, S. 159. 1937 hatte die Chromerzförderung mit 

59 000 t den Höhepunkt der Vorkriegszeit erreicht (V. Blaskovic, Ekonomska Geografija 
Jugoslavije, Zagreb 1970, S. 188). Die Ausfuhr von Chromerzen sank wegen der steigenden 
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produziert307. Gegenüber dem Vorjahr hatte sich diese Menge noch erhöht, während 
der Ausstoß der griechischen Chromerzgruben infolge der dortigen Partisanen­
aktionen bereits stark rückläufig war308. 

Die Chromerzversorgung der deutschen Rüstungswirtschaft konnte damit aus 
den Bergwerken Neu- und Altbulgariens, Serbiens, Griechenlands und ab 1943 
auch Albaniens bereits sichergestellt werden309. Als die Türkei im April 1944 dem 
Druck der Alliierten nachgab und ihre Chromerzlieferungen in das Reich ganz 
versiegten310, brachte das keine unmittelbare Gefahr. Der Verlust des gesamten 
Balkans im darauffolgenden Herbst und Winter aber bedeutete, daß allein wegen 
des Mangels an diesem für eine moderne Rüstungsproduktion unentbehrlichen und 
unersetzbaren Legierungsmetalls der Krieg nach Aufzehren der strategischen Re­
serve in spätestens zehn Monaten unter allen Umständen zu Ende gewesen wäre311. 

Das Bewußtsein von der kriegsentscheidenden wirtschaftlichen Bedeutung des 
Balkanraums mag ein Motiv für den unsinnig erscheinenden Befehl Hitlers ge­
wesen sein, noch im Februar 1945 eine SS-Panzerarmee nach Ungarn zu verlegen, 
um die sowjetischen Einheiten südlich von Budapest wieder über die Donau zu­
rückzudrängen — zu einer Zeit, als die Rote Armee bereits 70 km vor Berlin stand. 

Die Investitionstätigkeit der deutschen Industrie in Jugoslawien hatte erst gegen 
Mitte der dreißiger Jahre in nennenswertem Umfang eingesetzt. Durch die rigo­
rose Bilateralisierung des Außenhandels gewann der Balkanraum auch für die Ver­
sorgung der Produktionsgüter- und Rüstungssektors mit mineralischen Rohstoffen 
erheblich an Bedeutung. Die erfolgreiche Belebung der Wirtschaftstätigkeit im 
Reich und enorme Staatsaufträge bewogen eine Reihe deutscher Montanunterneh­
men, sich an der Erschließung der reichen Bodenschätze des unterentwickelten und 
kapitalarmen Jugoslawien zu beteiligen. 

Seit Kriegsausbruch und dem Versiegen der überseeischen Lieferungen war die 
größtmögliche Nutzung der im Machtbereich Deutschlands befindlichen europä-

Eigenverarbeitung von 29 291 t in 1931 auf 18 323 t in 1939 ab (Die Bodenschätze der süd­
osteuropäischen Länder, 1. T. : Chrom, Mangan, Blei und Zink, Schriften der Südosteuropa-
Gesellschaft, Wien 1943). 

307 BA, RWM, R 7 VIII/35: OKW an RWM, Meldung über Chromerzförderung, 14. 2. 44. Die 
Produktion Serbiens betrug im gleichen Jahr 5430, Altbulgariens 8532, Griechenlands 
381221 (ebd.). 

308 Vgl. J. J. Jäger, a. a. O., S. 253 f. Auf neubulgarischem Gebiet kam es erst ab Sommer 1944 
zu größeren Produktionsausfällen infolge von Partisanenaktionen (ebd., S. 254). 

309 BA, RWM, R 7 VIII/103: Vermerk über Chromversorgung der deutschen Rüstungs- und 
Kriegswirtschaft, 21.10. 42; vgl. auch J. J. Jäger, a. a. O., Tab. 37, S. 255. 

310 BA, RWM, R 7 XII/8: Besprechungsvermerk v. 8. 8. 44. Die Türkei hatte erst im Frühjahr 
1943 ihre Chromerzlieferungen nach Deutschland wieder aufgenommen, blieb jedoch mit 
den vertraglich zugesicherten Mengen weit im Rückstand (J. J. Jäger, a. a. O., S. 258 ff.). 

311 Speer hatte Hitler bereits im November 1943 in einer Denkschrift auf diesen Tatbestand 
hingewiesen (vgl. A. Speer, Erinnerungen, Berlin 1969, S. 328 f.). Dieser Meinung waren 
Experten des Speer-Ministeriums auch noch im September 1944 (Deutschlands Rüstung im 
Zweiten Weltkrieg, a. a. O., S. 438). 
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ischen Rohstoffvorkommen für die Zwecke der Rüstungswirtschaft zu einer Über­
lebensfrage geworden. Doch erst die Niederwerfung Frankreichs setzte Jugoslawien 
dem politischen und wirtschaftlichen Einfluß des Reiches rückhaltlos aus. Die Be­
strebungen der deutschen Industrie, sich durch Erwerb ausländischer Beteiligungen 
in jugoslawische Bergbauunternehmen einzukaufen, wurden von der Reichsregie­
rung lebhaft unterstützt. Bemerkenswert ist die korrekte Abwicklung derartiger 
Paketkäufe in besetzten Ländern und die aus den Klagen einiger interessierter Fir­
men ersichtliche Weigerung der deutschen Behörden, die „Gunst der Lage" zu 
nutzen und auf verkaufsunwillige Anteilseigner politischen Druck auszuüben. 

Mit der Ausuferung des Krieges und der Intensivierung der Rüstungsproduktion 
wurden die Investitionen der deutschen Industrieunternehmungen im mittlerweile 
zerschlagenen Jugoslawien auf Geheiß der mit der Rohstoffsicherung beauftragten 
staatlichen Dienststellen oft über jedes kaufmännisch vertretbare Maß hinausge­
trieben. Zur Modernisierung oder Erweiterung bestehender Betriebe, für den Auf­
schluß bisher ungenutzter Lagerstätten und das Errichten zusätzlicher Aufberei­
tungsanlagen wendeten deutsche Firmen während der Kriegsjahre beträchtliche 
Mittel auf. Der geringe Grad der Verkehrserschließung, vor allem der gebirgigen, 
rohstoffreichsten Gebiete des Landes, machte den weit überwiegend vom Reich 
finanzierten Ausbau des Straßen- und Eisenbahnnetzes erforderlich. Diese Investi­
tionen in Grundstoffindustrie und Infrastruktur kamen der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung Jugoslawiens nach Beendigung des Krieges zugute. Das Problem der 
deutschen Clearingverschuldung gegenüber Jugoslawien gewinnt damit einen 
neuen Aspekt312. 

Im Rahmen der Kriegswirtschaft des Reiches kam Jugoslawien und seinen Nach­
folgestaaten eine hervorragende Bedeutung zu. Die gesicherte Versorgung der 
deutschen Rüstungsindustrie mit mineralischen Rohstoffen bis in die letzen Kriegs­
monate hinein wäre ohne die Erzgruben des Balkanlandes nicht denkbar gewesen. 

312 Dem Clearingkonto wurden lediglich solche Lieferungen und Leistungen gutgeschrieben, 
die im Auftrag von Firmen oder Dienststellen des Clearingpartners erfolgten, für welche 
diese also eine Zahlungsverpflichtung übernommen hatten, und auch dann nur insoweit als 
die Zahlung bereits fällig war. 
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HERMANN KAISER UND DER DEUTSCHE WIDERSTAND 

Während des Zweiten Weltkrieges hat der Studienrat und Hauptmann der Reserve 
Hermann Kaiser an einer der zentralen Schaltstellen der Widerstandsbewegung in 
Berlin gearbeitet. In der äußerlich unscheinbaren Stellung eines Kriegstagebuch­
führers beim Befehlshaber des Ersatzheeres hatte er die Aufgabe, als Verbindungs­
mann und Vermittler zwischen militärischem und zivilem Widerstand zu fungie­
ren. 

In dieser Tätigkeit stand Kaiser in enger Verbindung mit Generaloberst Ludwig 
Beck, Carl Goerdeler und Oberst Graf von Stauffenberg. Die Bemühungen, einen 
der Truppenbefehlshaber an der Ostfront für den Umsturz zu gewinnen, führten 
außerdem dazu, daß der Erste Generalstabsoffizier der Heeresgruppe Mitte, Hen­
ning von Tresckow, dessen Ordonnanzoffizier, Fabian von Schlabrendorff, und 
manche anderen Frontoffiziere mit ihm in Verbindung traten. Zudem war Kaiser 
Vertrauensmann des ebenfalls zum Widerstand gehörenden Chefs des Allgemeinen 
Heeresamtes, General Olbricht. Was Kaiser damals getan und erfahren hat, ist 
meist nie bekannt geworden. Einiges hat er, der Historiker, jedoch gewagt, in An­
deutungen und unter Verwendung von Decknamen zu Papier zu bringen. Weil ein 
Teil der Tagebücher nach seiner Verhaftung beschlagnahmt worden ist, sind diese 
nicht vollständig erhalten geblieben. Außerdem sind manche Papiere nach seiner 
Verhaftung aus verständlichen Gründen sofort vernichtet worden oder bei Bom­
bardements verbrannt. Dennoch gewinnt man bei der Lektüre der erhalten geblie­
benen Teile einen höchst interessanten Einblick in die damaligen Erwartungen, 
Spannungen und Entwicklungen1. 

Hermann Kaiser wurde am 31. Mai 1885 in Remscheid geboren, wo sein Vater, 
Ludwig Kaiser, Oberlehrer an der Realschule war. Seine Mutter, Alma Müller, war 
die Tochter eines Remscheider Fabrikanten und erhielt eine musikalische Ausbil­
dung auf dem Kölner Konservatorium. Als die Familie später nach Wiesbaden und 
dann nach Kassel übersiedelte, ist die Verbindung mit Remscheid doch erhalten ge­
blieben. Ludwig Kaiser, der im Herbst 1888 Direktor der Oberrealschule in Wies­
baden geworden war und 1901 zum Provinzialschulrat in Kassel befördert wurde, 
war auch wissenschaftlich tätig2. Seine politische Gedankenwelt könnte als „natio-

1 Die Erlaubnis zur Einsichtnahme in die handgeschriebenen Exemplare verdankt der Verf. 
Herrn RA Ludwig Kaiser (Kassel), der auch viel sonstiges Material freundlicherweise zur 
Verfügung gestellt hat. In den in diesem Aufsatz gegebenen Zitaten sind Kürzungen aus­
geschrieben und statt der Decknamen die wirklichen Namen angegeben. Es ist leider nicht 
gelungen, sämtliche in den Tagebüchern verwendeten Decknamen zu entziffern. 

2 Noch nach seiner Pensionierung hat er ein mathematisches Buch geschrieben, das im In-
und Ausland Interesse gefunden hat. 
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nalliberal" bezeichnet werden. In dem preußisch-deutschen Staat sah er die Erfül­
lung des von der Nation Erstrebten. Bismarck war für ihn der Nationalheld3. 

Hermann, der zweite Sohn, studierte in Halle und Göttingen. Seine Fächer 
waren Mathematik, Physik und, so auffallend diese Verbindung erscheinen mag, 
Geschichte und Kunstgeschichte. Nach Beendigung seines Studiums hat er zu­
nächst als „Einjähriger" beim Feldartillerieregiment Nr. 11 in Kassel gedient4. 
Danach wählte er den Beruf des Vaters. Doch dauerte der erste Abschnitt seiner 
Lehrtätigkeit nicht lange. 

Als Offiziersanwärter kam er 1914 mit dem 1. Nassauischen Feldartillerieregi­
ment Nr. 27 an die Westfront, wo er bald zum Leutnant befördert wurde. In sei­
nen Briefen und Tagebüchern werden die Erzählungen über Kampferlebnisse 
manchmal unterbrochen von ausführlichen Passagen über Kirchen, Schlösser und 
Städte. Vielleicht versuchte er auf diese Weise auch seine Gefühle über das „ehren­
volle", aber blutige Handwerk des Krieges abzureagieren. Wenn es im Offiziers­
kreis zu Diskussionen über die Kriegsziele kam, plädierte Kaiser für Maßhalten, 
ohne doch den Annexionismus ganz abzulehnen. So wünschte er die Festigung und 
Vergrößerung des Kolonialreiches; auch trat er für den wirtschaftlichen Vorrang 
Deutschlands in Kleinasien wie für den Abschluß von Verträgen mit Belgien und 
Holland ein5, die diesen Ländern eine Art von Vasallenstatus auferlegt hätten. 
Wenn er Bethmann Hollweg verteidigte6, fand er bei seinen Kameraden wenig 
Anklang, die in der Mehrheit auf der Seite der Alldeutschen standen. 

Nach 41/2 Jahren Krieg nahm Kaiser seinen Beruf wieder auf, zugleich schrieb 
er an Bethmann Hollweg einen Brief7, in dem er ihm für seinen „Dienst am Vater­
land" dankte und bekannte, daß ihm des Kanzlers Ansichten noch immer als richtig 
erschienen. Hinsichtlich der weiteren Entwicklung Deutschlands äußerte Kaiser 
dabei den Wunsch, daß man die Gelegenheit ausnutzen sollte, um die Vereinigung 
mit Deutsch-Österreich zu erreichen. Zweifellos würden der Partikularismus und 
das Ausland einen rein zentralistischen Einheitsstaat verhindern. Daher solle ein 
föderativer Reichsaufbau mit einer starken und umfassenden Reichsgewalt ver­
bunden werden. Von einer Aufteilung Preußens wollte Kaiser nichts wissen. In 
einer solchen Zeit gehe es nicht an, mit der Gestaltung des Staates, der „das Rück­
grat des Deutschen Reiches bildet", noch Experimente zu machen. Bethmann Holl­
weg teilte Kaisers Ansichten im Hinblick auf eine Aufteilung Preußens und 
schrieb: „Sie würde uns des letzten Restes von Widerstandskraft gegen das Vordrin-

3 Dazu eine Rede zum Reichsgründungstag im „Wiesbadener Tageblatt" vom 20. Jan. 1896 
(im Besitz von Herrn RA Ludwig Kaiser - im folgenden zit. als LK). 

4 Zusammen mit Prof. Dr. Hans Rothfels, dem besonders gedankt sei für sein Interesse an 
dieser Arbeit. 

5 Tagebucheintragung vom 6. März 1915 (LK). 
6 Auch Friedrich Meinecke hat auf Schwankungen in der Haltung Bethmann Hollwegs hin­

gewiesen: Autobiographische Schriften, Stuttgart 1969, S. 276,280,284. 
7 Brief vom 31. Januar 1919 (Abschr. LK). 
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gen des Slawentums berauben und zu einem Banausenstaat verkümmern lassen, in 

dem jede Möglichkeit geistiger Erneuerung von niederster materialistischer Le­

benssorge erstickt werden würde."8 

Hermann Kaiser war mit Hingabe Lehrer. Mit besonderer Liebe beschäftigte er 

sich mit der mittelalterlichen Kaisergeschichte, mit Friedrich dem Großen, Stein 

und Scharnhorst. Es blieb den Schülern nicht verborgen, daß Kaiser den Weimarer 

Staat ablehnte. E r betrachtete ihn im Grunde als Instrument des feindlichen Aus­

lands und warf ihm eine Vernachlässigung des preußisch-deutschen Erbes vor. Daß 

Kaiser auch in den späteren Jahren der Weimarer Republik seine Einstellung kaum 

geändert hat, geht aus einer Rede hervor, die er im Jahre 1927 am Divisionstag 

hielt. Es waren damals gerade die Jahre, in denen die Politik Stresemanns gewisse 

und auch berechtigte Hoffnungen weckte. Kaiser verhehlte in seiner Rede jedoch 

nicht, daß er dem Weimarer Staat noch immer fremd gegenüberstand9. 

Die „nationale Revolution" im Januar 1933 hat Kaiser daher zunächst sicher 

nicht abgelehnt. Zum erstenmal seit 1918 schien ihm die Möglichkeit gegeben, ein 

positives Verhältnis zum Staat wiederzufinden. Er erhoffte sich von den National­

sozialisten die von ihm ersehnte Änderung in den innen- und besonders den außen­

politischen Verhältnissen seines Landes. Nach Kaiser hatte Hit ler das Land vor 

einer drohenden „bolschewistischen Revolution" gerettet. Außerdem war die NS-

Bewegung „wehrfreudig", so daß die Voraussetzungen für die deutsche Wahrhaf­

tigkeit zurückgewonnen werden könnten. Schon vor 1933 scheint Kaiser gewisse 

Hoffnungen dieser Art gehegt zu haben10. I m Jahre 1930, als die Wirtschafts­

krise die Zahl der Arbeitslosen steil ansteigen ließ und das Kabinett der „Großen 

Koalition" zerbrochen war, sprach Kaiser gleichwohl von der Hoffnung auf „ein 

Werk des Aufbaus und der Erneuerung"1 1 . Zwei Jahre später, bei einer Ansprache 

zum Volkstrauertag, sagte er: „14 Jahre unsäglichen Leids liegen hinter uns. Aber 

in diesen Wochen und Tagen, in denen Entscheidungen von schicksalschwerster Be­

deutung getroffen werden, spüren wir, wie die Toten an unsere Seelen rühren. Sie 

fielen für ein Deutschland der Freiheit und der sozialen Gerechtigkeit. Laßt uns 

wehrhaft bleiben im Geiste der Toten."12 

Weil die Nationalsozialisten insbesondere die Freude vieler Deutschen an mili­

tärischen Dingen geschickt auszunutzen wußten, kam Kaiser dazu, sich der NS-

Partei zu nähern und ihr schließlich beizutreten13. Wie sehr der Gedanke der 

8 Brief Bethmann Hollwegs vom 10. Februar 1919 (Abschr. LK). 
9 Nachrichtenblatt der 76. Reservedivision, hrsg. von F. von Olberg und H. Kaiser, Januar 

1928, S. 4 (LK). 
10 Zeugnisse dafür bei Dr. Wetzell, Oranienschule. Gymnasium für Jungen 1857-1957, Wies­

baden 1957, S. 47/48; ferner Mitt. RA R. Zilcken (Neffe), Pfarrer H.-O. Baedeker (Bekann­
ter), Frau von Ibell (Bekannte). 

11 Nachrichtenblatt, Okt. 1930, S. 28 (LK). 
12 Frankfurter Nachrichten, 20. Nov. 1932 (LK); vgl. auch Briefe Kaisers an Kommandant H. 

(unbekannt), 27. Dez. 1932, und an seine Schwester Hedwig, 27. Dez. 1932 (Abschr. LK). 
13 Mitt. H.-O. Baedeker. 
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„Wehrhaftmachung" des deutschen Volkes Kaisers Verhältnis zum neuen Regime 

bestimmt hat, zeigt ein begeisterter Aufsatz zur Wiedereinführung der allgemei­

nen Wehrpflicht im März 1935. Vorbei seien die Jahre, so heißt es hier, „der Zwie­

tracht, der Ohnmacht, der Auflösung und des Widerspruchs". Dafür gebühre Hi t ­

ler Dank14. 

Kaiser wollte jedoch die Ergebnisse der nationalsozialistischen Politik an den 

Ideen und Taten der freilich von ihm stark idealisierten preußischen Reformer 

messen. Schon diese fragwürdige Gegenüberstellung läßt Kaisers innerlichen Ab­

stand von der „Weltanschauung" des Nationalsozialismus durchblicken. Inzwi­

schen hatte er auch schon einige Erfahrungen gemacht, die zu einer allmählichen 

Wandlung seiner Einstellung zum neuen Staat beitrugen. Eine dieser Erfahrungen 

war die Niederschlagung des angeblichen Röhm-Putsches. Bei dem Blutbad am 

30. Juni und 1. Juli 1934 verloren nicht nur SA-Leute das Leben. Auch andere 

politisch mißliebige Persönlichkeiten wurden „liquidiert". Zu diesen zählte auch 

Herbert von Bose aus dem Mitarbeiterstab des Vizekanzlers von Papen. Bose ge­

hörte dem jungkonservativen Oppositionskreis an, dessen Mittelpunkt der junge 

schlesische Gutsherr v. Tschirschky war15. Wenn er nicht schon auf anderem Wege 

von diesen Ermordungen erfahren hatte, dann wird Hermann Kaiser sicher durch 

Boses Schwiegervater, den General der Artillerie Kühne, informiert worden sein. 

Kaiser kannte Kühne aus dem Ersten Weltkrieg und stand wegen kriegsgeschicht­

licher Arbeiten gerade während dieser Zeit mit ihm in Verbindung16 . Mitte Juni 

war Kühne von Kaiser gebeten worden, im August auf einer Zusammenkunft ehe­

maliger Kriegskameraden im Kloster Eberbach zu sprechen17. Das Blutbad kam 

dann dazwsichen, und Kaiser mußte in Eberbach mitteilen, daß Kühne „den ge­

planten Vortrag nicht halten" könne, „da er am 1. Juli durch tragische Umstände 

seinen Schwiegersohn, Hauptmann von Bose, verloren" habe18. Dieses Ereignis hat 

Kaiser stark bewegt. I m vertrauten Kreise seiner Angehörigen und Freunde hat er 

seinen Abscheu über diesen Mord wiederholt zum Ausdruck gebracht und dabei auf 

die Erschießung des Herzogs von Enghien im Jahre 1804 Bezug genommen19. Ver­

mutlich hat er sich auch damals in Eberbach ähnlich geäußert, denn etwa in dieser 

Zeit soll er zu der örtlichen Parteistelle zitiert, dort vernommen, aber dann doch 

wieder freigelassen worden sein20. 

14 Nachrichtenblatt, April 1935, S. 1 (LK). 
15 Eine ausführliche Information über diese Gruppe geben die offensichtlich auf Grund erhal­

ten gebliebener Aufzeichnungen niedergeschriebenen Memoiren Tschirschkys (Erinnerun-
gen eines Hochverräters, Stuttgart 1972). 

16 Mitt. des Herrn Dr. Hans-Jürgen von Bose auf Grund von Eintragungen in den Tagebüchern 
seines Großvaters. 

17 Eintragung im Tagebuch Kühnes vom 13. Juni 1934. 
18 Nachrichtenblatt, Jan. 1935, S. 2. 
19 Mitt. von R. Zilcken, der auch dem Verf. dankenswerterweise Briefe aus dem Nachlaß sei­

nes Onkels zur Verfügung gestellt hat. 
20 Mitt. von Frau von Ibell. 
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Ein anderer Zwischenfall mit der Partei ereignete sich im gleichen Jahr. Schon 
1927 hatte Kaiser die Initiative zur Errichtung eines Denkmals für die Gefallenen 
des Feldartillerieregiments Nr. 27 in Wiesbaden ergriffen. Nach manchen Schwie­
rigkeiten fand die Enthüllung im Oktober 1934 statt. Mehrere Generäle und viele 
Offiziere und Mannschaften des alten Heeres waren erschienen, dazu Vertreter der 
Reichswehr und der Stadt Wiesbaden. Auch Repräsentanten der Partei, an der 
Spitze Gauleiter Sprenger, nahmen teil. Bei seiner Begrüßungsrede und der Über­
gabe des Denkmals an die Stadt Wiesbaden21 vermied es Kaiser geflissentlich, den 
Namen Hitlers zu erwähnen. Das wurde ihm von Seiten der Partei stark verübelt22. 
Offenbar hatte er seitdem eine schwarze Note. Als er sich kurz darauf für eine 
Dozentur der Kunstgeschichte an der Universität Marburg bewarb, wußte Spren­
ger seine Ernennung zu verhindern23. Kaisers Verbindungen zum Militär waren 
seitdem ein wichtiger Schutz. Dabei war er in seiner impulsiven Art viel zu unvor­
sichtig mit kritischen Äußerungen über das Regime. Man soll in seiner Schule 
erleichtert aufgeatmet haben, wenn Kaiser dann und wann zu kriegsgeschichtlichen 
Studien in das Reichsarchiv in Potsdam beurlaubt wurde24. 

Die Wandlung Kaisers wird sicher auch durch seine Geschwister beeinflußt wor­
den sein. Schon vor 1933 hatte sein Bruder Heinrich, ein bekannter Maler und 
Architekt, mißbilligend über Hitler gesprochen. Sein anderer Bruder, Ludwig, 
hatte ebenfalls schon vor 1933 eine öffentliche Warnung vor dem Nationalsozialis­
mus mitunterschrieben. Wegen seiner ablehnenden Haltung wurden ihm dann An­
fang 1933 Schwierigkeiten bereitet. Das hinderte ihn nicht, später Korruptions­
erscheinungen zu bekämpfen und sich für Verfolgte einzusetzen25. So kam Ver­
schiedenes zusammen, um Hermann Kaiser immer mehr zum Gegner des neuen 
Regimes zu machen. Ihm wurde klar, daß Hitler sich der preußisch-deutschen Tra­
dition nur als Instrument für seine Politik bediente, und daß die Gedankenwelt und 
die Methoden des Nationalsozialismus von denen eines Stein oder Scharnhorst weit 
entfernt waren. 

Kaiser hatte während des Zweiten Weltkrieges nach seinen eigenen Worten 
zwei Hauptarbeitsgebiete, „von denen nur das eine sichtbar in Erscheinung" trat26. 
Mit dem Letzteren meinte er seine amtliche Tätigkeit im Oberkommando des Hee­
res. Als Reserveoffizier zur Wehrmacht einberufen, tat er zunächst Dienst in 
Darmstadt als Adjutant bei einem Kavallerieregiment. Dann kam er wieder zu 

21 Ausführliche Wiedergabe im „Wiesbadener Beobachter" vom 22. Okt. 1934 (LK). 
22 Mitt. von H.-O. Baedeker; dazu auch eine Tagebucheintragung Kaisers vom 8. Jan. 1941 

(LK). 
23 Mitt. von Ludwig Kaiser; dazu auch eine Tagebucheintragung aus dem Jahre 1941. 
24 Mitt. Dr. Höfel (Kollege); vgl. Dr. Wetzell, a. a. O., S. 14, dazu ein Brief des Generalober­

arzt a. D. Lion vom 7. März 1955 (LK) über Äußerungen Kaisers im Winter 1936 in Rom. 
25 Dazu Erklärungen von Karl Heese vom 13. Juli 1957 und von John Kolbe vom 11. Mai 1956 

(LK). 
26 Brief Kaisers an Dr. Schmidtborn vom 13. April 1943 (Abschr. LK). 
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seiner Ursprungswaffe, der Artillerie, und wurde im Juni 1940 zum Oberkom­
mando des Heeres versetzt27. Dort gehörte er — im Januar 1941 zum Hauptmann 
befördert — dem Stab des Chefs der Heeresrüstung und Befehlshabers des Ersatz­
heeres an. Von den drei Ämtern dieser Dienststelle — Verwaltungsamt, Waffenamt 
und Allgemeines Heeresamt — war das A H A mit seinen zwölf Abteilungen weitaus 
das Wichtigste. Chef des Allgemeinen Heeresamtes war seit 1940 General Olbricht, 
Chef der Heeresrüstung und Befehlshaber des Ersatzheeres der spätere General­
oberst Fromm, mit dem Kaiser schon im Ersten Weltkrieg — und zwar nicht immer 
harmonisch — zusammengearbeitet hatte28. I m März 1939 hatte Fromm, damals 
noch Generalleutnant und Chef des Allgemeines Heeresamtes, als rangältester 
Offizier der ehemaligen 76. Reserve-Division zum 80. Geburtstag des Komman­
deurs, General Elstermann von Elster, eine öffentliche Ansprache gehalten, die in 
dem von Kaiser mitherausgegebenen Nachrichtenblatt der Division abgedruckt 
worden war. In der Ansprache hatte Fromm Hitler nicht nur als Initiator der Auf­
rüstung gefeiert; es wurde von ihm auch eine Linie vom alten kaiserlichen Heer 
des Ersten Weltkrieges zu der neuen Wehrmacht Adolf Hitlers gezogen29. Wohl 
auf Grund dieser früheren und mehr oder weniger kameradschaftlichen Kontakte 
wurde Kaiser im Juni 1940 dem Stabe Fromms zugeteilt30. 

Der Kriegsausbruch wird für Kaiser nicht unerwartet gekommen sein. E r war 
selbst gerade mit militärischen Fragen beschäftigt. Ende 1938 hatte er den Plan 
gefaßt, eine Art von Festschrift zum 80. Geburtstag des Generals Elstermann von 
Elster zusammenzustellen. Kaiser hatte in dieser Schrift sechs Beiträge übernehmen 
müssen. Meistens bezogen sie sich auf verschiedene Abschnitte des Ersten Welt­
krieges. Einer jedoch führte in eine frühere Zeit zurück und hat später bei Kaisers 
Widerstandstätigkeit noch eine Rolle gespielt. Es handelte sich um eine Biographie 
von Johann Albrecht Eichhorn, der in den Jahren 1808—1813 bei geheimen Ver­
handlungen und bei Erhebungsversuchen gegen die Franzosen mitgewirkt hatte. 
Wie hat aber Kaiser auf den Kriegsausbruch reagiert? Aus dieser Zeit ist leider 
keine Tagebuchaufzeichnung erhalten geblieben. In einem Brief von Mitte August 
1939 klingt jedoch noch die Stimme des Weltkriegskämpfers durch, der die Mög­
lichkeit gekommen glaubt, die Erniedrigung des Zusammenbruchs von 1918 zu be­
reinigen: „Wie hart wird die Geduld der Menschen auf die Probe gestellt. Alles 
spricht von der Vergeltung. Kann es nicht abwarten, bis sie einsetzt. Auch ich kann 
es nicht abwarten und vertraue auf Gott, daß die Übeltäter gestraft werden."31 

Die letzte Bemerkung bezog sich vermutlich auf die von amtlichen Stellen und von 
der Presse verbreiteten Mitteilungen über angebliche Gewalttaten gegen Volks­
deutsche in Polen. Im September war dann bei Kaiser jede Kriegsbegeisterung 

27 Erwähnt in einem Brief Kaisers an Oberstleutnant Lange vom 18. Nov. 1943 (Abschr. LK). 
28 Zeugnisse in den Tagebüchern: 16. Dez. 1915, 22. Dez. 1915, 19. Jan. 1916, 31. Mai 1917, 

5. Dez. 1918, 17. April 1918 (LK). 
29 Nachrichtenblatt, Jan. 1939, S. 1. 
30 Kaiser teilte dies mit in einem Brief an seine Schwester vom 6. Juni 1940 (LK). 
31 Brief an seine Schwester vom 16. August 1939 (LK). 
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schon verflogen. Gefaßt schrieb er seiner Schwester: „Wir müssen in nächster Zeit 
viel aushalten und werden das auch können, wenn wir unser Schicksal in Gottes 
Hand geben."32 

Diese Sicht hat sich bald noch verschärft. Der Zweite Weltkrieg brachte Metho­
den der Politik und Kriegführung, welche die älteren, rechtlich und moralisch 
immerhin noch einigermaßen gebundenen Anschauungen völlig umstürzten. Der 
Wehrmacht folgte der Terrorapparat mit Erschießungen, Überfällen und Miß­
handlungen. Empört schrieb Kaiser im Januar 1940: „Habe oft eine unbändige 
Kraft mit Mut, die Wahrheit zu sagen. Ein Leben ohne Wahrheit ist schlimmer als 
Sklaverei. Wie tief viele Menschen gesunken sind, ist kaum zum Bewußtsein ge­
kommen."33 Es läßt sich nicht mehr ermitteln, wieviel Kaiser von der Staatsstreich -
planung im Herbst 1939 wußte, als, mitangeregt von den Greueln in Polen und 
zurückgreifend auf verschiedene Denkschriften des während der Sudetenkrise im 
August 1938 aus dem Amt geschiedenen ehemaligen Generalstabschefs Ludwig 
Beck34, eine Aktion der Heeresführung vorbereitet wurde35. Es mag ein Nachhall 
solcher Pläne gewesen sein, wenn Kaiser im Sommer 1940 im Hinblick auf eine 
damals sicher nicht realisierbare Möglichkeit schrieb: „Vielleicht kommt es doch so, 
daß eine siegreiche Armee dann auch innenpolitisch durchgreift und alle unreinen 
Elemente aus der Verwaltung wieder beseitigt, Schulen und Universitäten wieder 
aufbaut, die Wirtschaft reinigt, die Kirche achtet als höchste Instanz eines gläubi­
gen Volkes, das durch ein tiefes Tal mußte, um geläutert zu werden."36 Er schrieb 
diese Worte, als die Mehrheit seiner Landsleute glaubte, die von Hitler so oft be­
rufene „Vorsehung" sei nun wirklich und endgültig auf der Seite des national­
sozialistischen Diktators. 
Für Kaiser waren damals auch Begegnungen mit Friedrich Meinecke von Bedeu­
tung. Über Kaisers Besuche hat Meinecke selbst berichtet37. Sie begannen jedoch 
nicht, wie er meinte, erst im Winter 1941/42, sondern schon ein Jahr früher. An­
laß war vermutlich Kaisers Arbeit über Eichhorn38. Als Kaiser in seinem Tagebuch 

32 Brief an seine Schwester vom 20. Sept. 1939 (LK). 
33 Brief an seine Schwester vom 4. Jan. 1940 (LK). 
34 Veröffentlicht in: Helmuth Groscurth, Tagebücher eines Abwehroffiziers 1938-1940, mit 

weiteren Dokumenten zur Militäropposition gegen Hitler hrsg. von Heinruth Krausnick und 
Harold C. Deutsch, Stuttgart 1970, S. 474-497. Vgl. dazu: Wolfgang Foerster, Ein General 
kämpft gegen den Krieg. Aus den nachgelassenen Papieren des Generalstabschefs Ludwig 
Beck, München 1949, passim; Klaus-Jürgen Müller, Das Heer und Hitler. Armee und natio­
nalsozialistisches Regime 1933-1940, Stuttgart 1969, S. 300 ff. 

35 Dazu Peter Hoffmann, Widerstand - Staatsstreich - Attentat. München 1969, S. 165ff.; 
Harold G. Deutsch, The conspiracy against Hitler in the twilight war, Minneapolis — London 
1968; K.-J. Müller, a. a. O., S. 471 ff. 

36 Brief Kaisers an seine Schwester vom 6. Juni 1940 (LK). 
37 Friedrich Meinecke, Die deutsche Katastrophe. Betrachtungen und Erinnerungen, Wies­

baden 1946, S. 144-146. 
38 Sie war 1940 veröffentlicht worden in : Hermann Kaiser (Hrsg.), Aus der Kriegsgeschichte 

Deutscher Divisionen und des Oberkommandos der 10. Armee. Kriegserinnerungen von Mit-
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1941 erwähnte, daß er —am 12. Januar — bei Meinecke zu Besuch war, geht aus der 
Formulierung hervor, daß es nicht das erste Treffen war. Gegenstand des vierstün­
digen Gesprächs war die Haltung der Historiker gegenüber dem Dritten Reich. 
Dabei stellte Meinecke die zentrale Frage: Sollte man seine Arbeit unter Tarnung 
weiterführen oder offen seine Meinung sagen, mit den damit verbundenen Konse­
quenzen. Für sich selbst hat Meinecke dann den Weg der „inneren Emigration" ge­
wählt39. Bei einem späteren Besuch im Oktober 1941 erwähnt Kaiser die Wider­
standsbewegung als Thema des Gesprächs40. An solchen Beratungen ist Meinecke 
auch weiterhin am Rande beteiligt gewesen. 

Kaisers Bemerkungen über die Ermordung des Schwiegersohnes des General 
Kühne, seine Schwierigkeiten mit der Partei und seine Reaktionen als Studienrat 
auf schulpolitische Verordnungen und Eingriffe aus Berlin waren Beispiele einer 
Phase, die durch wachsende Distanz zum Regime und durch zunehmendes Unbeha­
gen charakterisiert war. In dieser ersten Phase des Wandlungsprozesses, der zum 
Widerstand führte, gab es aber noch verschiedene hemmende Faktoren. Erstens 
war Kaisers Haltung dem Weimarer Staat gegenüber immer so kritisch gewesen, 
daß das Ende Weimars für Kaiser eine Erleichterung bedeutet hatte. Dieser Um­
stand hat seine Einstellung zum neuen Staat anfänglich positiv beeinflußt. Mit 
seinen Reaktionen auf die Vorgänge in dem von Deutschland besetzten Teil Polens 
beginnt dann eine zweite Phase. Im Winter 1939/40 hat er zeitweise in Posen ge­
standen41. Dort wird er manches über die Aktionen der Einsatzkommandos erfah­
ren haben, die zunächst praktisch vor den Augen der Militärs stattfanden und 
daher auch einem relativ großen Kreis bekannt wurden42. Kaisers Klage, im 
Januar 1940, daß in der Öffentlichkeit darüber nicht gesprochen werden dürfe und 
daß diese Situation „schlimmer als Sklaverei" sei, sind in gewissem Sinne seinem 
Verhalten während der ersten Phase noch ähnlich. Seine Äußerung vom Juni 1940, 
die Armee solle nach einem Siege eine Art von „Generalbereinigung" durchführen, 
deutete aber auf eine Erweiterung der Kritik ins Politische. Richtete sich der von 
Kaiser geäußerte Gedanke einer „Generalbereinigung" auch gegen Hitler oder nur 
gegen diejenigen Instanzen und Personen, die er als verantwortlich für die Grau­
samkeiten und die Korruptionserscheinungen ansah, also gegen Gestapo, SS und 
bestimmte Gruppen in der NSDAP? Aus dem Brief Kaisers läßt sich eine Antwort 
darauf nicht ermitteln. Widerstand setzte erst ein, als Kaiser Gesinnungsgenossen 
suchte und an eine Aktion dachte. Für Kaiser lag es dabei nahe, sich an der Person 

kämpfern Nassauischer und Hessischer, Thüringischer und Rheinischer Truppen 1914 bis 
1918, Hanau 1940 (LK). 

39 „Geheimrat Fr. Meinecke ist nicht in die Gesellschaft Wehrpolitik und Wehrwissenschaften 
eingetreten. Hat Bitte Gen. v. Cochenhausen abgelehnt" (Tagebucheintr., 24. Jan. 1941). 

40 Tagebucheintragung vom 19. Okt. 1941 (LK). 
41 Aufzeichnung Ludwig Kaisers, Lebenslauf des Hermann Kaiser, vom 5. April 1969, S. 3 

(LK). 
42 Dazu H. Groscurth, a .a .O. , S. 209, 238; Ausgewählte Briefe von Generalmajor Stieff, in 

dieser Zeitschrift 2 (1954), S. 291 ff. 
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Eichhorns zu orientieren. Was er in der „Festschrift" von 1939 noch aus histori­
schem Interesse niedergeschrieben hatte, wurde ihm auf einmal brennend aktuell. 
So befragte er Meinecke nach Entstehung und Zusammensetzung der politischen 
Geheimbünde der französischen Zeit. Die dritte Phase in Kaisers Wandlungspro­
zeß ist zeitlich genauer zu fixieren. Mitte Januar 1941 besuchte er, wahrscheinlich 
zum ersten Mal, den früheren Generalstabschef Ludwig Beck. Aus einer Notiz 
Kaisers geht hervor, daß Beck Kaisers kriegsgeschichtliche Arbeit über Eichhorn 
gelesen hatte43. Bei dem Gespräch ging Beck bald in medias res und bezeichnete es 
als wichtigste Aufgabe, „den gordischen Knoten zu zerschlagen". Solche Worte, 
schon durch Meinecke überliefert, wiesen klar in die Richtung eines Staatsstreichs. 
Auch führte Beck aus, daß die Verantwortung für das Volk und das eigene Gewis­
sen vor Gott die Richtlinien für das menschliche Handeln zu bilden hätten; damit 
legte er die Grenzen des Gehorsams gegenüber der Staatsführung fest. Kaiser war 
von der Begegnung sehr beeindruckt. Er zeichnete auf: „Sehr kluger Mensch mit 
Charakter und Verantwortungsgefühl, von tiefer Bildung."44 

Einen Monat später war Kaiser wieder bei Beck. Die Aufmarschvorbereitungen 
für den Angriff auf Rußland liefen, und das Afrikakorps war unter Rommel ge­
rade Deutschlands „Junior-Partner" Italien zu Hilfe geeilt. Beck erwartete dort in 
6 bis 8 Wochen eine Entscheidung. In dieser Situation sahen Beck und Kaiser keine 
Möglichkeit für eine innenpolitische Wandlung. „Traurige Stimmung. Wer hilft?" 
notierte Kaiser45. Vermutlich hat Beck während dieser Gespräche einmal den Na­
men Goerdeler erwähnt, der plötzlich dreimal in Kaisers Tagebuch auftaucht, ein­
mal mit seiner Leipziger Adresse46. Wollte Beck Goerdeler damit eine neue Kon­
taktadresse in Berlin verschaffen und Kaiser auch als Übermittler von Nachrichten 
zwischen Goerdeler und ihm verwenden? Von sich aus suchte Kaiser damals nach 
Möglichkeiten für die von ihm erhoffte „Generalbereinigung". Bei einer vertrau­
lichen Aussprache sagte er Anfang 1941, jetzt sei die „letzte Gelegenheit des Hee­
res, seine Stellung und Forderungen zu fixieren"47. Tatsächlich hat Beck dann im 
Laufe des Jahres 1941 Kaiser und Goerdeler zusammengebracht. Das geschah aber 
erst im September. Daher kann Kaiser niemals, wie Ritter von Schramm vermu­
tet48, an der Abfassung der Anfang 1941 geschriebenen Denkschrift „Das Ziel" be-

43 Vielleicht hatte einer der Offiziere des alten Heeres, möglicherweise Major a. D. Haniel, 
Beck auf diese Arbeit aufmerksam gemacht (vgl. die Tagebucheintragung vom 14. Juni 
1941). 

44 Tagebucheintragung vom 16. Januar 1941. 
45 Tagebucheintragung vom 17. Februar 1941. 
46 Tagebucheintragung vom 28. Mai 1941. 
47 Tagebucheintragung vom 5. Mai 1941. 
48 Beck und Goerdeler. Gemeinschaftsdokumente für den Frieden 1941-1944, hrsg. und erl. 

von Wilhelm Ritter von Schramm, München 1965, S. 275, Anm. 22 und 28. Ein Exemplar 
dieser Denkschrift war von der Gestapo bei Kaiser gefunden und daher ihm zugeschrieben 
worden (Spiegelbild der Verschwörung. Die Kaltenbrunner-Berichte, Stuttgart 1961, S. 119). 
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teiligt gewesen sein, deren Autor offenbar nur Goerdeler war49. Bezeichnend für 

die Atmosphäre, in der diese Männer zu arbeiten hatten, ist, daß Beck, als Kaiser 

am Abend bei ihm war und die Klingel läutete, die Bemerkung machte: „Nun, wir 

werden doch nicht jetzt abgeholt?"50 I n Wirklichkeit war der Besucher Goerdeler. 

Das Gespräch der drei kreiste um die Kriegslage und um die Aussichten für einen 

Staatsstreich. Dabei kam die Rede auf Erkundungen des Chefs des Wehrwirt­

schafts- und Rüstungsamtes, General Thomas, der schon bei den Aktionsplänen 

Ende der dreißiger Jahre mitgewirkt und jetzt kurz zuvor über die Stimmung im 

Führerhauptquart ier und bei den Befehlshabern berichtet hatte51. Mehrere Gene­

räle und Offiziere hätten sich pessimistisch geäußert, und im Hauptquartier sei es 

zu Auseinandersetzungen gekommen, aber zur Verweigerung eines weiteren An­

griffs hätte sich keiner bereit gefunden. Kaisers ergänzende Informationen zur 

Kriegslage veranlaßten Goerdeler zu dem Kommentar, daß die Situation offenbar 

noch schlimmer sei, als er bisher vermutet habe. Daher müsse vor allem ein baldiges 

Ende des Krieges erreicht werden. Jetzt sei es noch möglich, von der gegnerischen 

Seite die Grenzen von 1914 zu bekommen. Kaiser bezweifelte das und drängte auf 

sofortiges Handeln52- Dieses Gespräch mit Beck und Goerdeler bedeutete für Kaiser 

den Beginn einer vierten Phase seines Wandlungsprozesses. E r hatte nun Anschluß 

an den Kreis der „Verschwörung" gefunden, war dort nicht nur Mitwisser, sondern 

aktives Mitglied geworden. 

I m Oktober 1941 war Kaiser wieder bei Beck. In Rußland hatte gerade die 

große Offensive in Richtung Moskau begonnen, nach Hitlers Tagesbefehl „die 

letzte große Entscheidungsschlacht". Wieder war die Frage einer Aktion das 

Hauptthema. Dabei spielte die Parallele des Feldzugs Hitlers in der Sowjetunion 

zum Angriff Napoleons auf Rußland offenbar eine wichtige Rolle. „Propagandi­

stische Zwecke (Freiherr vom Stein). Augenblick noch nicht gekommen", zeichnete 

Kaiser nachträglich auf53. Es wird daher wohl Absicht gewesen sein, daß Kaiser bei 

einem Gespräch mit Meinecke seine Kontakte zu Beck und Goerdeler erwähnte. Es 

ging darum, Meinecke u m seinen Rat zu bitten. Dabei hat Kaiser auf brieflichem 

Wege einen Gedankenaustausch zwischen Meinecke und Beck ermöglicht54. Fü r 

49 Hans Rothfels, Die deutsche Opposition gegen Hitler, Frankfurt/M. 1969, S. 205. Zu dieser 
Frage auch Hans Mommsen, in: W. Schmitthenner und H. Buchheim (Hrsg.), Der deutsche 
Widerstand gegen Hitler, Köln-Berl in 1966, S.269f£., und K.-J. Müller, Ludwig Beck. 
Probleme seiner Biographie, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen 11 (1972), S. 169. 

50 Tagebucheintragung vom 11. Sept. 1941. 
51 Die Bezeichnung dieser Mission durch Peter Hoffmann (S. 317) als Vorbereitung einer „Um­

sturzaktion" ist wohl zu stark. Vgl. dazu Ulrich von Hasseil, Vom Andern Deutschland, 
Fischer-Ausgabe 1964, S. 200; F. von Schlabrendorff, Offiziere gegen Hitler, Fischer-Aus­
gabe 1959, S. 67; Georg Thomas, Geschichte der deutschen Wehr- und Rüstungswirtschaft 
(1918-1943/45), hrsg. von Wolfgang Birkenfeld, Boppard 1966, S. 19. 

52 „Jeder Tag ein Verlust" (Tagebucheintragung vom 11. Sept. 1941). 
53 Tagebucheintragung vom 10. Okt. 1941. 
54 Siehe dazu auch Meinecke, a. a. O., S. 145. 
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einen Staatsstreich wollte man sich am Beispiel der „Erhebung" in der napoleoni­
schen Zeit orientieren. Auch im Hinblick auf den Zeitpunkt eines Coups sah man 
trotz manchen Unterschieds Parallelen zu Stein. Als sich Stein im Jahre 1812 bei Zar 
Alexander I. um die Bildung einer Deutschen Legion zur Einleitung eines Volks­
aufstandes in Deutschland bemühte, waren solche Ideen noch eine Utopie. Aber sie 
gewannen Realität, als Napoleon am 19. Oktober 1812 den Befehl zum Rückzug 
geben mußte. Soweit war es im Oktober 1941 noch nicht. Übrigens haben bei den 
Beratungen im Spätjahr 1941 natürlich auch andere Faktoren Einfluß ausgeübt, 
z. B. die Tatsache, daß nach der Verkündung der Atlantik-Charta ein baldiger 
Kriegseintritt der Vereinigten Staaten bevorzustehen schien. Nicht von ungefähr 
ist im November seitens der Widerstandsbewegung jenes bekannte Gespräch mit 
dem Roosevelt nahestehenden Leiter des Berliner Büros der Associated Press, Loch­
ner, herbeigeführt worden55. Könnte Kaiser der bei dieser Gelegenheit anwesende 
„Vertrauensmann Becks" gewesen sein? Zwar haben sich gerade damals seine Be­
ziehungen zu Beck und Goerdeler schnell verdichtet56. Aber in ihm schon für diese 
Zeit Becks Vertrauensmann zu sehen, dürfte doch wohl nicht richtig sein. In Kai­
sers Tagebuch findet sich dafür kein direkter Beleg. Nach einem erneuten Ge­
spräch mit Beck notierte er immerhin sehr befriedigt: „Vortrefflicher Mensch und 
Charakter, Mut zum Handeln, Lauterkeit der Gesinnung." 

Kaiser hatte auch schon Anschluß an weitere Gesinnungsgenossen gefunden, 
außerhalb und innerhalb seiner Dienststelle. Es war Ende Februar 1941, als der 
beim Wehrmachtführungsstab tätige Major Meichßner sich nach einer Verabschie­
dungsfeier zu Kaiser setzte57. Er suchte Vertrauensmänner. Kaiser erklärte sich zu 
einer Mitarbeit bereit. Aber auch innerhalb von Kaisers eigener Dienststelle wuchs 
eine Widerstandszelle. Kaisers Chef, Fromm, gehörte ihr sicher nicht an. Kaiser 
hatte über ihn seine eigenen Gedanken, die nicht gerade positiv waren. Trotzdem 
hatten die frühere gemeinsame Arbeit im Ersten Weltkrieg und die Art seiner Ver­
setzung Kaiser doch eine recht selbständige Position im Stabe Fromms gegeben, die 
es ihm ermöglichte, manches bei seinem Chef durchzusetzen. Fromm hat sich meh­
rere Male vertraulich mit Kaiser unterhalten58. Jedoch hat Kaiser nie geglaubt, daß 
Fromm für einen Widerstand gegen Hitler gewonnen werden könnte59. Umso 
wichtiger war es, den Chef des Allgemeinen Heeresamtes, des größten Amtes in-

55 H. Rothfels, a. a. O., S. 47 f.; P. Hoffmann, a. a. O., S. 264 f. 
56 Es fällt auf, daß in der Literatur über Beck jeder Hinweis auf die Verbindung mit Kaiser 

fehlt. 
57 Tagebucheintragung vom 25. Februar 1941. 
58 Sehr bezeichnend für Kaisers innere Distanz Fromm gegenüber ist folgendes Zitat: „Er 

(Fromm-vR) ist ganz bewegt und klagt mir streng vertraulich, daß er einsam sei und sich 
nicht aussprechen kann und über Konflikt. Vielleicht stehe er vor noch höheren Aufgaben. 
Er habe Sehnsucht nach Aussprache mit Vertrauensmann. Diese Offenheit vielleicht geför­
dert durch den starken Sektgenuß, der vorausgegangen" (Tagebucheintragung vom 24. Fe­
bruar 1941). 

59 „Bedingungslos ergeben Adolf Hitler" (Tagebucheintragung vom 17. Okt. 1941). 
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nerhalb der Dienststelle, und Stellvertreter Fromms, General Olbricht, auf der 
Seite des Widerstandes zu wissen. Schon bei der Ende 1939 geplanten Aktion 
glaubte man seiner Mitarbeit sicher zu sein60. N u n galt es, ihn fest für die neuen 
Aktionspläne zu gewinnen. Damit beschäftigte sich im Jahre 1941 offenbar schon 
der zu Olbrichts Stab gehörende Major von der Lancken, der Kaiser gegenüber im 
September Olbricht als „unbedingt zuverlässig"61 bezeichnete. Bald darauf sollte 
auch Kaiser Olbricht näher kennenlernen und danach mit ihm in enger Verbindung 
bleiben. 

Noch am Rande des Verschwörerkreises stehend, aber bereits über wichtige Ver­
bindungen verfügend und in einer vermittelnden Rolle tätig, hat Kaiser die Krise 
am Ende des Jahre 1941 miterlebt. Die Endziele des Blitzkrieges in Rußland waren 
nicht erreicht worden. Zwar hatten die russischen Truppen schwere Verluste erlit­
ten, aber es war ihnen immer wieder gelungen, den Zusammenhalt der Frontlinie 
herzustellen. Vergeblich hatte man Moskau zu nehmen versucht. Die dafür nicht 
ausgerüsteten deutschen Soldaten gerieten in den russischen Winter62 . Als Anfang 
Dezember die Rote Armee mit Gegenangriffen begann und die deutschen Truppen 
an verschiedenen Teilen der Front zum Rückzug gezwungen wurden, gab Hit ler 
den Generälen die Schuld und übernahm selbst die Führung des Heeres. In Wider­
standskreisen wuchs der Wille zur Aktivität. Nun gab es offenbar doch Vorausset­
zungen für einen Sturz Hitlers. Es stellte sich aber heraus, daß die Basis des Wider­
stands noch schwach war. Die meisten Generäle zeigten sich nicht zu einer Aktion 
bereit. I n der Berliner Gruppe um Beck und Goerdeler war man verzweifelt. Has­
seil notierte ein Gespräch mit dem von Tresckow nach Berlin geschickten Schlab-
rendorff63. Wichtig daran war, daß Offiziere aus Frontstäben Kontakt mit opposi­
tionellen Kreisen in Berlin suchten. Aber dahinter stand kein Befehlshaber. Von 
verschiedenen Seiten war schon zuvor eine Einwirkung auf den Oberbefehlshaber 
des Heeres, Brauchitsch, und dessen Stabschef Halder versucht worden. I m Oktober 
besuchten die Generäle Falkenhausen und Thomas den Feldmarschall, der jedoch 
nicht selber die Initiative ergreifen wollte64. Mitte November zeigte Goerdeler Kai­
ser Briefe an Brauchitsch und Halder. Kaiser machte einige Änderungsvorschläge, 
weil er die Schreiben zu schroff und auch zu kurz fand. Am gleichen Tag sprach 
Goerdeler, wohl durch Kaisers Vermittlung, auch mit Olbricht, der jedoch sehr vor­
sichtig blieb65. Olbricht ließ sich nicht so leicht gewinnen, und Goerdeler war der 

60 Dazu H. G. Deutsch, a. a. O., S. 203. 
61 Tagebucheintragung vom 12. Sept. 1941. Olbricht gehörte im Sommer 1941 zu den Berliner 

Kontakten Hasseils (U. von Hasseil, a. a. O., S. 196). 
62 Über das Auftreten der „Einsatzgruppen" in Rußland schrieb Stieff: „Ich tue meine Pflicht 

ohne jede Passion . . . Ich fühle mich nur gezwungenermaßen, keineswegs freiwillig oder 
gar freudig als Werkzeug eines despotischen Vernichtungswillens, der alle Regeln der 
Menschlichkeit und des einfachsten Anstandes außer acht läßt, sich aber gleichermaßen 
gegen Fremde wie gegen die eigenen Leute richtet" (Stieff, a. a. O., 24. Nov. 1941). 

63 U. von Hassell, a. a. O., S. 204 f. 
64 U. von Hassell, a. a. O., S. 207. 
65 Tagebucheintragung vom 18. Nov. 1941. 
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Letzte nicht, der das erfuhr. Goerdeler zeigte sich über das Verhalten der Generäle 
sehr verbittert. Es fehle ihnen an politischem Verantwortungsgefühl. Kurz darauf 
versuchte er es noch einmal mit einem von General Thomas und ihm ausgearbei­
teten Memorandum über die Kriegs- und Wirtschaftslage, in dem ein baldiger Ab­
schluß des Krieges gefordert wurde66. Diesmal überließ es Goerdeler Kaiser, ein 
Exemplar zu Olbricht zu bringen. Kaiser nutzte die Gelegenheit, um Olbricht über 
seine Beziehungen zu Beck und Goerdeler zu berichten. Olbricht hörte sich alles 
freundlich an und lud Kaiser zu einer baldigen Aussprache ein. Das Ergebnis der 
Bemühungen war noch wenig ermutigend. Über die Notwendigkeit eines soforti­
gen Handelns war Kaiser sich mit Goerdeler ganz einig. Er schrieb im Dezember: 
„Jede Stunde ist kostbar."67 

Leider ist Kaisers Tagebuch aus dem Jahre 1942 bis jetzt noch nicht wiederge­
funden. Die Lücke ist umsomehr zu bedauern, als Kaisers Kontakte zur Wider­
standsbewegung sich im Laufe dieses Jahres stark erweitert haben. Goerdeler 
führte ihn — ein Beweis, wie sehr er ihn schätzte — z. B. bei Jakob Kaiser ein, dem 
katholischen Gewerkschaftsführer68, und bei Oberst Wilhelm Staehle, dem Kom­
mandanten der Invalidensiedlung Berlin-Frohnau, der auch Goerdelers Verbin­
dungsmann zu Holland war69. Kaiser hat sich immer öfter aktiv an Beratungen 
beteiligt. In dem Berliner Atelier seines Bruders Heinrich, der auch das letzte Bild 
Becks gemalt hat, oder in der Wohnung der ihm bekannten Gräfin Plessen70, wo es 
weniger auffiel und eine ruhigere Aussprachemöglichkeit gegeben war als im Amt, 
traf er sich mit Gesinnungsgenossen. Auf Bitten Goerdelers führte er zahlreiche 
Gespräche. So hat in dieser Zeit eine Unterredung mit Oberst von Kleist von der 
Heeresgruppe Mitte stattgefunden, die eine Reise Goerdelers nach Rußland zum 
Generalfeldmarschall von Kluge in die Wege leitete71. Es war ein wichtiger Mo­
ment in der Geschichte des Widerstandes, als Goerdeler nach Smolensk fuhr und 
sich dort mit Kluge und Tresckow traf. Dem Letzteren gelang es zuweilen und bis 
zu einem gewissen Grade, Kluge von der Notwendigkeit einer Aktion gegen Hitler 
zu überzeugen. Freilich stellte sich dann später heraus, daß er doch wieder schwan­
kend geworden war. Immerhin schien die Begegnung Goerdelers mit Kluge ein 
Erfolg gewesen zu sein72. Sie bedeutete den Anfang vieler Hoffnungen. Kaiser 
hatte auch öfter abends und nachts Briefe, Nachrichten und Dokumente zu Beck zu 

66 Vgl. zu diesem „Warnruf der deutschen Wirtschaft" Gerhard Ritter, Carl Goerdeler und 
die deutsche Widerstandsbewegung, Stuttgart 1956, S. 347. 

67 Tagebucheintragung vom 1. Dez. 1941. 
68 Brief Jakob Kaisers an Ludwig Kaiser vom 29. April 1946 (LK). 
69 Dazu meine Schrift: Wilhelm Staehle. Ein Leben auf der Grenze 1877-1945, München 1969, 

S.46ff. 
70 Brief der Gräfin Plessen an Ludwig Kaiser, 31. Okt. 1968 (LK); mehrfach werden Besuche 

bei ihr im Tagebuch Kaisers erwähnt, z. B. am 23. Febr. 1943. 
71 Brief F . von Schlabrendorff an Ludwig Kaiser, 6. Juni 1955 (LK); vgl. auch G. Ritter, 

a. a. O., S. 535. 
72 F . von Schlabrendorff, a. a. O., S. 75; P . Hoffmann, a. a. O., S. 320. 
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bringen73. Auf seine nächtliche Tätigkeit hat Kaiser einmal angespielt, als er 
schrieb: „Persönlich werde ich mich freilich schwer für einen Abend freimachen 
können, da ich fast jeden Abend verpflichtet bin. Diese Verpflichtungen haben mit 
denen gesellschaftlicher Art nicht das geringste zu tun."74 

Bei diesen Gesprächen ging es nicht nur um die Übermittlung von Nachrichten, 
um die Ermöglichung von Besprechungen und um die Vorbereitungen einer Ak­
tion. Manchmal kreisten die Erörterungen auch um die Problematik des Wider­
standes und um Fragen der Zukunft. Kaiser soll sich schon bald zu der Entschei­
dung durchgerungen haben, daß eine gewaltsame Beseitigung Hitlers die notwen­
dige Voraussetzung für das Gelingen eines Staatsstreichversuches sei75. Darauf 
weist auch folgendes Zitat hin: „Patriotismus ohne Menschlichkeit ist unmöglich 
und wo sich das eine von dem anderen trennt, folgt die strafende Gerechtigkeit auf 
dem Fuße. Wer das nicht glauben will, wird es bald am eigenen Leibe erfahren."76 

Wie Kaisers Entscheidung für das Attentat in letzter Instanz in seinem Glauben an 
Gott verankert lag und er, gerade auch als Historiker, dabei zwischen Luther und 
Luthertum zu unterscheiden wußte, geht aus einem anderen Brief hervor, in dem 
es heißt: „Richtig ist es wohl, wenn man bemerkt hat, daß das Luthertum immer 
einen konservativen Charakter gehabt habe, ein revolutionärer Zug aber von An­
fang an der reformierten Konfession eigen gewesen sei. Die Staatsauffassung Cal­
vins und Zwingiis beweist es. Aber der harten Lehre vom unbedingten Recht der 
bestehenden Obrigkeit stellte Luther seine Auffassung von den Schranken der welt­
lichen Gewalt gegenüber, die der Seele nicht befehlen könne."77 Die Akzentuierung 
der freien Gewissensentscheidung und der Grenzen des Gehorsams erinnert an Kai­
sers erstes Gespräch mit Beck. 

In dieser Zeit schrieb Kaiser für Fromm eine Abhandlung über „Wesen und 
Aufgaben der Politik"78. Man hat den Eindruck, daß Kaiser, ähnlich wie Tresckow 
bei Kluge, auf diese Weise versucht hat, trotz aller Skepsis doch noch auf Fromm 
einzuwirken, der sich jedenfalls einer Aktion nicht entgegen stellen sollte. Da die 
Abhandlung und manches andere Dokument von der Hand Kaisers nicht mehr auf­
zufinden ist, wird sich auch seine damalige politische Vorstellungswelt nicht leicht 

73 „Übergabe der Briefe" (Tagebucheintragung vom 7. Jan. 1943). 
74 Brief an Oberstleutnant Petri vom 14. Okt. 1942 (Abschr. LK); ferner ein Brief an Ober­

stabsarzt Dr. Baumgarten vom 14. Nov. 1942 (Abschr. LK). 
75 Mitt. von A. Graf Waldersee vom 21. Juli 1969. 
76 Brief an Direktor G. Hundt vom 27. Okt. 1942 (Abschr. LK). 
77 Brief an Leutnant W. Stath vom 6. März 1942 (Abschr. LK). 
78 Daß Fromm der Adressat war, ergibt sich aus dem Brief an Stath (Anm. 77), in dem es 

heißt: „Neulich erbat ein Generaloberst von mir eine Definition vom "Wesen der Politik." 
Ein weiteres Zeugnis liegt vor in einem Brief an Oberst Martin vom 13. Nov. 1942: „Ich 
habe vor längerer Zeit für einen höheren Führer des Heeres eine Abhandlung über Wesen 
und Aufgaben der Politik verfaßt und habe nachgewiesen, daß es auch auf diesem Gebiet 
Grenzen, Normen und Richtlinien gibt, die nicht ungestraft überschritten oder verletzt wer­
den dürfen" (Abschr. LK). 
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rekonstruieren und die von Schmitthenner und Buchheim79 gestellte Frage nach 

dem „Umdenken", d. h. die Frage, inwieweit Kaiser sich von traditionellen gesell­

schaftlichen und politischen Vorstellungen aus der wilhelminischen Zeit gelöst hat, 

kaum richtig beantworten lassen. Wenn es auch einige Briefe gibt, in denen Kaiser 

sich damals zu diesem Fragenkomplex geäußert hat, so mußten solche Bemerkun­

gen schon wegen der Form der Briefe und im Hinblick auf die Adressaten oder die 

Zensur relativ allgemein bleiben. Daher kann nur Grundsätzliches zu der poli­

tischen Einstellung Kaisers gesagt werden. Zentral war für ihn der unverbrüch­

liche Zusammenhang zwischen Politik und Moral, an erster Stelle eine Reaktion 

auf die Verbrechen des Nazi-Regimes. „Das ist die höchste Kunst", heißt es in 

einem Brief, „wo die politische Ta t beim Erringen großer Erfolge vermeidet, ge­

meine Mittel anzuwenden und Verbrechen zu begehen. Der wirkliche Staatsmann 

wird vor solchen Versuchungen immer bewahrt bleiben, weil die tiefe Quelle für 

seine staatsmännische Kraft seine moralische Festigkeit ist."80 Mit einer klaren 

Anspielung auf die Ereignisse des Kirchenkampfes schrieb Kaiser an anderer Stelle: 

„Der moralische Mensch, als Träger der Politik, wird sich nie vermessen, in Glau­

bensfragen einzugreifen und die letzten Dinge des Seelenlebens mit Gewalt zu be­

einflussen. E r wird die Schranken erkennen, vor denen die Staatsgewalt halt 

machen muß , und die Bürger vor Konflikten zwischen dem Gewissen und ihren 

staatlichen Pflichten bewahren. Als Inhaber der staatlichen Gewalt wird er auch 

seine Aufgabe darin sehen, die Kirche als Gemeinschaft der Gläubigen gegen 

äußere Einflüsse und Gefahren zu schützen."81 Bei den von Kaiser gewählten Bei­

spielen handelt es sich meistens u m Ereignisse und Persönlichkeiten aus der Ge­

schichte. Die indirekte Kritik an der Situation im Dritten Reich war manchmal mit 

einer Idealisierung der Vergangenheit verbunden. Dies mag in der damaligen Zeit 

wohl verständlich gewesen sein, zeigt aber auch, daß die Wurzeln der Gedanken­

welt Kaisers noch im 19. Jahrhundert lagen. Wenn er einerseits Macchiavelli völ­

lig ablehnte, so waren ihm andererseits Friedrich der Große und besonders Bis-

marck „unvergleichliche Vorbilder"82. Der letztere hatte es nach Kaiser „eben ver­

hindert, daß das Vaterland in solche Lagen gebracht wurde, wie sie die Tücke des 

Schicksals und die Verworfenheit und Gemeinheit der Menschen angeblich zu­

stande bringen können, so daß die Verteidigung aus Notwehr alle moralischen Be­

denken über Bord wirft. Bismarck war nicht bereit, sich dem Eingreifen des Schick­

sals zu ergeben, das blind, tückisch und unberechenbar über uns waltet; und er war 

auch nicht gewillt die Existenz des Staates Gefahren auszusetzen, die durch die 

grenzenlose Selbstsucht und die Erbärmlichkeit der Menschen heraufbeschworen 

werden. Jeder Mensch müßte es als seine Pflicht betrachten, über solche Zusam­

menhänge politischer Dinge auf Grund geschichtlicher und persönlicher Erfahrun-

79 Schmitthenner-Buchheim, a. a. O., S. 13. 
80 Brief an Oberst Martin (Anm. 78). 
81 Brief an Leutnant Stath (Anm. 77). 
82 Brief an Oberst Martin (Anm 78). 
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gen nachzudenken"83. Solche Äußerungen zielten mehr auf Rankes „Verstehen" 
der Gegenwart als auf „Voraussehen", mehr auf die Lehren der Vergangenheit für 
die eigene Zeit als auf eine zukunftsgerichtete Alternative zu der Politik Hitlers. 
Im innen- und außenpolitischen Gesamtbild Kaisers war in dieser Phase der 
Kriegszeit das bismarckische Deutschland noch immer das Leitbild. Darin unter­
schied er sich übrigens in keiner Weise von sonstigen Mitgliedern der Gruppe um 
Beck und Goerdeler84. 

Wir stark Kaiser sich seit 1941 in den Beratungen dieses Kreises engagiert und 
wie viele Kontakte er dort angeknüpft hatte, geht aus dem Tagebuch hervor, das 
für die Zeit von Januar bis zum August 1943 erhalten geblieben ist. Wenn Kaisers 
Platz 1941 noch mehr am Rande der Gruppe war, so bezeugt das Tagebuch von 
1943 ein fortwährendes Kommen und Gehen zahlreicher Besucher, die sich bei Kai­
ser selbst zu einer persönlichen Aussprache einfanden, um seine Vermittlung bei 
Goerdeler oder Beck baten, und zwar im Hinblick auf Differenzen in den Kreisen 
des Widerstandes, oder sich über ihn an Olbricht wenden wollten85. Außerdem war 
Kaiser, weit mehr als Ende 1941 in dauernder Zusammenarbeit mit Goerdeler und 
Beck, an den Aktionsvorbereitungen beteiligt, die seit der Jahreswende 42/43 lie­
fen. Die damit verbundenen Gefahren, über die er sich bei vielfacher Unvorsichtig­
keit wohl im Klaren war, hat er niemals gescheut. 

Unter dem 1. Januar 1943 hatte Kaiser in seinem Tagebuch warnend nieder­
geschrieben: „Das Jahr der Entscheidung vorüber, das Jahr der Liquidierung zieht 
auf. Ich weiß, was es uns bringt . . . Gedanken an das Alte Deutschland, an Stein 
und Bismarck. Ob wohl das Erwachen beginnt?"86 In diesem ersten Monat des 
Jahres lag über vielen Gesprächen der Schatten der Ereignisse an der Ostfront und 
in Afrika. Seit dem Besuch Goerdelers bei Kluge im Spätjahr 1942 hatten die 
Aktionspläne an Aktualität gewonnen. Schon wegen seines engen Verhältnisses zu 
Beck, Goerdeler und Olbricht wird Kaiser an den diesbezüglichen Beratungen stark 
beteiligt gewesen sein. 

Im Monat Januar 1943 kam Major Graf Waldersee nach Berlin. Oberst Gros-
curth, der in den Jahren 1938 und 1939 bei den damaligen Staatsstreichvorberei­
tungen eine so wichtige Rolle gespielt hatte, hatte den leicht Verwundeten aus dem 
Kessel von Stalingrad noch rechtzeitig herausbringen können, um den Widerstand 
zur höchsten Eile anzutreiben. Kaiser, dessen Dienststelle neben der Abwehr zur 
zweiten Berliner Zentrale des militärischen Widerstandes geworden war, notierte 
in seinem Tagebuch: „Waldersee sehr bedrückt über das Schicksal von Soldaten in 
Stalingrad. Befreiung? Verneinung."87 

Das Anlaufen neuer Vorbereitungen, die ungünstige Lage an den Fronten und 
die Ankunft Waldersees führten zu einer hektischen Tätigkeit in den Kreisen um 

83 Brief an General Wetzell vom 24. Juni 1942 (Abschr. LK). 
84 Dazu auch Hermann Graml, in: Schmitthenner-Buchheim, S. 17,40, 59, 60. 
85 Tagebucheintragung vom 21. April 1943. 
86 Tagebucheintragung vom 1. Jan. 1943. 
87 Tagebucheintragung vom 6. Jan. 1943; Mitt. von A. Graf Waldersee. 
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Beck und Goerdeler. In Kaisers Notizen über seine damaligen Kontakte und Ge­
spräche spiegelt sich das wider. Danach drängte besonders Goerdeler unablässig zur 
Eile88. Auch war er damit beschäftigt, seine „Ministerliste" zu vervollständigen. 
Goerdeler fragte Kaiser, ob er bereit sei, das Kultusministerium zu übernehmen. 
Kaiser lehnte jedoch ab und verstand sich erst nach wiederholtem Drängen dazu, 
sich für den Posten eines Staatssekretärs in diesem Ministerium vorsehen zu las­
sen89. Weiter wurde über mehrere Aufrufe gesprochen, teilweise aus der Feder 
Goerdelers, die von Beck unterzeichnet, beim Gelingen des Staatsstreichs über den 
Rundfunk verlesen und in der Presse veröffentlicht werden sollten. Ein Entwurf 
eines Aufrufes an die Wehrmacht stammte von Kaiser selbst90. Auch Meinecke war 
bei der Vorbereitung dieser Aufrufe beteiligt91. 

Die eigentliche Initiative mußte von militärischer Seite kommen. Olbricht hatte 
die Vorbereitung bestimmter Maßnahmen auf sich genommen92. Wie weit er da­
mals damit war, geht aus Kaisers Tagebuch nicht hervor. Die Tatsache, daß Kaiser 
ihm „eine Liste" gab93, könnte auf ein fortgeschrittenes Stadium hinweisen. Beck 
sagte einmal zu Kaiser, daß Olbricht sehr viel wage94. Olbricht hatte noch eine ge­
wisse Hoffnung, daß auch Fromm schließlich doch mitmachen würde95. Für die 
„Initiallösung" war an Kluge gedacht. Vermutlich hatte Beck Kluge zu diesem 
Schritt aufgefordert. Kaiser notierte aber Anfang Januar, daß noch keine Antwort 
von Kluge eingegangen sei96. Schließlich ließ Tresckow durch Schlabrendorff mit­
teilen, Kluge sei „ein Pfau, der ein Rad schlägt. Wenn Gelingen, so Ruhm für sich. 
Wenn Mißlingen, weiß er von nichts"97. Kluge war also nicht bereit, selbst die 
Initiative zu ergreifen. Olbricht teilte jetzt Beck und Goerdeler mit, daß er nichts 

88 So notierte Kaiser unter dem 18. Jan. 1943: „Goerdeler will nicht mehr warten." 
89 „Goerdeler spricht von Kultusminister - Kaiser. Spannung, Kaiser wehrt ab" (Tagebuchein­

tragung vom 5. Jan. 1943; vgl. dazu auch Eintragungen vom 16. und 19. Mai und 3. August 
1943, Spiegelbild der Verschwörung, S. 484). Vgl. auch folgenden Passus aus einem Brief 
Kaisers: „Was aus mir nach dem Kriege werden wird, kann ich noch nicht sagen. Am lieb­
sten möchte ich meine Tätigkeit auf dem Gebiete von Wissenschaft und Unterricht wieder 
aufnehmen und in meine Heimat zurückkehren, aber es ist möglich, daß ich zu anderen 
Aufgaben verpflichtet werde. Die Trennung von meiner alten Heimat würde mir dann sehr 
schwer werden, ich kann mich gar nicht an Berlin . . . gewöhnen" (Brief an Oberstleutnant 
Lange vom 18. Nov. 1943, Abschr. LK). Bezeichnend für Kaisers Einstellung ist folgende 
Tagebucheintragung: „Was für Aspirationen, für Männer, die Patrioten sein wollen" 
(15. Febr. 1943). 

90 Brief von Ludwig Kaiser an Ricarda Huch vom 11. Dez. 1946 (LK). 
91 „Einig über Fr. Meinecke und seine Aphorismen. Viel Intellekt" (Tagebucheintragung vom 

7. Januar 1943). 
92 Dazu P. Hoffmann, a. a. O., S. 325. 
93 Tagebucheintragung vom 7. Jan. 1943. 
94 „Beck erkennt seine Qualitäten an. Hat eine sehr schwierige Stellung. Er wagt viel" (Tage­

bucheintragung vom 13. Jan. 1943). 
95 Mitt. A. Graf Waldersee. 
96 „Noch keine Antwort von Kluge" (Tagebucheintragung vom 5. Jan. 1943). 
97 Tagebucheintragung vom 18. Jan. 1943. 
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ohne Fromm tun wolle98. Spiegelte Olbrichts Reaktion in erster Linie die Enttäu­
schung über Kluge wieder? War für ihn, der keine eigenen Truppen befehligte, 
mit der Weigerung Kluges die Sache abgetan? Als Goerdeler daraufhin sagte, daß 
er jede Achtung vor Olbricht verloren habe, war Kaiser, der für Olbrichts Haltung 
offenbar mehr Verständnis hatte, sehr erstaunt und vertraute seinem Tagebuch an, 
er habe jetzt „ernste Zweifel" ob Goerdeler als künftiger Regierungschef der rich­
tige Mann sei99. 

Solche Zweifel wurden bei Kaiser noch von anderer Seite genährt. Innerhalb des 
zivilen Teils der Widerstandsbewegung hatte sich neben der Gruppe um Goerdeler 
eine zweite Gruppe gebildet, der Kreisauer Kreis. Bei den Kreisauern bestanden 
sachliche und persönliche Bedenken gegen Goerdeler und mehrere seiner Mitarbei­
ter100. Eine Aussprache am 8. Januar 1943 blieb ohne Erfolg101. Daß die Bedenken 
nicht beseitigt worden waren, wurde auch Kaiser bekannt. Jessen und Schulen­
burg, die zuvor vermittelt hatten, zeigten nun für die Haltung der Kreisauer Ver­
ständnis. Zusammen mit Waldersee wollten sie mit Goerdeler über die kontrover­
sen Punkte sprechen. Jessen, der Kaiser die Einladung für Goerdeler überbrachte, 
erklärte ihm: „Der junge Kreis lehne Goerdeler ab, dies müsse ihm klargemacht 
werden und ermittelt werden, was er selbst wolle."102 Das Gespräch, das dann am 
1. Februar stattfand, nahm wohl nicht den Verlauf, den Goerdeler erwartet hatte. 
Es ehrt ihn, daß er kurz darauf über Kaiser Jessen die Mitteilung zugehen ließ, er 
sei jederzeit bereit, zurückzutreten. „Auf die Person komme es nicht an. Er habe 
alles vorbereitet. Dies stehe den Handelnden zur Verfügung."103 Soweit ist es nicht 
gekommen. Bei diesen Auseinandersetzungen hat Kaiser sich trotz bleibender Be­
denken auf die Seite Goerdelers gestellt. Er hatte doch mehr mit ihm gemeinsam 
als mit den Kreisauern. 

Ende Januar 1943 erschien Tresckow in Berlin. Im Hinblick auf die Situation 
an der Ostfront drängte er auf äußerste Beschleunigung. Er überbrachte Goerdeler 
die Antwort Kluges: „Keine Teilnahme an einem Fiasco Unternehmen. Ebenso­
wenig an einer Aktion gegen Hitler. Ist nicht im Wege, wenn Handlung be­
ginnt."104 Nach einem kurzen Gespräch mit Kaiser besuchte Tresckow anschließend 
Olbricht und besprach mit ihm die vorbereitenden Maßnahmen in Deutschland. 
Einige Tage später — Hermann Kaiser war gerade krank — fand dann im Dienst-

98 „Goerdeler am 19. Jan. über seine Unterredung mit Olbricht/Gisevius bei Beck. Olbricht: er 
könne nichts ohne Fromm tun. Selbst Beck sei dabei weiß geworden" (Tagebucheintragung 
vom 19. Jan. 1943). 

99 „Es fehlt die ausgleichende Gerechtigkeit, die geistige Überlegenheit. Ernste Zweifel an sei­
ner Berufung steigen in mir auf. Er ist nicht gerecht und nicht frei von Eigensucht" (Tage­
bucheintragung vom 18. Jan. 1943). 

100 U. von Hassell, a .a .O. , S. 254. Dazu auch mein Buch: Neuordnung im Widerstand. Der 
Kreisauer Kreis innerhalb der deutschen Widerstandsbewegung, München 1967, S. 267 ff. 

101 U. von Hassell, a. a. O., S. 260. 
102 Tagebucheintragung vom 29. Jan. 1943. 
103 Tagebucheintragung vom 8. Febr. 1943. 
104 Tagebucheintragung vom 20. Januar 1943. 
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zimmer Ludwig Kaisers eine Aussprache Tresckow-Ulbricht- Goerdeler statt. 
Dort kam es an einem der nächsten Tage noch zu einer zweiten Begegnung Tres­
ckow—Goerdeler. Auf diese Weise wurde eine Zusammenarbeit zwischen den Wi­
derstandskreisen in Berlin und der Gruppe um Tresckow bei der Heeresgruppe 
Mitte erreicht. 

Nach der Abfahrt Tresckows kam von Jessen die Mitteilung, daß weder auf 
Manstein noch auf die sonstigen Befehlshaber an der Ostfront zu rechnen sei. Auf 
Manstein waren Hoffnungen gesetzt worden, die sich nun als vergeblich erwie­
sen105. Fast gleichzeitig kapitulierten die Reste der 6. Armee. Kaiser notierte fol­
gende Reaktion Goerdelers: „Er steht ab 15. II . nicht mehr zur Verfügung. Die 
Autorität der obersten Generäle ist erschüttert, falls bis zum 15. II . nicht gehandelt 
werde."106 Tresckow, der ein zweites Mal nach Berlin gekommen war, teilte nach 
Kaiser die Meinung Goerdelers: „Kein Tag sei zu verlieren. Es sei so bald als mög­
lich zu handeln. Von den Feldmarschällen sei keine Initialzündung zu erwarten. 
Sie folgen nur einem Befehl, genau wie die Stelle hier (gemeint war Olbricht — 
vR106a). Der Befehl müsse von anderer Seite kommen. Das habe er auch Beck ge­
sagt."107 Zu Kaiser bemerkte Tresckow: „Tun Sie alles, um Olbricht im Entschluß 
zu bestärken."108 Über den Fortschritt der vorbereitenden Maßnahmen läßt sich 
einiges aus den Notizen Kaisers schließen. Am 6. Februar 1943 teilte Jessen mit, 
daß in zehn Tagen alles fertig sein könnte. Gegen Mitte Februar erschienen Oberst 
Jäger und der bei der Abwehr tätige Hauptmann Gehre bei Kaiser und fragten im 
Hinblick auf ihre Aufträge — Jaeger sollte den Befehl über das Berliner Wach­
bataillon übernehmen und Gehre eine Stoßtruppe bilden —, wann sie mit ihrer 
Arbeit beginnen könnten. Kaiser mußte sie noch vertrösten109. Inzwischen war 
auch der als künftiger Oberbefehlshaber der Wehrmacht vorgesehene, schon pen­
sionierte, aber populäre Generalfeldmarschall von Witzleben, nach Berlin gekom­
men110. Goerdeler lebte in großer Spannung. Olbricht zeigte sich „sehr befriedigt", 

105 „Plan Hauptquartier Förderung Restauration d'Etat de justice. Durch Manstein. Nebenan 
Verfahren - Manstein/tout de suite. Grundlagen von Olbricht/Fromm Querkopf" (Tage­
bucheintragung vom 16. Jan. 1943). Vgl. auch die folgende Passage: „Schlabrendorff: Ja, 
Tresckow hat Rücksprache mit Manstein gehabt, hat Annäherung erzielt und ist einen 
Schritt weiter" (Tagebucheintr. vom 20. Jan. 1943). 

106 Tagebucheintragung vom 1. Februar 1943. 
106aVgl, dazu folgende Passage: „Schlabrendorff fragt mich dann nach meinem Urteil über 

Olbricht. Ob er die Initiative aufbringe, selbständig zu handeln. Ich verneine dies. E r wird 
auf einen Befehl hoffen und warten" (Tagebucheintragung vom 19. Febr. 1943). 

107 Tagebucheintragung vom 3. Februar 1943. 
108 Tagebucheintragung vom 6. Februar 1943. 
109 „Ich verneine. Pläne erst später" (Tagebucheintragung vom 10. Februar 1943). 
110 „Witzleben hier in Berlin. Er wird nie ohne Übereinstimmung mit Beck handeln. Befehl nur 

übernehmen, wenn er vorher zur Kenntnis von Beck gebracht ist" (Tagebucheintragung 
vom 13. Februar 1943); „Termin. Ja, "Witzleben werde die Sache bis 15. März machen. 
Guter Schachspieler. Übernahme an Ort und Stelle" (Tagebucheintragung vom 2. März 
1943). P. Hoffmann hat diese Aufgabe Witzlebens erst auf den „Sommer oder Frühherbst" 
datiert (S. 370). 
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bat aber, den Termin auf Anfang März zu verlegen111. Aus Kaisers Tagebuch geht 

also klar hervor, daß schon Anfang 1943 die planmäßige Vorbereitung eines Staats­

streichs stattgefunden hatte und daß sich der Attentatsversuch bei der Heeresgruppe 

Mitte auf eine breitere Basis stützte, als bisher bekannt war. 

Das Jahr 1943 ist für den Widerstand reich an Hoffnungen und Plänen, aber 

auch reich an Enttäuschungen gewesen. Außerdem war das Anlaufen von Vor­

bereitungen offenbar nicht unbemerkt geblieben. Mitte Februar warnte Schulen­

burg Kaiser, daß bald eine Aktion des Regimes zu erwarten sei112. I m Februar 

wurde ferner von einer Haussuchung bei Goerdeler berichtet113. I n dieser Phase 

waren besonders Oster, Jessen, Schulenburg, Gehre und Waldersee sehr aktiv. 

Schulenburg hatte ein Memorandum geschrieben, in dem die Notwendigkeit sofor­

tigen Handelns überzeugend begründet worden war. Anfang März wagte er sich 

damit sogar an Fromm heran. Dieser zeigte sich damals, mitgenommen von den 

schweren Bombardierungen, „empfänglich und einsichtig"114. Aber zu trauen war 

Fromm noch immer nicht. Und ob Olbricht tatsächlich bereit war, ohne Fromm zu 

handeln, blieb weiter unklar. In einer solchen Situation war auch die Mitarbeit der 

Militärbefehlshaber in Belgien und Frankreich, Falkenhausen und Stülpnagel, 

wichtig, die außerdem die Lage im Westen sichern sollten. Das war auch ganz im 

Sinne Tresckows, dem es darauf ankam, die Ostfront zu halten115. Bei der Fühlung­

nahme mit den Militärbefehlshabern im Westen, die Waldersee übernommen hatte, 

spielten im Hinblick auf Falkenhausen die Differenzen innerhalb des Widerstandes 

eine gewisse Rolle. Schulenburg — und dabei hatte er mindestens die Kreisauer auf 

111 „Um 11 Uhr 15 kommt Schlabrendorff. Auftrag Tresckow. Anfrage bei Olbricht nach Ter­
min. Ich vermittle. — Termin nach Olbricht vom 15. Februar auf Anfang März verlegt" 
(Tagebucheintragung vom 19. Februar 1943). 

112 „10.30 Uhr Schulenburg. Es ist eine Minute vor zwölf. Gegenschlag sei von der Gegenseite 
zu erwarten" (Tagebucheintragung vom 11. Februar 1943). 

113 „Mittags kommt Gehre mit Ludwig mit der Nachricht, daß Haussuchung bei Goerdeler ge­
wesen. Ich frage nach der Quelle: Major Vogel. Denkschrift seines Sohnes soll eine Rolle 
spielen. Teile es mittags Olbricht mit in Gegenwart von Jessen, der vorher bei mir war" 
(Tagebucheintragung vom 12. Februar 1943). Siehe zu der erwähnten Denkschrift G. Rit­
ter, a. a. O., S. 539. 

114 „Hinzu kommt Schulenburg, der Olbricht über das Ergebnis seiner Besprechung mit Fromm 
berichtet. Dieses sei eigentlich sehr erfreulich gewesen. Fromm sei durch die furchtbaren 
Fliegerangriffe sehr beeindruckt und erschüttert. Er daher jetzt empfänglich und einsich­
tig . . . ,Sehen Sie, wir beide haben gehofft, durch Anschluß und Mitarbeit . . . Auch ihr 
Vater hat versucht, durch Überbrücken . . . ' Jetzt große Enttäuschung. Krieg verloren. ,Nur 
ein Feldmarschall und ein Generaloberst, der alles vorausgesehen, könne es machen. Aber 
Sie dürfen mir nicht mit einem müden Feldmarschall kommen'" (Tagebucheintragung vom 
12. März 1943). Die Mitteilungen über die Tätigkeit Schulenburgs sind eine Ergänzung zu 
Albert Krebs, Fritz-Dietlof Graf von der Schulenburg. Zwischen Staatsraison und Hochver­
rat, Hamburg 1964, bes. S. 245. 

115 „Tresckow glaube, daß man die Ostfront noch halten kann, wenn der Westen durch staats­
männisches Handeln gesichert wird. Ja, er glaubt, daß man Rußland noch schlagen kann, 
wenn mit England Verständigung vorher. Wer macht das?" (Tagebucheintragung vom 
18. Januar 1943 über Gespräch Schlabrendorff-Kaiser). 
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seiner Seite — war noch skeptisch hinsichtlich der Goerdeler zugedachten Rolle des 

Regierungschefs. Kaiser notierte: „Er hält Goerdeler nicht zum Primus geeignet, 

ist für Falkenhausen. Ein Arbeiter soll Vicemann werden und das sei gut so."116 

Dabei handelte es sich offenbar um ein Übergangsregime. Die Lösung „Falkenhau­

sen", von Ritter in einer Anmerkung erwähnt117, ist zeitweise ernsthaft erwogen 

worden. Aus der Sicht der Kreisauer als Übergangslösung gedacht, läßt sie sich ver­

schiedentlich belegen118. 

Von den führenden Militärs im Hauptquart ier und an der Ostfront erreichten 

die Berliner Kreise nur ablehnende Reaktionen. Kluge blieb schwankend und daher 

als möglicher Faktor dauernd im Gespräch. Anfang März ließ er durch Schlabren­

dorff bei Olbricht anfragen: „Geht Termin zum Bereitstehen in Ordnung, wenn 

nicht, bitte ihn aufgrund der Kenntnis der Verhältnisse zu beschleunigen."119 Von 

Manstein wußten Schlabrendorff und Tresckow wenig Gutes zu berichten120. Über 

das Versagen der militärischen Führung, über ihren Mangel an Mut, war Kaiser 

sehr enttäuscht. Nach ihm hatte sie die „Pflicht", das Steuerruder zu ergreifen, 

wenn erkannte werde, daß falsch gesteuert wird; „Brüllaffen und Verbrecher müs­

sen über Bord", zeichnete er auf121. Bei seiner Stellungnahme spielten nicht nur die 

Situation an der Ostfront oder eine mögliche Radikalisierung der Arbeiter und 

Fremdarbeiter eine Rolle, sondern auch ganz andere Motive, z. B. Empörung über 

die Judenverfolgung122. Aber Kaiser hatte keine Befehlsgewalt und verfügte über 

keine Truppen. E r durfte nur hoffen, durch dauernde Beeinflussung von Personen 

wie Olbricht, durch Vermitt lung von Kontakten, durch Austausch von Nachrichten 

und Meinungen und durch gute Zusammenarbeit bei der Vorbereitung immer 

einen kleinen Schritt weiterzukommen. 

Anfang März hatte Goerdeler die Geduld verloren. E r gab Kaiser einen Entwurf 

116 Tagebucheintragung vom 12. März 1943. 
117 G. Ritter, a. a. O., S. 542. 
118 Neuordnung im Widerstand, a. a. O., S. 259, 335, 336. 
119 Tagebucheintragung vom 3. März 1943. 
120 „Schlabrendorff sagt, daß Kluge ihm um Pferdelängen in der Erkenntnis voraus sei. Tres­

ckow habe Manstein erst bearbeitet, er kenne ihn ganz genau und erwarte keine Initiative 
von ihm vor anderen. Tresckow bearbeite Manstein dauernd weiter" (Tagebucheintragung 
vom 19. Februar 1943); dazu auch folgendes Zitat: „Manstein ist endgültig abzuschreiben. 
Er lehnt ganz ab. Mansteins erworbene Selbständigkeit, ertrotzte Unabhängigkeit der Füh­
rung soll nicht wahr und eitel Gerüchtemacherei sein. Nichts derartiges hat stattgefun­
den . . . Manstein hat nur militärische und operative Fähigkeiten, kein politisches Verständ­
nis und besitzt keine tiefe und gründliche Bildung. E r sieht nicht die politischen Notwen­
digkeiten und verhält sich gegenüber den dringendsten Aufgaben, die das Wohl des Volkes 
stellt und zu lösen fordert, ganz ablehnend. Tresckow hat neulich eine ganze Nacht mit ihm 
gesprochen mit dem Ergebnis, daß Manstein abschließend sagte: ,Sie können das Rad der 
Weltgeschichte nicht zurückdrehen.' Zudem hofft Manstein auf die neue Offensive gegen 
Rußland, und darauf, daß dieses bis zum Herbst niedergerungen sein werde" (Tagebuch­
eintragung vom 6. April vom Gespräch Schlabrendorff-Kaiser). 

121 Tagebucheintragung vom 19. Februar 1943. 
122 Diesbezügliche Bemerkungen in Tagebucheintragungen vom 11. Februar, 1., 11. und 

15. März 1943. 
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des von Ritter veröffentlichten Briefes für Generäle wie Kluge, Manstein und Ol­
bricht123. Der Brief war als „Abschiedsschreiben" gemeint124. Kaiser konnte Goer-
delers Enttäuschung verstehen, schlug aber vor, den Inhalt positiv zu halten, das 
Gemeinsame zu betonen und einen letzten Appell an das politische Verantwor­
tungsgefühl der führenden Militärs zu richten. Tresckow riet, den Brief nicht an 
Manstein zu schicken. Das sei zwecklos125. Nacheinander kamen dann mehrere 
Rückschläge. Beck war schwer erkrankt. Er hatte sich Anfang März 1943 einer 
Darmoperation126 und nachher noch mehreren Nachoperationen zu unterziehen. 
Damit war der „Kopf" der Verschwörung während längerer Zeit, bis Anfang 
August, nicht aktionsfähig127. Dann folgte der Mißerfolg des Attentats auf Hitler 
in Smolensk am 13. März 1943128. Ein erneuter Versuch, diesmal von dem Oberst 
von Gersdorff in Berlin am 21. März unternommen, mißlang ebenfalls129. Anfang 
April wurde im Zusammenhang mit einem Verfahren gegen seinen Sohn der 
Oberst Jäger kurz verhaftet130. Schulenburg war wegen einer unvorsichtigen 
Äußerung am 2. April vernommen worden131. Wenige Tage später erlitt die Wi­
derstandsbewegung einen unersetzlichen Verlust durch die Verhaftung Dohnanyis, 
seiner Frau, Josef Müllers und Dietrich Bonhoeffers, ferner durch die „Kaltstel­
lung" Osters132. 

123 G.Ritter, a .a .O. , S. 593 ff.; „Empfänger u. a.: Kluge, Manstein, Olbricht" (Tagebuchein-
tragung vom 9. März 1943). G. Ritter, dem offenbar diese Vorgeschichte unbekannt geblie­
ben ist (vgl. S. 353), wird vermutlich ein erhalten gebliebenes Exemplar der Endfassung 
veröffentlicht haben. 

124 Tagebucheintragung vom 9. März 1943. 
125 „Eher kann es schaden" (Tagebucheintragung vom 12. April 1943). 
126 Tagebucheintragungen vom 6. und 8. März 1943. 
127 „Bedeutung des Mannes jetzt erst bewußt. Niemand kann ersetzen" (Tagebucheintragung 

vom 8. März 1943 mit der Meinung Waldersees). 
128 Vgl. dazu P. von Schlabrendorff, a. a. O., S. 88 ff.; P. Hoffmann, a. a. O., S. 332 ff. 
129 Dazu P. Hoffmann, a. a. O., S. 335-341. 
130 P. Hoffmann (S. 344) datiert diese Verhaftung auf März, aber Kaiser vermerkt die Mittei­

lung der Verhaftung des Sohnes erst am 2. April. Daraufhin erhielt Kaiser von (Ulbricht den 
Auftrag, den Vater zu warnen, der — noch am 30. März bei Kaiser gewesen — etwa gleich­
zeitig wie der Sohn von einem Kriegsgerichtsrat verhaftet und nach einer Vernehmung 
wieder freigelassen und auf Urlaub geschickt worden war (Tagebuch 2. und 5. April 1943). 

131 Tagebucheintragung vom 2. April 1943. 
132 „Am Nachmittag kommt Gehre allein zu mir . . . Dohnanyi ist also verreist und Oster krank. 

Gehre allein durch Delbrück orientiert. Der V-Mann geborener Münchener, portugiesischer 
Konsul, hat Devisengeschäft bzw. Schiebungen gemacht und sich dabei als Lump offenbart. 
Dohnanyi hat ihn ohne Zweifel gedeckt. Der V-Mann verhaftet, sitzt in München. Er hat 
ohne Zweifel Dohnanyi bloßgestellt, so daß Dohnanyi verhaftet wurde, ferner seine Frau 
und sein Schwager. Eine Hiobsbotschaft für gewisse Leute. Orientierung von Olbricht sei 
notwendig. Nachmittags bei Olbricht, dem ich den eigentlichen Sachverhalt schildere. Er 
weiß noch nichts vom Stubenarrest. Ich sehe darin eine Sicherungsmaßnahme für Oster. 
Bringe Brief an Oster, mit Empfehlung Kaisers als durchaus zuverlässiger Mann mit 
Wünschen zur baldigen Wiederherstellung" (Tagebucheintragung vom 6. April 1943). Vgl. 
dazu E. Bethge, Dietrich Bonhoeffer, München 1967, S.877ff., P. Hoffmann, a .a .O. , 
S. 346 ff. 
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Dennoch hat es auch in diesen und den folgenden Monaten nicht an Versuchen 
gefehlt, doch noch einen General für die Auslösung einer Aktion zu gewinnen. 
Durch Vermittlung des Generals von Rabenau hatte Goerdeler Ende März ein Ge­
spräch mit dem Panzergeneral Guderian. Dieser gab sich „tatbereit" und ver­
sprach außerdem, auf Manstein einzuwirken. Als Unterlage wurde ihm ein Exem­
plar des Schulenburgschen Memorandums mitgegeben133 ,das er freilich niemals 
weitergeleitet hat. Im eigenen Kreis war nicht jeder mit diesem Kontaktversuch 
einverstanden. Tresckow z. B. setzte in Guderian kein Vertrauen134. Auch Olbricht 
äußerte sofort seine Zweifel135. Dennoch wurde Guderian, obwohl von Schlabren-
dorff ausdrücklich als „gefährlich" bezeichnet136, noch Monate später als möglicher 
Bundesgenosse betrachtet137. Waldersee fuhr dreimal nach Paris. Nach seinem 
zweiten Besuch zeichnete Kaiser auf, daß Stülpnagel an sich bereit sei, daß man 
jedoch den „psychologischen Moment" abwarten sollte138. Wenige Tage später for­
mulierte Stülpnagel gegenüber Olbricht seine Antwort wie folgt: „Im Prinzip be­
reit, den Anstoß zu geben, aber die Lage dafür nicht reif."139 Olbricht war der 
Meinung, Stülpnagel werde es „nicht machen"140. 

Kaiser war über diese Entwicklung sehr enttäuscht. „Tiefe Depression", notierte 
er141. Seinen Schwestern schrieb er: „Leider ist das Examen wieder verschoben wor­
den. So wird man mit der Geduld auf eine harte Probe gestellt."142 

Andererseits waren der Optimismus und die Aktivität Goerdelers ein Anlaß zur 
Sorge. Auch Kaiser war der Meinung, daß Goerdeler die Möglichkeiten manchmal 
zu rosig beurteilte. Vollends entrüstet war er über dessen Bemühungen, sogar recht 
zweifelhafte Figuren unter den Generälen für eine Aktion gegen Hitler zu ge­
winnen. Als Goerdeler mit Keitel Verbindung aufnehmen wollte, hat Kaiser ihn 
davon sofort abgebracht: „Alles dadurch aufs Spiel gesetzt. Nie wird Keitel ver­
stehen und unterstützen."143 Dieses Vorhaben war für Kaiser ein Beweis, wie die 
Abwesenheit Becks auch in dieser Hinsicht eine nachteilige Wirkung hatte. In sei­
nem Tagebuch schrieb er: „Ich rate Wiederherstellung von Beck abzuwarten und 

133 Tagebucheintragung vom 29. März 1943. 
134 „Seine Zweifel. Er kennt ihn ganz anders" (Tagebucheintragung vom 6. April 1943). 
135 „Nach Ansicht Olbrichts ist Guderian auch nicht entschlossen. Dieser Versuch negativ" 

(Tagebucheintragung vom 7. April 1943). 
136 „Guderian sei ein schrankenloser Opportunist, jede Minute sei schade, die man auf ihn ver­

wende. Er sogar gefährlich. Inkarnation der Charakterlosigkeit" (Tagebucheintragung vom 
28. Juni 1943). 

137 Dazu Tagebucheintragungen vom 8. und 28. Juli 1943. 
138 Tagebucheintragung vom 10. Mai 1943 Die wohl aus der Erinnerung aufgeschriebene Mit­

teilung Waldersees, er sei nach Ankunft aus Rußland „sofort" von Beck nach Paris ge­
schickt worden, stimmt also nicht (H. Krausnick—H. C. Deutsch, a. a. O., S. 93). 

139 Tagebucheintragung vom 14. Mai 1943. 
140 „Hat nichts an der Hand, nichts vorbereitet" (Tagebucheintragung vom 5. Juni 1943). 
141 Tagebucheintragung vom 14. Mai 1943. 
142 Brief Kaisers an seine Schwester vom 31. Mai 1943 (Abschr. LK). 
143 Tagebucheintragung vom 15. Mai 1943. 
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nichts ohne sein Einvernehmen zu tun. Die letzten Wochen haben erwiesen, daß 

der leitende Kopf der militärischen Seite fehlte. Ohne ihn geht es nicht."144 

Ein fortwährendes Gesprächsthema war die Reaktion des Auslands auf einen 

Staatsstreich. Mehrere Generäle, an die man herangetreten war, fragten danach145. 

Goerdeler hoffte mit Hilfe seines schwedischen Freundes Jakob Wallenberg eine 

positive Zusicherung von englischer Seite zu erhalten, obwohl Wallenberg selbst 

das als zwecklos bezeichnet hatte146. Waldersee sollte nach Stockholm fahren. Kai­

ser war skeptisch: „Es wird Enttäuschungen geben. Es wird sich zeigen, wer Real­

politiker ist, Goerdeler oder Kaiser. Jetzt zu spät, Nachricht zu erwarten."147 Kurz 

danach wurde die Stellungnahme Englands wieder erörtert. Kaiser notierte: „Wie 

verhält sich England bei geändertem politischen System: 1. Fortsetzung der Bom­

benangriffe? 2. auch dann noch bedingungslose Kapitulation?" Bitter fügte er h in­

zu: „Vor 6 Wochen waren die Fragen noch leichter zu lösen. England hat förmlich 

auf Wandlung System gewartet, aber die blieb aus."148 Als dann im Juli bekannt 

wurde, daß die Alliierten entschlossen waren, Deutschland zu besetzen, schien 

jeder Vermittlungsversuch „überholt"149. Hier zeigen sich die Konsequenzen der 

alliierten Kriegspropaganda für die tragische und isolierte Position der deutschen 

Widerstandsbewegung150. 

Ende Juli 1943 gaben die Ereignisse an der Ostfront und der Sturz Mussolinis 

in Italien neuen Auftrieb. Goerdeler hatte Kluge abermals eine Denkschrift über­

mitteln lassen151. Sie skizzierte die furchtbare Lage der Bevölkerung unter den fort­

währenden Luftangriffen, erinnerte an Pflicht und Gewissen und stellte Kluge aufs 

Neue vor die Wahl . Kurz darauf besuchte Canaris Kluge152. Das Scheitern einer 

Offensive an der Ostfront und die Entwicklungen in Italien, die als warnendes Bei­

spiel wirkten, waren vermutlich die Hauptursache dafür, daß Tresckow, der Urlaub 

genommen hatte, Ende Juli in der Bendlerstraße erschien und mitteilte, Kluge sei 

zur Ta t bereit153. Bald darauf überbrachte Schulenburg auch eine positive Nach­

richt aus Paris. Stülpnagel wäre sogar bereit, aus eigener Initiative zu handeln154. 

144 Ebenda. 
145 Z. B. Kluge (P. Hoffmann, a. a. O., S. 354). 
146 G. Ritter, a. a. O., S. 356, auch S. 86, 320 ff. 
147 Tagebucheintragung vom 13. April 1943. 
148 Tagebucheintragung vom 25. Mai 1943. 
149 Tagebucheintragung vom 24. Juli 1943. 
150 Vgl. dazu die Ergebnisse der Düsseldorfer Tagung (27. 9.1974) über Widerstand und 

Emigration in Internationaler Perspektive, die als Band 3 der jetzt anlaufenden „Veröffent­
lichungen des Deutschen Historischen Instituts in London" erscheinen werden. 

151 Tagebucheintragung vom 15. Juli 1943. 
152 „Canaris war bei Kluge und Tresckow. Im Grunde ohne Ergebnis" (Tagebucheintragung 

vom 24. Juli 1943). 
153 „Tresckow: Es ist jetzt soweit. Kluge entschlossen. Endlich" (Tagebucheintragung vom 

29. Juli 1943). 
154 „9 Uhr 30 kommt Schulenburg. Bringe ihn zu Olbricht. Schulenburg übermittelt Stülp­

nagels Bereitschaft mitzuwirken. E r ist auch bereit aus eigener Initiative zu handeln. Ich be­
stätige ihm auf Anfrage, daß Entschluß zum Handeln gefaßt, mehr nicht. 11 Uhr kommt 
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Damit hatte der Widerstand auf einmal zwei Eisen im Feuer. Wenn der von Kluge 
vorzubereitende Versuch mißlang, konnte Stülpnagel handeln. 

Dieser plötzliche Wandel der Aussichten verfehlte seine Wirkung nicht. Kaiser 
notierte: „Befehlshaber des Ersatzheeres erhält Befehl. Wie Fromm? Kaiser urteilt 
wie immer. Olbricht: ,Wenn er's nicht macht, mache ich's'. Unter Umständen wird 
er festgenommen von Olbricht und Tresckow."155 Man hat also damals tun wollen — 
und Tresckow scheint dabei die treibende Kraft gewesen zu sein —, was dann erst 
am 20. Juli 1944 Wirklichkeit wurde. Auch Details wurden besprochen, z. B. die 
Vorwarnungen und die Aufgaben der Stoßtrupps156. Auch aus dem Lager der 
Kreisauer wird für diese Zeit von Staatsstreichvorbereitungen berichtet157. Erfreu­
lich war, daß Beck wiederhergestellt war und die Führung wieder übenommen 
hatte. Am 2. August besprach er mit Goerdeler und Olbricht die Chancen für einen 
Umsturz158. 

Leider bricht gerade hier das erhalten gebliebene Tagebuch Kaisers aus dem 
Jahre 1943 ab. So fehlen Hinweise von ihm, aus welchen Gründen es damals doch 
nicht zu einem Staatsstreichversuch gekommen ist. Hat Kluge wieder versagt? Aber 
weshalb hat Stülpnagel dann nicht gehandelt? Wie dem auch sei, Kaisers Tagebuch 
teilt auch hier mehrere bisher unbekannte Fakten mit und wirft neues Licht auf die 
Entwicklungen Anfang August 1943. Die damalige Staatsstreichvorbereitung er­
klärt auch, weshalb aus dieser Zeit eine neue Ministerliste Goerdelers überliefert 
ist159. 

Die erste Hälfte des Jahres 1943 ist in der Geschichte der Widerstandsbewegung 
eine selbständige Phase, die keinesfalls nur als Vorgeschichte des späteren Staats­
streichversuchs am 20. Juli 1944 angesehen werden sollte. Dennoch handelte es 
sich, nachträglich betrachtet, auch um eine Zeit der Vorbereitung und des Aufbaus. 

Goerdeler, dazu Tresckow. 2stündige Besprechung. Goerdeler wird orientiert. Plan akzep­
tiert. Kluges Vorarbeiten sollen beschleunigt werden" (Tagebucheintragung vom 2. August 
1943). 

155 Weiter notierte Kaiser noch: „Durchgesprochen. Einzelheiten. Maßnahmen. Zurückholen 
der Unterlagen. Kluge wurde scharf gemacht mit allen Mitteln, auch mit Hinweis auf das 
Gut" (Tagebucheintragung vom 29. Juli 1943). 

156 „14 Tage Arbeit, Vorwarnung. Durch Dr. Nollendorf(?). Die einzelnen Objekte. - Kluge. Er 
hat sein Ehrenwort gegeben. Darf nicht mehr weiterreden" (Tagebucheintragung vom 
29. Juli 1943). Dazu auch folgende Zitate: „3 Entschlüsse wurden gefaßt: 1. Brief Olbricht 
an Kluge zur Verstärkung Brief Tresckows. Situation überreif. Entschluß. 2. Entsendung 
eines Mannes an Kluge. Soll von Olbricht herangeholt werden. 3. Eine Direktive für Stülp­
nagel, der handeln soll, falls Aktion mißlingt" (Tagebucheintragung vom 2. August 1943). 
„Es wird beschlossen, daß Tresckow zu Guderian geht, diesen bestimmen soll, sich mit 
Kluge auszusöhnen, und sich bereit erklärt zur Mitarbeit und zum Entschluß und Schulen­
burg zu Stülpnagel" (Tagebucheintragung vom 3. August 1943). 

157 Neuordnung im Widerstand, a. a. O., S. 284. Für diesen Zeitpunkt wird die Absicht eines 
Umsturzes von P. Hoffmann (a. a. O., S. 352 f.) bezweifelt. 

158 „Olbricht war sehr von der Klarheit und Sicherheit der Ausführungen Becks überzeugt, auch 
sei er wieder geistig frisch und gesund" (Tagebucheintragung vom 3. August 1943). 

159 G. Bitter, a. a. O., S. 617; P. Hoffmann, a. a. O., S. 435 f. 
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Das geht schon aus den wiederholten Besuchen Tresckows in Berlin hervor. Es war 
eine Zusammenarbeit zwischen Soldaten und Zivilisten wie zwischen Widerständ­
lern an der Front und in der Heimat gewachsen. An dieser Entwicklung ist Her­
mann Kaiser stark beteiligt gewesen. Seine Funktion kann vielleicht am besten 
charakterisiert werden, wenn man ihn als Vertrauensmann und Vermittler bezeich­
net. Er hatte das Vertrauen führender Persönlichkeiten des Widerstandes; Goer­
deler, Beck, Tresckow, Olbricht und viele andere standen mit ihm in Kontakt. Oft 
traf man sich in Kaisers Dienstzimmer. Kaiser versuchte, Gegensätze, die für ihn 
nicht von primärer Bedeutung waren, zu entschärfen. Tresckow sprach mit ihm 
über die Lage und über die Möglichkeiten und Details einer Aktion160. Goerdeler 
legte Kaiser seine Pläne und Denkschriften vor und bat dabei um seinen Rat. Kai­
ser war auch der Berliner Kontaktmann Goerdelers zum Militär. Olbricht zog Kai­
ser oft ins Vertrauen, übermittelte ihm mehrfach Geheimsachen161, gab ihm wich­
tige Aufträge und schirmte seine Tätigkeit ab. Ende August 1943 wurde von der 
Gestapo ein kriegsgerichtliches Verfahren gegen Kaiser veranlaßt. Er hatte in 
einem Gespräch mit seiner Meinung nach zuverlässigen Personen Andeutungen 
gemacht, aus denen Schlüsse auf eine Widerstandsbewegung gezogen werden 
konnten. Auf Bitten Olbrichts und Goerdelers haben der Olbricht unterstellte Chef 
des Heeresjustizwesens, Karl Sack, der selber der Widerstandsbewegung angehörte, 
und dessen Mitarbeiter Wilhelm Weinheimer durchsetzen können, daß dieses Ver­
fahren eingestellt wurde162. Sie hatten ihm damit für diesmal noch das Leben ge­
rettet. 

Als kurz darauf Claus Graf Stauffenberg Chef des Stabes bei Olbricht wurde, 
entwickelte sich die Dienststelle des Befehlshabers des Ersatzheeres zu jenem Ak­
tionszentrum, in dem vorbereitet wurde, was schließlich zum Staatsstreichversuch 
vom 20. Juli 1944 geführt hat. In Kaisers Dienstzimmer hatten Stauffenberg und 
Goerdeler sich zum ersten Mal getroffen, wobei Stauffenberg Goerdeler sein Ehren­
wort gegeben hatte, daß er zu „einem gemeinsamen Gewaltakt gegen den Füh­
rer"163 fest entschlossen sei. Daraufhin bekam Kaiser die Aufgabe, die Verbindung 
zwischen Goerdeler und Stauffenberg aufrechtzuerhalten, auch wenn Goerdeler 
wegen einer drohenden Verhaftung außerhalb Berlin zu bleiben hatte und zeit­
weise untertauchen mußte164. Wie Kaiser, der schon in der ersten Hälfte des Jahres 

160 Dazu Tagebucheintragungen am 6. April und 10. Juni 1943. 
161 Als Beispiel folgendes Zitat: „Olbricht hat durch Sack mancherlei gehört. Bei Admiral Cana-

ris. Himmler. Dieser hat dort über die reaktionäre Haltung verschiedener Generäle gespro­
chen, die nicht mehr tragbar. Insbesondere hat er Generaloberst Beck und von Falkenhau-
sen genannt, als Urheber von einer Bewegung, die de Tocqueville beschrieben hat. Auch 
General Oster wurde dabei genannt. Grelle Beleuchtung der Lage" (Tagebucheintragung 
vom 25. Juni 1943). 

162 Einstellungsverfügung, 28. Okt. 1943 (Abschr. LK); Erklärung Dr. W. Weinheimer, 7. Mai 
1947 (LK). 

163 Die Urteilsbegründung des Volksgerichtshofes auf Grund einer Eintragung in Kaisers Tage­
buch, S. 5 (LK). 

164 Chr. Müller, Oberst i. G. Stauffenberg. Eine Biographie, Düsseldorf 1971, S. 443. 
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1943 den Namen Stauffenbergs unter seinen vielen Besuchern zweimal erwähnt 
und mit ihm auch ein Gespräch geführt hat, dann mitgerissen wurde von der Art, 
mit der Stauffenberg alles Erdenkliche unternahm, um zum Umsturz zu kommen, 
beweist folgender Passus aus einem im November 1943 geschriebenen Brief: „Ich 
glaube, daß entscheidende Ereignisse uns unmittelbar bevorstehen. Wir werden es 
nun ja erleben und müssen noch etwas Geduld haben"165. Auch an der unmittel­
baren Vorbereitung des Umsturzversuches vom 20. Juli 1944 war Kaiser beteiligt. 
Die Kielpinski-Berichte an Hitler und Bormann enthalten manche Belege dafür, 
zumal in ihnen aus Kaisers beschlagnahmtem Tagebuch der letzten Monate vor dem 
20. Juli zitiert wird166. Die dort aufgeführten Beispiele der Tätigkeit Kaisers haben 
schon ihren Weg in die Widerstandsliteratur gefunden. 

Am 17. oder 18. Juli erhielten enge Freunde Kaisers einen durch Bekannte aus 
Berlin mitgebrachten Brief167. Es ist wohl der letzte Brief, den Kaiser vor seiner 
Verhaftung geschrieben hat. Er beweist, wie auch er diese Tage in großer Span­
nung gelebt hat. Dort heißt es: „Habe spannende Tage der letzten Wochen hinter 
mir, Dienstag und letzten Samstag waren Höhepunkte im Ablauf der Geschehnisse. 
Hitler am Ende seiner Laufbahn. Die höhere Fügung gab noch eine Verlängerung 
der Frist. Aber ich glaube, que les jours sont comptés." Dann folgt eine Skizze der 
außenpolitischen Lage, die sich nach der Invasion vom 6. Juli 1944 ständig ver­
schlechtert hatte. Am 25. Mai hatte Kaiser Stauffenberg einen Brief Goerdelers 
mit schon damals unrealistischen Verhandlungspunkten übergeben. Seitdem waren 
die außenpolitischen Chancen noch tiefer gesunken. Konnte es gelingen, den Zu­
sammenbruch im Osten zu verhindern? Kaiser schrieb, daß es überaus wichtig wäre, 
„wenigstens 14 Tage Zeit zu gewinnen". Dann kehrte er wieder zum Anfangs­
thema zurück: „Schon am letzten Dienstag und gestern erwartete man eingreifende 
Entscheidungen. Doch die Wendung durch Gottes Fügung blieb aus." Daß auf 
kurze Frist ein neuer Versuch beabsichtigt war, geht aus seiner Bemerkung her­
vor: „Ich wollte vergangene Woche nach Wiesbaden kommen, aber ich konnte nicht 
fort. Auch in der neuen Woche ist mein Kommen ungewiß." Daß Kaiser bis zuletzt 
der Berliner Vertreter und Vertrauensmann Goerdelers beim Militär geblieben ist, 
kann man auch aus einer Bemerkung in einem wenige Wochen vor dem 20. Juli 
geschriebenen Brief schließen: „War viel durch Goerdeler in Anspruch genom­
men."168 Bezeichnend für seine Position im Widerstand ist schließlich, daß er auf 
der Regierungsliste als Staatssekretär im Kultusministerium aufgeführt und als 
Verbindungsoffizier zum Wehrkreis XII (Wiesbaden) vorgesehen war. 

Die Meldung vom Attentat am 20. Juli und von dessen Mißlingen hat Kaiser im 
Kreise der Familie in Kassel am Radio gehört. Er weilte dort wegen eines doppelten 
Familienfestes169. Nur widerwillig sollen Beck und Stauffenberg ihre Einwilligung 

165 Brief an seine Schwester, 7. Nov. 1943 (LK). 
166 Spiegelbild der Verschwörung, a. a. O., S. 126 f. 
167 Brief Kaisers an Herr und Frau von Ibell, 16. Juli 1944 (LK). 
168 Brief an seine Schwester, 25. Juni 1944 (LK). 
169 Brief Kaisers an Major Haniel, 11. Juli 1944 (Abschr. LK). 
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zu dieser Reise gegeben haben170. Sie brauchten Kaiser, u. a. seinen Einfluß auf 

Fromm. Kaiser hatte versprochen, nach zwei Tagen zurückzukommen. Außerdem 

hatte er über eingeweihte Offiziere im Wehrkreis Kassel, mit denen sein Bruder 

Ludwig und er schon seit längerer Zeit in Verbindung standen171, einen direkten 

Draht nach Berlin. Offenbar hatte er doch nicht mit einer so baldigen Wieder­

holung des Versuchs gerechnet. Durch das aus der Bendlerstraße abgesandte Fern­

schreiben mit der Liste der Politischen Beauftragten und der Verbindungsoffiziere 

in den verschiedenen Wehrkreisen172 wurde der Gestapo schon am gleichen Tage 

der Name Hermann Kaiser als eines Mitbeteiligten bekannt. Am frühen Nachmit­

tag des 21 . Juli wurde er im Haus seiner Schwester mit seinen beiden dort anwesen­

den Brüdern Heinrich und Ludwig von acht Gestapo-Beamten verhaftet. 

Schon kurz nach seiner Verhaftung wurde Kaiser von der Gestapo „als einer der 

wesentlichen geistigen Hintermänner"1 7 3 des Staatsstreichs bezeichnet. Die Grund­

lage für diese Ansicht war ein bei ihm beschlagnahmtes Tagebuch, das schon in 

einem der ersten Berichte über die „Verschwörer" erwähnt wird174. Auf Grund die­

ses Tagebuchs wurden der Gestapo weitere Einzelheiten über die Vorbereitungs-

pläne bekannt, aber auch über die Mitbeteiligten und über Kaisers eigene Rolle. 

Infolge der Beschlagnahme mehrerer bei Kaiser gefundener Dokumente, unter 

ihnen Goerdelers Denkschrift „Das Ziel", ist freilich zeitweise die Bedeutung Kai­

sers überbetont worden, weil mehrere dieser Dokumente zunächst ihm zugeschrie­

ben wurden. Vielleicht hat das auch dazu beigetragen, daß Kaiser „als wichtiger 

Zeuge" erst relativ spät und dann zusammen mit Mitgliedern des Kreisauer Krei­

ses dem Volksgerichtshof vorgeführt worden ist. Schon am 14. August aus der 

Wehrmacht ausgestoßen175, fand seine Verhandlung vor dem Volksgerichtshof 

Mitte Januar 1945 statt. E r wurde zum Tode verurteilt. In der Urteilsbegründung 

wurde er „einer der gemeinsten unter den Verrätern des 20. Ju l i " genannt176. Am 

Ende heißt es: „So hat also auch Kaiser an dem schwersten, gemeinsten, dem ein­

zigartigen Verrat in unserer Geschichte teilgenommen: er ist Komplice der Ver­

räter Graf von Stauffenberg und Goerdeler."177 Am 23 . Januar 1945 wurde er zu­

sammen mit Helmuth von Moltke, Theodor Haubach und Alfred Delp hinge­

richtet. 

170 Wiesbadener Tageblatt, 24./25. Juli 1954, offenbar auf Grund von Mitteilungen der Ange­
hörigen. 

171 Aufzeichnung Generalmajor a. D. Ludwig von Nida, Meine vorbereitenden Maßnahmen 
für den 20. 7.1944 im Wehrkreiskommando IX, Kassel, 25.1.1948 (Abschr. LK). 

172 Vgl. dazu P. Hoffmann, a. a. O., S. 491 ff. 
173 Spiegelbild der Verschwörung, a. a. O., S. 100. 
174 A. a. O., S. 57. 
175 Hans-Adolf Jacobsen, 20. Juli 1944. Bonn 6. Aufl., S. 213. 
176 Urteilsbegründung, a. a. O., S. 1. 
177 A. a. O., S. 6. 
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W I R T S C H A F T S O R D N U N G U N D I N T E R E S S E N P O L I T I K 
I N D E R KARTELLGESETZGEBUNG 
D E R BUNDESREPUBLIK 1949-1957 

Die Impulse zur Ausarbeitung einer Gesetzgebung gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen im Deutschland der Nachkriegszeit kamen aus unterschiedlichen theoreti­
schen und praktisch-historischen Quellen. 

Die Inflation von 1923, die trotz Kartellverbot von 1927 zunehmenden Konzen­

trationsbewegungen in der deutschen Industrie und die Erfahrungen mit der Un­

fähigkeit der Kartelle, die Weltwirtschaftskrise Anfang der dreißiger Jahre zu be­

wältigen, hatten das Gefühl für die sozial- und verfassungspolitischen Implikatio­

nen von Geldentwertung und Preisbewegung im Verein mi t Unterbeschäftigung 

geschärft. 

Andererseits war aber auch den Deutschen die Erfahrung in der Handhabung 

von Märkten und Preisen seit der Abschaffung der Konkurrenz im Drit ten Reich 

veloren gegangen1, ein Manko, das selbst bei manchen Leitern von Großbetrieben 

nach 1945 innere Unsicherheit über den künftigen wirtschaftspolitischen Kurs 

hervorrief. Eine Reihe von Wirtschaftspolitikern schwankte daher zwischen einer 

weiteren Beibehaltung von zentralen Organisationen, etwa in der Form von 

Zwangssyndikaten, freilich nunmehr ohne staatliche Kontrolle, und einer vorsich­

tigen Wiederbelebung des Marktgeschehens. Jedenfalls sahen die meisten noch 

1947 dem Konkurrenzprinzip mit gemischten Gefühlen entgegen und waren daher 

durchaus bereit, dem Staat in jedem Fall Ordnungsfunktionen einzuräumen2 . Da 

jedoch eine durchkartellierte Industrie nach der Kapitulation vom 8. Mai 1945 in 

der Öffentlichkeit mit nationalsozialistischer Wirtschaftspolitik gleichgesetzt wurde, 

sollte sie auch im Zuge der Entnazifizierung verschwinden. Da weiterhin die nicht­

sozialistischen politischen Kräfte in Deutschland Planwirtschaft nach sowjetischem 

Muster angesichts der offenbaren Mängel der bestehenden Bewirtschaftung nicht 

wünschten, suchten sie nach Auswegen, die sämtlich auf eine Dekonzentration der 

Großindustrie sowie unterschiedliche Varianten der Marktwirtschaft hinausliefen. 

So wollten CDU 3 und Deutsche Zentrumspartei in ihren Programmen keineswegs 

sämtliche Marktmechanismen abschaffen, sondern nur deren negative soziale Wir-

1 Hierzu Arthur Schweitzer, Big Business in the Third Reich, Bloomington, 2. Aufl. 1965; 
sowie Dieter Petzina, Autarkiepolitik im Dritten Reich, Stuttgart 1968. 

2 Aufschlußreich waren die Diskussionen in der FDP 1946, deren wirtschaftspolitische Spre­
cher Franz Blücher und Wilhelm Beutler, später Geschäftsführer des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI), beide eng verbunden mit der Schwerindustrie des Ruhrgebietes, 
einen Reichswirtschaftsrat unter Unternehmerführung als Steuerungsorgan schaffen woll­
ten. 

3 Ahlener Programm der CDU vom März 1947. 
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kungen durch eine Sozialisierung (Überführung in Gemeinwirtschaft) der Schlüs­
selindustrien und paritätische Wirtschaftskammern beseitigen. 

Der Parlamentarische Rat hatte ferner 1948/49 den Tenor des Grundgesetzes 
zugunsten des autonomen Individuums gestaltet. Jede Form des „Kollektivismus", 
mit dem damals sowohl der Nationalsozialismus als auch der Bolschewismus, aber 
auch die Monopole einer durchkartellierten Wirtschaft gemeint waren, deren Groß-
bürokratien der Entfaltung freier Persönlichkeiten keinen Spielraum einräumen 
würden4, sollten daher verhindert werden. Der Staat sollte demnach die Entwick­
lung des Individuums sichern, ohne dadurch sich zur obersten Planungs- und Len­
kungsinstanz aufzuschwingen. 

Zudem spielte nach 1945 der alte, vor allem in den dreißiger Jahren in der Folge 
des Aufbaues von Zwangssyndikaten ausgebrochene Kampf zwischen Klein- und 
Mittelindustrie einerseits und Großindustrie andererseits eine Rolle5. Die mittel­
ständischen Unternehmen hatten, soweit sie nicht im Krieg ausgesprochene Rü­
stungsbetriebe waren, die wirtschaftspolitischen Eingriffe der Besatzungsmächte, 
Entflechtungen, Demontage und Beschlagnahmung, in der Regel besser überstan­
den als die großen Firmen. Sie begrüßten zwar die Wiederherstellung von Märk­
ten, waren aber besorgt, eine ungehemmte Konkurrenz könne rasch wieder zu 
Monopolen zurückführen und ihre ursprünglich günstige Ausgangslage verschlech­
tern. Der Staat sollte derartige Entwicklungen von vorne herein unterbinden, wo­
bei das Argument geäußert wurde, daß Kartelle mit ihrer ökonomischen Macht 
Druck auf die noch nicht gefestigte Demokratie ausüben könnten. Gerade die Stim­
me des Mittelstandes wog in den Parteien, vornehmlich FDP und CDU, schwer, da 
die Großindustrie, von den Besatzungsmächten kontrolliert, zum Teil ihrer führen­
den Köpfe beraubt (Flick und Krupp standen z. B. vor Gericht), bis 1949 ohne 
Spitzenverband, als Rüstungsproduzenten diffamiert, sich nicht recht entfalten 
konnte und daher die politischen Kräfte auch nicht für sich einzusetzen vermochte. 

Das begrifflich systematische Gerüst zu all diesen Überlegungen, Wünschen und 
Befürchtungen lieferte schließlich die neo-liberale Wirtschaftslehre, dargestellt 
z. B. in ihren humanistischen Zügen in den ersten Heften der Zeitschrift „Ordo" 
oder in Wilhelm Röpkes Buch „Civitas humana", das 1944 und in dritter Auf­
lage 19496 in der Schweiz erschienen war und dessen Ideen in zahlreichen Presse­
publikationen popularisiert worden waren. Der Neoliberalismus gewann an den 
Universitäten Einfluß7 und drang so, mit akademischer Würde versehen, in das 

4 Zum Freiheitsproblem vgl. Gernot Gutmann, Individuelle Freiheit, Macht und Wirtschafts-
lenkung, in: 25 Jahre Marktwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1972, 
S. 3-17. 

5 A. Schweitzer, a. a. O., S. 278. 
6 Wilhelm Röpke, Civitas Humana, Zürich 1944; sowie später Walter Eucken, Grundsätze 

der Wirtschaftspolitik, Hamburg 1956. Viele Ideen sind jedoch schon in Euckens Buch 
„Grundlagen der Nationalökonomie" formuliert, das vor dem 2. Weltkrieg fertig war. 

7 Weitere wichtige Vertreter waren: Friedrich A. von Hayek, Alfred Müller-Armack, Alexan­
der Rüstow und Franz Böhm. 
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politische Leben ein. Allerdings sollte man seinen Einfluß angesichts der gegebenen 
Ordnungsprobleme und der wirtschaftlichen Interessenlage nicht überschätzen. 

Ein Gesetz gegen Machtkonzentrationen in der Wirtschaft besaß demnach für 
die Deutschen vielfache ordnungspolitische Funktionen: 1. die Zerstörung des Ein­
flusses von Monopolen auf die Märkte, 2. die Bewahrung des Mittelstandes, 
3. die Kontrolle der Preise zur Verbesserung des Lebensstandards und damit des 
sozialen Friedens und 4. die Entlastung des Staates vom Druck starker gesellschaft­
licher Mächte, zumal der Staat selbst noch nicht gefestigt war. Ein danach konzi­
piertes Gesetz bildete im Ansatz eine Art wirtschaftspolitisches Gegenstück zum 
Grundgesetz, nicht nur eine technische Vorschrift zur Lenkung wirtschaftlicher Ab­
läufe. 

Die Politik der westlichen Besatzungsmächte ihrerseits baute auf der Potsdamer 
Erklärung vom 2. August 1945 auf, die „zu dem baldmöglichsten Termin die deut­
sche Wirtschaft zu dezentralisieren" beabsichtigte, „damit die gegenwärtige über­
mäßige Konzentration der Wirtschaftsmacht, wie sie im besonderen in den Kartel­
len, Syndikaten, Trusts und anderen monopolitischen Einrichtungen zutage tritt, 
beseitigt wird"8. Sie identifizierte die beim Einmarsch vorgefundenen Wirtschafts­
strukturen des Deutschen Reiches mit dem Nationalsozialismus und dessen aggres­
siver Politik, zumal die Großindustrie die wirtschaftliche Basis für Aufrüstung und 
Kriegsproduktion abgegeben hatte. Eine Dekonzentration der Kartelle und Syndi­
kate diente also der Ausschaltung Deutschlands als Störenfried in der Welt. Da­
neben spielte in den amerikanischen und britischen Überlegungen das Kalkül eine 
Rolle, daß eine Auflösung der großen Firmen, vor allem der Eisen- und Stahl-
sowie der Chemiewerke, die künftige deutsche Position auf den Weltmärkten ver­
schlechtern und entsprechend die Großbritanniens verbessern würde9. Schließlich 
waren die USA im Gefühl der Überlegenheit ihres politischen Systems bestrebt, 
die heimischen gesellschaftlichen Vorstellungen, so auch die Antitrust-Gesetzge-
bung, auf Deutschland im Sinne der Umerziehung zur Demokratie zu übertragen. 
Hierin verschränkten sich verfassungspolitische und gesellschaftliche Theorien mit­
einander. Dieser Zusammenhang wird auch im Text des Besatzungsstatutes deut­
lich, das dem Parlamentarischen Rat am 10. 4. 1949 in einer Note überreicht 
wurde. Die Besatzungsmächte behielten sich demnach gemäß Artikel 2, Absatz 6 
ausdrücklich die Dekartellierung und Entflechtung vor, eine Bestimmung, die man 
in Verbindung mit Artikel 5 sehen kann, der eine Garantie der Bundes- und Län­
derverfassung enthielt10. 

Die Problematik der Wettbewerbsordnung besaß aber auch parteipolitische Di­
mensionen. Zu Beginn der ersten Legislaturperiode entsprachen die Fronten den 
parteipolitischen Grenzen, aber schon im weiteren Verlauf änderten sie sich, spalte-

8 Erklärung der „Großen Drei" vom 2. 8.1945, Potsdamer Konferenz, Wirtschaftliche Grund­
lagen, Abs. 12, in: Der Neuaufbau in Deutschland, Minden 1 9 4 8 , 1 I 1 . 

9 Hans-Peter Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepublik, Neuwied 1966, S. 58 f. 
10 Besatzungsstatut, abgedruckt in: Einigkeit und Recht und Freiheit, hrsg. von Theo Stam­

men, München 1965. 
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ten sich die Fraktionen. Der Zwiespalt von „sozialistisch" auf der einen Seite und 
„liberal" bis „konservativ" auf der anderen ging in Auseinandersetzungen zwi­
schen Sozialisten, die sich für das liberale Wettbewerbsgesetz einsetzten und „Li­
beralen", die es bekämpften, über. Die SPD geriet nach 1949 auf die Seite des 
Bundeswirtschaftsministers Ludwig Erhard, die CDU entfernte sich von ihm. Die 
Gräben dieser neuen Linie waren genauso tief wie die zwischen den Parteien. 

Aus all diesen Gründen ist das Problem der Entstehung des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen von Bedeutung für die Geschichte und Politik der Bundes­
republik. Es erhebt sich daher die Frage, wie das Gesetz in seinen Einzelheiten zu­
standegekommen ist und welche Kräfte an seiner Formulierung beteiligt waren11. 
Sie soll mit Hilfe von Akten des Bundesrates untersucht werden; des Bundesrates, 
der in diesem Zusammenhang ein im Vergleich zu den unmittelbar Betroffenen, 
z. B. der Industrie, dem Bundeswirtschaftsminister und den Fraktionen des Bundes­
tages, verhältnismäßig unabhängiger und doch gut informierter Beobachter der 
Vorgänge war. Das dort gesammelte Schriftgut spiegelt daher die Breite aller Ar­
gumente der Diskussion im politischen Entscheidungsprozeß wider12. 

Die Präliminarien zur Umorganisation der deutschen Wirtschaftsverfassung nach 
dem Kriege gingen 1945 von den Alliierten aus. Sie sperrten und beschlagnahmten 
die Vermögen der Großchemie, der Eisen- und Stahlindustrie und des Bergbaues 
und lösten die Syndikate des Drit ten Reiches auf. Die Kontrolle des Bergbaues un­
terstellten sie der North German Coal Control, die der Eisen- und Stahlindustrie 
der North German Iron and Steel Control und leiteten ab Februar 1947 nach Plä­
nen des deutschen Stahltreuhänders die erste Phase der Entflechtung der Konzerne 
ein13. So entstanden 15 Hüt ten- und Stahlgesellschaften, die von ihren ehemaligen 
Konzernen die Produktionsanlagen gepachtet hatten und in eigener Verantwortung 
betrieben. Die neuen Werke arbeiteten von Anfang an unrentabel und waren sub­
ventionsbedürftig, so daß auch die durch die Militärregierung genehmigten Preis­
erhöhungen ihre Lage nicht verbesserten. Die westlichen Besatzungsmächte ent­
schlossen sich daher zu einer Umstrukturierung der Gesellschaften. Sie erließen am 
10. November 1948 das Gesetz Nr. 75, das die Grundlage für einen Kompromiß 
schuf, ohne freilich das ursprüngliche Ziel, die Beseitigung übermäßiger Konzen-

11Hierzu auch Viola Gräfin von Bethusy-Huc, Demokratie und Interessenpolitik, Wiesbaden 
1962, S. 36-81. Die Studie untersucht die Kartellgesetzgebung systematisch. Daher wirkt 
der Ansatz statisch und übersieht, daß 1. die Auffassungen und Interessen der Politiker sich 
gemäß den Kräfteverhältnissen in den Parteien zwischen 1946-1957 wandelten, 2. die Ge­
setzgebung vom jeweiligen Stand der Wirtschaftsentwicklung und Konzentration in der 
Wirtschaft abhängig war und 3. der treibende Einfluß der Alliierten nach 1952 zurück­
ging-
12Akten des Ministers für Bundesangelegenheiten, Hauptstaatsarchiv Düsseldorf NW 94 -
3216 bis 3226 und NW 94-1129 bis 1131 (künftig lediglich zit.: NW und Faszikelnum­
mern). 
13Verordnung Nr. 78 der britischen Militärregierung, „Verbot der übermäßigen Konzentra­
tion deutscher Wirtschaftskraft" vom 12. 2. 1947, in: Der Neuaufbau in Deutschland, 
a. a. O., 3 III 2, und entsprechend Gesetz Nr. 56 der amerikanischen Militärregierung. 
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tration abzubauen. Demnach sollten die relativ kleinen Gesellschaften zwar beste­
hen bleiben, in ihrer betriebswirtschaftlichen Leistungskraft jedoch gestärkt wer­
den. Daneben übertrug das Gesetz die Entscheidung der Eigentumsfrage des Berg­
baues und der Eisen- und Stahlindustrie einem künftigen deutschen Parlament (der 
verfassungsgebende Parlamentarische Rat tagte zu diesem Zeitpunkt schon). 
Gleichzeitig beauftragten die Besatzungsmächte die 1947 gegründete deutsche 
Kohlenbergbauleitung und den Stahltreuhänder mit der Ausarbeitung von Vor­
schlägen für die Neuordnung der Unternehmen unter Aufsicht der Combined Coal 
Control Group und der Combined Iron and Steel Control Group. Mit der Lockerung 
des Besatzungsregimes zu dieser Zeit tauchten auf deutscher Seite aber auch die 
ersten öffentlichen Gegenreaktionen auf. In Düsseldorf bildete sich die „Arbeits­
gemeinschaft der Schutzvereinigungen für Wertpapierbesitz", in Köln vor allem der 
bislang von den Briten nicht zugelassene Bundesverband der Deutschen Industrie14, 
der zusammen mit der Schutzvereinigung in Gutachten und Stellungnahmen die 
alliierte Politik kritisierte, indem zunächst ohne nachhaltigen Erfolg, zumal das 
Besatzungsstatut die Dekartellierung auch ferner den Hochkommissaren vorbehal­
ten hatte. 

Allerdings erließen die Besatzungsmächte selbst kein Kartellgesetz. Sie bedienten 
sich auch jetzt einer von ihnen in den Ländern häufig geübten Methode: ihr Zwei­
mächte-Kontrollamt (Bipartite Control Office) beauftragte am 29. 3. 1949 die Ver­
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes mit dem Entwurf eines Gesetzes gegen 
Handelsmißbräuche. Dieses Verfahren besaß für die Alliierten den Vorzug, daß 
dadurch ihre Maßnahmen psychologisch nicht den Charakter eines Besatzungsdik­
tates erhielten, sondern wenigstens formal die Qualität deutschen Rechts, das auch 
nach Aufhebung der Militärregierung dauerhaft sein sollte15. Die Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes trat daraufhin am 25. 4. 1949 mit den Ländern in 
Beratungen ein, worauf der Länderrat sein Interesse an einer Mitarbeit bekundete 
und sein entsprechender Arbeitsausschuß Diplomvolkswirt Johannes Petrick, Refe­
rent im Ministerium für Wirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen, und Ober­
regierungsrat Sievers aus dem Wirtschaftsministerium des Landes Württemberg-
Baden als Beobachter und Vertreter benannte. 

Der Verwaltungsrat konnte bei diesen Aufgaben auf einige Vorarbeiten zurück­
greifen. Bereits im Herbst 1946 hatte sich auf deutscher Seite unter Leitung des 
damaligen Ministerialdirektors Paul Josten ein Kreis von Experten gebildet, dem 
vor allem der spätere Bundestagsabgeordnete Franz Böhm (CDU), Professor an der 
Universität Frankfurt, zuvor hessischer Minister des Kultus und Unterrichts, an­
gehörten, ferner Senatspräsident a. D . Köppel, Walter Bauer aus Fulda, die Profes­
soren Komphard und Pfister sowie Curt Fischer aus Wiesbaden. Diese Gruppe hatte 
ein Gesetz zur Sicherung des Leistungswettbewerbes sowie ein Gesetz über die Er-

14 NW 9 4 - 1 1 3 0 ; 5 Jahre BDI, hrsg. v. Bundesverband der Deutschen Industrie, Bergisch-
Gladbach 1954. 

15 Memorandum vom 29. 3.1949, „Deutsche Teilnahme an der Entkartellierung", sowie Sena­
tor Harmssen an Karl Arnold am 13.11.1949, N W 94 - 1131. 
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richtung eines Monopolamtes entworfen, wobei beide Texte im wesentlichen den 
Versuch darstellten, die Lehren der Freiburger Schule zu Grundsätzen künftiger 
deutscher Wirtschaftspolitik zu erheben: vollständige Konkurrenz auf den Märkten 
zu schaffen, wirtschaftliche Machtzusammenballungen zu verhindern und die 
Preise im Interesse der Verbraucher niedrig zu halten. Folgerichtig sahen beide 
Entwürfe ein absolutes Kartellverbot, Entflechtung von Großunternehmen und 
Maßnahmen zur Förderung des Wettbewerbs vor16. Dem Staat fiel dabei die Auf­
gabe zu, die so geschaffene Konkurrenz auf den Märkten zu gewährleisten. Der 
Entwurf des Josten-Kreises fand politischen Rückhalt bei Teilen der CDU, die sich 
ja im Ahlener Programm ebenfalls gegen Machtkonzentrationen in der Wirtschaft 
ausgesprochen hatte, vor allem aber bei der FDP, die seit Sommer 1947 uneinge­
schränkt einen neoliberalen Kurs steuerte. Daneben lag dem Verwaltungsrat seit 
dem 18. 4. 1948 ein Gutachten seines wissenschaftlichen Beirates vor, das sich 
ebenfalls für eine Kontrolle der Preisbildung durch Monopole aussprach, ja sie 
nach Aufhebung der Bewirtschaftung geradezu für unabdingbar hielt17. 

Allerdings gingen beide Vorschläge zunächst nicht unmittelbar in die Arbeit der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein, obgleich der zuständige Di­
rektor Ludwig Erhard jenem Gedanken nahestand. Der Verwaltungsrat zögerte 
jedenfalls bei seinen Beratungen bis Juli 1949 und griff dann, vielleicht aus Oppor­
tunität gegenüber der Besatzungsmacht, auf die Grundsätze der Havanna-Charta 
zurück, die folgende Bestimmungen vorsah18: 
1. Verbot für solche Absprachen, die auf die Ausdehnung der Erzeugung oder des 

Handels einen nachhaltigen Einfluß ausüben, 
2. Errichtung einer Stelle zur Überwachung der Einhaltung dieses Verbotes, 
3. Ermächtigung zur Erteilung von Ausnahmen, wenn dies im Interesse der Ge­

samtwirtschaft oder des Gemeinwohls erforderlich erscheint, 
4. parlamentarische Kontrolle und 
5. richterliche Kontrolle der Entscheidungen eines Monopolamtes. 

Die Arbeiten kamen jedoch nicht recht voran, denn währenddessen traten 
Grundgesetz und Besatzungsstatut in Kraft; Bundesregierung, Bundestag und Bun­
desrat begannen ihre Arbeit aufzunehmen. Es kann auch sein, daß Erhard selbst 
in dieser Übergangszeit die Maßnahmen nicht forcierte, da er auf seine Ernennung 
zum Bundeswirtschaftsminister hoffte, die er nicht durch eine vorweggenommene 
Gesetzgebungsdiskussion gefährden wollte19. Daneben erhob auch der Leiter der 
Bipartite Decartellisation Commission (American Element) A. Bronson gegen die 
deutschen Überlegungen Bedenken. 

Dennoch vermochte im Oktober 1949 der zuständige Referent für Wettbewerbs­
fragen im Bundeswirtschaftsministerium, Dr. Eberhard Günther, einen Entwurf 

16 Bericht Petrick und Sievers vom Oktober 1950, N W 94 - 1129. 
17 Bericht Petrick und Sievers, Oktober 1950, N W 94 -1129 . Das Gutachten wurde am 24. 7. 

1949 noch einmal abgeändert. 
18 Bericht Petrick und Sievers, Oktober 1950, N W 94 - 1129. 
19 Petrick und Sievers deuten dies in ihrem Bericht an. 
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über ein Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (1. Entwurf) vorzustellen, der 

ein absolutes Kartellverbot enthielt, ferner die Aufgliederung bestehender wirt­

schaftlicher Machtgebilde auch ohne Kartelleigenschaften, staatliche Auflagen für 

Inhaber wirtschaftlicher Macht sowie strenge Strafen bei Gesetzesübertretungen. 

Der Entwurf war hart und zeigte weitgehende Neigungen zum Staatsinterventio­

nismus. Seine Grundforderung, das Verbotsprinzip, bildete von nun an eine Kon­

stante der weiteren Diskussionen. Er rief deshalb in der Industrie lebhafte Kritik 

hervor und mußte nach Beratungen mit den Ländern (2. Entwurf vom 11. 11. 

1949)20 wahrscheinlich aus Gründen der Kompromißmöglichkeit milder ausge­

staltet werden. Auch dieser zweite Entwurf ging immer noch vom Verbot aus, 

wollte dieses jedoch bloß auf wesentliche Bereiche des Wettbewerbes ausgedehnt 

wissen. E r erlaubte einige Ausnahmen auf dem Gebiet der Markenartikel, bei der 

Festsetzung von Preisen und Marktanteilen hinsichtlich von Lizenzverträgen, Aus­

nahmen, die der Bundeswirtschaftsminister erteilen sollte. Ferner sollten markt­

beherrschende Unternehmen sich in ein öffentliches Register eintragen — also nicht 

mehr unbedingt verschwinden — und ihre Betriebsverhältnisse so gestalten, daß eine 

optimale Versorgung der Märkte gewährleistet sei. Damit war, wenn auch sprach­

lich verdeckt und äußerst vorsichtig, das in der Weimarer Republik schon vieldis­

kutierte Mißbrauchsprinzip wieder ins Spiel gebracht worden21. Eine Bundeskom-

mission sollte diese Bestimmungen überwachen. Ih r Präsident sollte freilich nicht 

auf Vorschlag der Bundesregierung, sondern des Bundesrates vom Bundespräsiden­

ten ernannt werden. Dennoch blieb weiterhin umstritten, ob ein künftiges Gesetz 

ein allgemeines, lediglich durch die Möglichkeit besonderer Ausnahmegenehmi­

gungen eingeschränktes Verbot postulieren oder im Interesse einer besseren Durch -

setzbarkeit Kartelle nur untersagen sollte, die durch Ausdehnung der Produktion 

oder des Handels einen spürbaren Einfluß auf den Märkten ausüben würden. Die 

Auseinandersetzungen spitzten sich also in der Frage Kartellverbot mit volkswirt­

schaftlich erwünschten Ausnahmen einerseits und allgemeine Zulassung von Kar­

tellen unter Beschränkung des Mißbrauchs andererseits zu. Übereinstimmung unter 

den Wirtschaftspraktikern herrschte darüber, daß im Fall von Nachteilen für die 

Gesamtwirtschaft, zur Schaffung gleicher Bedingungen auf den Weltmärkten und 

bei Störungen des Arbeitsmarktes Ausnahmen möglich sein müßten, wogegen die 

Wirtschaftstheoretiker, schon aus gesellschaftspolitischen Gründen, eine strikte An­

wendung der Kartellverbotspolitik wünschten. 

Die Meinungen in der Industrie waren 1949/1950 geteilt. Es gab offene Gegner 

jeglicher Kartellgesetzgebung, die selbst das Mißbrauchsprinzip ablehnten. Sie be­

haupteten, wenn oft auch nur in anonymen Stellungnahmen, die Wirtschaft Nach-

kriegsdeutschlands könne sich die Reibungsverluste eines Wettbewerbes nicht lei­

sten und nach der langen Phase der Bewirtschaftung müßten Kartelle die bisheri-

20 Der Berichterstatter des wirtschaftspolitischen Ausschusses des Bundestages, Hellwig, er­
wähnte beide Entwürfe und charakterisierte sie entsprechend. Hellwig vor dem Bundestag, 
1957, D 3644. Hierzu auch: der Bericht Petrick und Sievers. 

21 So auch die Kartellverordnung von 1923. 
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gen wirtschaftspolitischen Aufgaben des Staates übernehmen22. In erster Linie ka­
men diese Stimmen aus der Produktionsmittel- und Investitionsgüterindustrie. Sie 
waren aber angesichts angelsächsischen Druckes unrealistisch23. Der kompromiß-
bereite Teil der Unternehmer fand sich jedoch mit dem Mißbrauchsprinzip ab, be­
kämpfte indes Verbote. Dazu gehörte auch die Schutzvereinigung für Wertpapier­
besitz, die ein Rahmengesetz über die Neuordnung der Montanindustrie entwarf, 
das sogenannte „Deutsche Gesetz Nr. 75", das sich gegen Zusammenballungen von 
Wirtschaftskraft aussprach24. Die mittelständischen Unternehmen und der Handel 
begrüßten dagegen zunächst das Verbotsprinzip, von dem sie sich einen Schutz vor 
den Pressionen großer Firmen versprachen. Sie meldeten hier Sonderwünsche an, 
die allerdings insgesamt die Tendenz besaßen, das Verbotsprinzip abzuschwächen25. 
Verbots- und Mißbrauchskategorien berührten freilich nicht nur partikulare Inter­
essen von Wirtschaftskreisen, sie entsprachen vielmehr bestimmten Vorstellungen 
von einer liberalen Gesellschaft. Das Mißbrauchsprinzip korrespondierte mit der 
Konzeption einer Gesellschaft, die sich in zahlreiche, weitgehend autonome soziale 
Einheiten mit je eigenen Interessen und ihren angepaßten Rechtskreisen aufglie­
derte, Einheiten, die miteinander im Wettbewerb standen, wobei eben nur Miß­
brauche unterbunden werden sollten. Diese Auffassung wurde noch durch die Mei­
nung ergänzt, es müsse die Gesellschaft stabilisierende soziale Schichten geben, wie 
z. B. den Mittelstand oder die Unternehmer. Die andere, das Verbotsprinzip ver­
tretende Konzeption, ging ebenfalls von autonomen sozialen Einheiten aus, die je­
doch in einem gleichgewichtigen, geordneten Funktionsbezug handeln sollten, des­
sen Kontinuität der Staat und nicht eine irgendwie geartete Harmonie oder eine 
soziale Schicht zu gewährleisten hatte26. 

Bundeswirtschaftsminister Erhard bekannte sich stets zu der zweiten Theorie, die 
er z. B. 1955 noch einmal zusammenfassend darlegte: „Es entspricht dem Zeitgeist, 
wenn heute die Durchsetzung von Gruppeninteressen und Sonderwünschen oder 
das Verlangen nach stärkerem Wettbewerb immer mit dem Hinweis auf die Not­
wendigkeit einer Ordnung vertreten wird, obwohl Teilregelungen dieser Art das 
Gefüge der umfassenden Ordnung sprengen und in die Atomisierung und Isolie­
rung treiben müssen. Demgegenüber erkläre ich, daß es in einem geordneten Staat 
nur eine Ordnung geben kann, das ist die gesellschaftliche Ordnung der Ganzheit. 
Die Zerklüftung und Zerrissenheit einer Gesellschaft wird sich um so stärker ein-

22 Offener Brief an „Der Volkswirt" vom 3. 3.1950. 
23 Diese Argumentation ähnelte der Wirtschaftspolitik in der Weimarer Republik. Damals hieß 

es auch, Kartelle seien angesichts der Kriegsfolgen, der Inflation und der Reparation unum­
gänglich. 

24 Industriekurier Nr. 10 vom 19.1.1950, Gesetzestext in N W 94 - 1130. 
25 So etwa die Eingaben des Hauptverbandes der deutschen Bauindustrie (1952), des Deut­

schen Brauerbundes (1952) oder der Gesellschaft für Betriebswirtschaft (1952) sowie der 
Arbeitsgemeinschaft selbständiger Unternehmer (1953). 

26 Der Deutsche Gewerkschaftsbund, planwirtschaftlich denkend, war damals noch gegen 
Erhards Theorie. Er glaubte, Kartellverbote behinderten „fortschrittliche" (gemeint sind 
zentralistisch-planwirtschaftliche) Organisationsformen in der Wirtschaft. 
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prägen, je mehr diese in sogenannte Teilordnungen aufgegliedert ist. Der staatliche 
Dirigismus und Kollektivismus werden umso üppiger blühen, je mehr aus diesem 
Grunde ein Zwang vorliegt, das Getrennte mit künstlichen Mitteln wieder zu 
einem Ganzen zusammenzufügen"27. Die von Erhard zur Zeit seiner Kanzlerschaft 
1965 propagierte Formel von der „formierten Gesellschaft" umschreibt in vielleicht 
sprachlich unglücklicher Art die gleichen Gedanken. Sie ist wohl ein letzter Ver­
such, die nach seiner Ansicht zerfallende Gesellschaft in eine einzige Ordnung 
liberal-humanistischer Art zurückzuführen; jedenfalls hatte sie nichts mit ständi­
schen Modellen oder technokratischen Manipulationen zu tun, wie ihr zuweilen 
unterstellt wurde28. 

1949 freilich konnte Erhard für seine Politik mit der Unterstützung der CDU, 
der FDP, ferner des Mittelstandes und vor allem der alliierten Hochkommissare 
rechnen. Er wurde bekämpft von Teilen der Großindustrie und der SPD, die damals 
noch für eine Planwirtschaft stritt. Die Gegner Erhards in der Wirtschaft wandten 
stereotyp gegen ihn ein, er sei zwar ein großer Theoretiker, aber von der Praxis 
verstünde er wenig. Er könne mit „gleißnerischen Worten seine Ideen der Bevölke­
rung einreden"29. Die Industrie bediente sich taktisch aller Möglichkeiten zur Ver­
zögerung eines Gesetzes, wie sie das Parlament leicht bietet, und konnte auch da­
mit rechnen, daß der alliierte Druck mit der Zeit abnahm30. Mit dem 2. Entwurf 
waren also die Ausgangsfronten in der Bundesrepublik hinsichtlich der Wettbe­
werbsfrage abgesteckt. 

Die Diskussion setzte nach Konstituierung des Bundestages auf einer Ta­
gung in Königstein ein, auf der der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschafts­
politik des Bundestages, Franz Etzel, später Vizepräsident der Hohen Behörde der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und ab 1957 Bundesminister der 
Finanzen sowie Prof. Böhm und Josten übereinkamen, daß das Bundeswirtschafts­
ministerium jede Vorschrift, die lediglich Wettbewerbsbeschränkungen erfasse, 
(2. Entwurf) strikt ablehnen, und ein künftiges Gesetz trotz Widerstandes ein gene-

27 Erhard vor dem Bundestag, 76. Sitzung am 24. 3.1955, Stenogr. Protokoll, S. 4210. 
28 Agnoli verkennt das neo-liberale Ordnungsdenken von Erhard vollständig, wenn er ihm 

leichtfertig „Postfaschismus" unterstellt: „In der Regierungserklärung vom November 1965 
verkündete Erhard, daß eine formierte Gesellschaft ein informiertes Volk voraussetze. Die 
Information sollte sich nach Erhards Vorstellungen als direktes Gespräch von ihm zum 
Volk im wörtlichen Sinne ereignen. . . . Mussolinis Dialogo con le folle hatte zumindest den 
pseudo-plebiszitären Charakter, daß die Menge unartikuliert sich am Gespräch beteiligen 
konnte." Agnoli/Brückner, Die Transformation der Demokratie, Stuttgart 1968, S. 71. Er­
hard versuchte jedenfalls damals seine eigentlich schon gescheiterte Konzeption mit einem 
neuen Vokabular durchzusetzen. 

29 Diese Redensarten tauchten in den fünfziger Jahren immer wieder auf, z. B. der Abgeord­
nete Horlacher vor dem Bundestag, 77. Sitzung am 31. 3. 55, Sten.Prot. S. 4240. 

30 Der stufenweise Rückgang des Einflusses der Westmächte scheint im Kalkül der Verzöge­
rungstaktik eine Rolle gespielt zu haben: 1949 Petersberger Abkommen, März 1951 erste 
Revision des Besatzungsstatutes, 1952 Deutschlandvertrag, Okt. 1954 Pariser Verträge und 
am 5. 5.1955 Auflösung der Alliierten Hohen Kommission. Das Gesetz kam erst 1957 
zustande. 
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relles Verbot enthalten müsse. Der Gesprächskreis änderte daraufhin in diesem 
Sinne den Günther-Entwurf31 . Nach und nach entstanden weitere Fassungen, von 
denen die sechste als Regierungsvorlage am 7. 1. 1950 dem Bundestag vorgelegt 
wurde32. 

Der Entwurf vom 7. 1. 195033 verbot im § 1 generell aus Gründen „der volks­
wirtschaftlichen Leistung und der bestmöglichen Versorgung der Verbraucher" . . . 
Marktabsprachen, Beschlüsse und andere Formen des Zusammenwirkens am 
Markte, deren Zweck oder Wirkung in einer Beschränkung des Wettbewerbs be­
steht. Dazu gehörten die Bindungen von Preisen, Kalkulationen und Geschäfts­
bedingungen, ferner der Ausschluß von Personen von Marktgebieten, geschäftlichen 
Tätigkeitsbereichen, die die Aufteilung von Märkten, überdies die Begrenzung und 
Kontingentierung der Erzeugung des Angebotes und der Nachfrage, außerdem den 
Ausschluß von Personen von Lizenzen und Patenten und schließlich die Verhinde­
rung von freien Fertigungsverfahren zur Folge haben. Ausnahmen sollten ledig­
lich im Bereich der Markenartikel, der Schutzrechte für Lizenzen und im Seetrans­
port bestehen, konnten darüberhinaus aber auch gestattet werden, um die bestmög­
liche Versorgung des Marktes zu gewährleisten und unzumutbare wirtschaftliche 
Nachteile zu vermeiden. Der Entwurf wollte also nicht nur Preisabsprachen ver­
hindern, sondern auch jede Art wirtschaftlicher Manipulation unterbinden. Es war 
angesichts der sich gerade mindernden Not getragen von der Furcht vor einem 
Rückfall in die Knappheit und daher ausgesprochen verbraucherfreundlich. 

Kurz nach dem Bekanntwerden dieser Überlegungen traf Erhard am 24. Januar 
mit Vertretern der Unternehmer in Unkel am Rhein zusammen, um seinen Kurs zu 
begründen34. E r stieß dort nicht mehr auf das noch im Vorjahr spürbare Verlangen 
nach einer durchkartellierten Wirtschaftsorganisation. Die versammelten Indu­
striellen bestanden lediglich noch auf Ausnahmeregelungen, da sie wohl eingesehen 
hatten, daß die Bundesrepublik allein aus außenpolitischen Rücksichten gegenüber 
den USA ein Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen erlassen mußte. Auch der 
Bundesverband der Deutschen Industrie bediente sich in der folgenden Zeit einer 
flexiblen Taktik, er bevorzugte das Mißbrauchsprinzip35, war aber auch bereit, das 
Verbotsprinzip hinzunehmen, wenn Erhard nicht davon abrückte, freilich unter der 
Bedingung, daß gleichzeitig Konditionen-, Rabatt-, Auslands-, Strukturkrisen-, 
Export- und Rationalisierungskartelle sowie Preisbindung der Zweiten Hand er­
laubt seien. Der Verband, obwohl Vertreter der uneingeschränkten Konkurrenz, 
war so flexibel, daß er sogar einmal einen ausgesprochenen Anhänger von plan-

31 Dritte Fassung vom 8.12. 1949. 
32 Erik Nölting an Arnold am 28.10. 1949 sowie Harmssen an Arnold 17.11. 1949, N W 94 -

1131. 
33 Entwurf vom 7 . 1 . 1950, NW 94 - 1131. 
34 Bericht des Industriekuriers über die Tagung in Unkel am 25. 1. 50, N W 94 - 1131. 
35 Hierzu der von Gräfin v. Bethusy-Huc zitierte Brief v. Fritz Berg (Präsident der BDI) an 

Erhard v. 6.10. 1952, Gräfin v. Bethusy-Huc, a. a. O., S. 44. 
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wirtschaftlichen Theorien, Prof. Hans Peter aus Tübingen, ein Gutachten36 schrei­
ben ließ, in dem der neoliberalen Schule „Modellfiktion, liberale Utopie sowie Miß­
verständnisse" vorgeworfen wurden. Einen vollständigen Wettbewerb könne es 
nicht geben. 

Inzwischen erkundigten sich aber auch die Hochkommissare beim Bundeskanzler 
ungeduldig über den Stand der Angelegenheit. Der Rechtsberater des amerikani­
schen Hochkommissars, Bowie, ließ durchblicken, die deutschen Beratungen wür­
den die alliierten Arbeiten an der Dekartellierung keineswegs unterbrechen, ja 
wenn die Deutschen nicht bald vorankämen, dann würden die Hochkommissare ein 
Gesetz auch gegen deren Willen erlassen, eine Situation, die dem Bund und den 
Ländern aus innenpolitischen Gründen unerwünscht war. Die Alliierten monierten 
vor allem, daß die vorhandenen Entwürfe keine Maßnahmen gegen bestehende 
Monopole vorsahen und sich nur auf künftige Konzentrationen beschränkten37. 
Nun wurde auch der Bundestag aktiv. Die SPD-Fraktion stellte einen Antrag38, 
der Ende Januar im Plenum erörtert und an die Ausschüsse verwiesen wurde. Dies 
löste eine Welle von Beratungen zwischen Bund und Ländern und innerhalb der 
Bonner Ministerien aus39, die allerdings die bisher formulierten Ergebnisse offen­
sichtlich zerredete, so daß Anfang Mai 1950 Erhard mit den übrigen Bundesmini­
stern vereinbarte, Senatspräsident Köppel einen ganz neuen Entwurf im Verein mit 
den zuständigen Referenten fertigstellen zu lassen. Die Hochkommissare waren 
mit dieser Entwicklung überhaupt nicht einverstanden. So ließ z. B. die Allied 
High Commission Decartellisation and Industrial Deconcentration Trade Asso­
ciation Working Party im August 1950 ohne Rücksprache mit den deutschen Be­
hörden die Verbandsmitglieder des BDI überprüfen40. In Hessen stellte sie sogar 
eine eigene Untersuchungskommission zusammen, die jeden Verband aufsuchte 
und Fragebogen verteilte. Sie enthielten Fragen über die Geschäftsverbindungen 
der Vorstands- oder der Verbandsmitglieder und der Unterorganisationen41. Mög­
licherweise befürchteten die Hochkommissare eine Umgehung der Vorschriften 
und einen unangemessenen Einfluß des BDI auf das Gesetzgebungsverfahren. 

Da Erhard damals den Mitarbeitern seines Hauses bisher keine ins einzelne 
gehenden Grundsätze und Richtlinien erteilt hatte, konnten sich die Beamten nur 
nach seinen Äußerungen und Publikationen in der Öffentlichkeit richten, in denen 
er allerdings betonte, er wolle den Markt vor Störungen durch Machtgruppen jeder 

36 Hans Peter, Gutachten zu Grundfragen eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
veröffentlicht vom BDI, N W 94 - 3219. 

37 Bericht Risse vor dem Wirtschaftsausschuß des Bundesrates vom 31. 3.1950, N W 94 - 1 1 3 1 . 
38 Bundestagsdrucksache D 405,1950. 
39 Protokoll der 6. Sitzung des Wirtschaftsausschusses des Bundesrates vom 9./10.2.1950, 

N W 94 - 1 1 3 1 . 
40 Der hessische Minister für Arbeit, Landwirtschaft und Wirtschaft an den Vorsitzenden des 

Wirtschaftsausschusses des Bundesrate am 31. 8.1950, sowie: Bayerisches Staatsministerium 
an den Sekretär des Wirtschaftsausschusses des Bundesrates, 31. 8.1950, N W 94 - 1 1 3 1 . 

41 Fragebogen vom 11.8.1950, N W 94 - 1 1 3 1 . 
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Art schützen. Offensichtlich zögerte der Minister noch unter dem Einfluß der ver­
schiedenen Strömungen, die im Frühjahr aufgekommen waren. So kam erst nach 
einem Jahr, am 15. 1. 1951, eine sogenannte siebte Fassung42 des ursprünglichen 
Entwurfes zustande, merkwürdigerweise aus der Feder des Bundesjustizministers, 
die erst gegen Widerstände der Hochkommissare durchgesetzt werden mußte, denn 
sie enthielt im Vergleich zum Entwurf vom 7. 1. 1950 einige Lockerungen. Zwar 
waren Verträge und Beschlüsse von Unternehmen, die geeignet sind, „die Bezie­
hungen oder die Marktverhältnisse für den Verkehr mit Waren oder gewerblichen 
Leistungen durch Beschränkungen des Wettbewerbs zu beeinflussen", verboten, 
aber nun fehlten ein ausführlicher und expliziter Verbotskatalog im Sinne des ur­
sprünglichen § 2 sowie ein ausdrücklicher Hinweis auf Verbraucherinteressen. Zu­
dem waren die bislang eng begrenzten Ausnahmebestimmungen aufgeweicht wor­
den. So durfte z. B. eine künftige Kartellbehörde Absprachen zur Besserung techni­
scher, betriebswirtschaftlicher und organisatorischer Leistungsfähigkeit und zur 
Sicherung der deutschen Wettbewerbsfähigkeit auf den Märkten erlauben, aber 
auch Verträge und Beschlüsse — dies war neu —, wenn Absprachen notwendig sein 
sollten, um eine Stillegung von Betrieben oder Betriebsteilen infolge eines vorüber­
gehenden Absatzrückganges zu vermeiden. Damit kam der ursprünglich von der 
Bundesregierung stets abgelehnte Gedanke wieder ins Spiel, wettbewerbsbeschrän­
kende Maßnahmen als Instrumente zur Anpassung an Konjunkturkrisen zu benut­
zen, ein alter Gedanke übrigens, mit dem schon vor dem 1. Weltkrieg und vor allem 
zur Zeit der Weimarer Republik die Errichtung von Kartellen nach außen hin ge­
rechtfertigt worden war. Er entsprach jedoch keineswegs der von Erhard propa­
gierten Logik der neoliberalen Schule, nach der ja Konjunkturkrisen in der Regel als 
notwendige Bereinigungsprozesse bei falschem Wirtschaften betrachtet wurden, die 
ausschließlich mit Mitteln der Marktrationalität und nicht mit Mitteln sich ab­
kapselnder Organisationsformen bekämpft werden sollten. Hier lag also ein bedeut­
samer Einbruch in das theoretische Ausgangskonzept vor, den Erhard nicht hin­
nehmen durfte. Andererseits waren die ein Kartell planenden Unternehmen nach 
dem neuen Entwurf immer noch grundsätzlich auf die Genehmigung des Staates 
angewiesen. 

Gegen den Tenor der siebten Fassung erhoben sich verschiedene Einwände im 
Bundesrat. Der niedersächsische Finanzminister sprach sich für Ausnahmeregelun­
gen im Kredit- und Versicherungswesen aus. Der nordrhein-westfälische Wirt­
schaftsminister Artur Sträter (CDU) wies darauf hin, daß nicht sämtliche Kartelle 
schädlich seien; ein Verbot verstoße übrigens gegen die verfassungsrechtlich garan­
tierte Koalitionsfreiheit und kollidiere rechtspolitisch mit dem Rechtsbewußtsein 
der Betroffenen. Außerdem sei gar nicht erwiesen, ob Kartelle wirklich das Wirt-
schaftsgeschehen störten; jedenfalls könne dies bisher in allen europäischen Län­
dern mit ausgesprochener Kartellbildung nicht beobachtet werden. Schließlich solle 
man die stabilisierende Wirkung von Kartellen bei Konjunkturschwankungen nicht 

42 N W 94 -1129 . 
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unterschätzen. Sie bilde eine Art Selbstverwaltung der Wirtschaft, wobei das Wort 
„Selbstverwaltung", fast als Synonym für Demokratie gebraucht, zum positiven 
Wortschatz der politischen Sprache in der Nachkriegszeit gehörte. Auffallend an 
dieser Stellungnahme ist, daß hier zum ersten Mal ein einflußreicher CDU-Mini­
ster offiziell sich gegen Erhards Politik wandte. Damit setzte der Prozeß der 
Distanzierung der CDU von ihrem eigenen Wirtschaftsminister ein43. 

Der Wirtschaftsausschuß des Bundesrates schlug vor zu überlegen, ob nicht doch 
andere Grundsätze als die des siebten Entwurfes, der sich angeblich allzu eng an 
die amerikanische Anti-Trust-Gesetzgebung anlehne, ins Auge gefaßt werden 
müßten44. Das Gewicht der Kritik des Bundesrates wog schwer, nicht nur dem In­
halt nach, sondern vielmehr, weil ein für die Gesetzgebung unumgängliches Ver­
fassungsorgan sich gegen die Bundesregierung aussprach, ehe überhaupt ein for­
maler Gesetzentwurf vorlag. Die Bundesregierung nahm offensichtlich diesen 
Widerstand ernst und legte erst am 13. 6. 1952 einen neuen Entwurf vor45. In der 
ersten Lesung des Bundestages am 26. 6. 1952 betonte Erhard nachdrücklich noch 
einmal den Grundsatz des Verbotes, denn Mißbrauchsregelungen seien nutz- und 
wirkungslos. Es komme auch gar nicht darauf an, Mißbräuche zu beseitigen, son­
dern vielmehr Ordnungsprinzipien durchzusetzen. Die Leistungssteigerung der 
Unternehmen dürfe sich nicht in Gewinnen, sondern in Vorteilen für die Verbrau­
cher niederschlagen. Deswegen sei das Gesetz ein wirtschaftspolitisches Korrelat 
zur politischen Demokratie, da die Freiheit zur Unterbindung der Freiheit mit der 
Marktwirtschaft unverträglich sei. 

Der Wirtschaftsausschuß des Bundestages nahm seine Beratungen am 11. 2. 
1953 auf, erstaunlich lange nach der ersten Lesung. Er stimmte insgesamt gesehen 
dem Verbotsprinzip zu, billigte aber doch zahlreiche Ausnahmen und forderte über­
dies noch weitere Sonderregelungen für Typen- und Normenabsprachen sowie 
Konditionen-, Import- und Rabattkartelle. Er entsprach also, wie der Wirtschafts­
ausschuß des Bundesrates46, keineswegs den strengen Auffassungen Erhards, eine 
Entwicklung, die zeigte, daß der Bundeswirtschaftsminister im Bundestag nicht mit 
einem bedingungslosen Rückhalt rechnen konnte. Schließlich meinten die Mitglie­
der des Ausschusses, am besten wäre es, die Beratungen in dieser, der ersten Legis-

43 Bericht des vom Wirtschaftsausschuß des Bundesrates eingesetzten Unterausschusses über 
die Vorarbeiten zu einem Bundesgesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen am 11. 3. 1951, 
N W 94 -1129 . Die Stellungnahme warf Erhard versteckt unfruchtbares Theoretisieren vor, 
wenn es wörtlich heißt: „Der Entwurf geht deshalb vom Kartellverbot aus, weil nach der 
theoretischen Begründung der marktwirtschaftlichen Wirtschaftspolitik Kartelle als Stör­
faktoren angesehen werden, die einer ungehemmten Selbststeuerung der Wirtschaft im 
Wege stehen." 

44 s. o. Anm. 1. 
45 D 3462 vom 13. 6.1952. 
46 Beschlüsse vom 21. 5.1953 und 6. 6.1953, N W 94 - 3216. Mitglieder des Ausschusses 

waren: FDP Preusker; SPD Pleiss, Kurlbaum, Lange, Nölting, Schöne, Weber; CDU/CSU 
Heix, Köhler, Lenz, Raestrup, Schmitz, Stücklen; FU Lampl. 
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laturperiode, nicht mehr zu Ende zu führen47. In der Tat, die Wahlen rückten 
heran, und ein Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen wurde nicht verab­
schiedet. 

Die Bundesregierung beschloß in der zweiten, folgenden Wahlperiode am 17. 2. 
1954 ihren alten Entwurf erneut und unverändert dem Bundesrat zu unterbreiten, 
bat aber gleichzeitig zur Beschleunigung des Verfahrens, die vorliegenden Ergeb­
nisse zu berücksichtigen, denn sie sei mit den von dessen Wirtschaftsausschuß ge­
wünschten Ausnahmen einverstanden48. Der Bundesrat seinerseits billigte diesen 
Wunsch, versah indessen den Entwurf mit zahlreichen neuen Abänderungen, vor 
allen Dingen mit einer weitreichenden Generalklausel, wonach die Regierung er­
mächtigt werden sollte, in besonderen Fällen auch dann eine Erlaubnis zu erteilen, 
wenn ein Kartell sonst nach dem Gesetz nicht zulässig wäre. Diese Bestimmung 
bedeutete bei einer unternehmerfreundlichen Regierung soviel wie eine stillschwei­
gende Außerkraftsetzung des Gesetzes. So zwangen diese Vorschläge das Kabinett 
zur Überprüfung seiner Position und es dauerte wiederum einige Zeit, bis es einen 
revidierten Entwurf dem Bundestag und Bundesrat überreichte. In dieser Phase 
zeichneten sich zwei politische Tendenzen ab: zum einen begann der Rückgang des 
Einflusses der Hochkommissare auf die deutsche Innenpolitik und zum ande­
ren spaltete sich die CDU/CSU-Fraktion in der Kartellfrage, beides Vorgänge, die 
Erhards Kurs nicht gerade förderten. Daher erklärte der Bundeswirtschaftsmini­
ster, er sei zu Änderungen bereit, die mit den Wirtschaftsverbänden besprochen 
werden müßten, ja er erwöge, das Kartellgesetz bis zu einer großen Steuerreform 
zurückzustellen49. Diese Äußerung ist schwer verständlich, aber offensichtlich 
wollte er Zeit gewinnen. Jedenfalls sah nun der Bundesrat nicht mehr ein, warum 
er ein Gesetz behandeln solle, das die Regierung selbst nicht als endgültig betrach­
tete. Hinzu kam, daß Erhard am 5.2.1954, vermutlich auf Vermittlung des Bun­
deskanzlers Adenauer, jedenfalls in dessen Anwesenheit, mit dem Präsidenten des 
BDI, Fritz Berg, persönlich vereinbarte, daß der Text zwischen Beamten seines 
Ministeriums und einem vom BDI eigens gebildeten Arbeitskreis unter Leitung 
des Wuppertaler Fabrikanten Guido Ziersch besprochen50 und erst danach dem 
Bundesrat wieder zugestellt werden sollte51. Die Auswahl Zierschs als Gesprächs­
partner war nicht ungeschickt, denn erstens gehörte er zu den Mitgründern der 
CDU in Wuppertal und hatte einige Sätze des Ahlener Programmes über den Schutz 
mittelständischer Industrie verfaßt, und zweitens besaß er einen mittleren Textil­
betrieb und brauchte sich deswegen nicht vorwerfen zu lassen, er sei ein Vertreter 

47 Zitzmann an Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten von N R W am 3. 6. 1953, 
N W 94-3216 . 

48 Bundesregierung an die Länderregierungen am 18. 2. 1954 sowie Bundesrat an die Vertre­
tungen der Länder am 18. 2. 1954, N W 94-3216. 

49 Senator für Bundesangelegenheiten des Landes Berlin an die Vertretung des Landes Nord­
rhein-Westfalen bei der Bundesregierung, 24. 2.1954, N W 94 - 3216. 

50 Rainer Barzel an Karl Arnold, 8. 3.1954, N W 94 - 3216. 
51 Pressemitteilung vom 5. 3.1954, N W 94 - 3216. 
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der großen Firmen. Die Vereinbarung war, insgesamt gesehen, verfassungsrecht­
lich bemerkenswert, sie machte ein schon im Gang und nicht erst im Planungs­
stadium befindliches Gesetzgebungsverfahren vom erfolgreichen Abschluß von 
Verhandlungen mit einem Wirtschaftsverband abhängig und trug dazu bei, die 
Entscheidungen von Bundestag und Bundesrat durch Abmachungen mit einer 
Lobby vorprägen zu lassen, die der Kartellgesetzgebung immerhin skeptisch gegen­
überstand. Diese Zusammenhänge lassen vermuten, daß der im Bundesrat spürbare 
Widerstand gegen die Politik Erhards vom BDI mit beeinflußt war und daß er nur 
umgangen werden konnte, wenn der Bundeswirtschaftsminister unmittelbar mit 
dem Urheber sich auseinandersetzte. Erhards Nachgeben scheint jedoch nur tak­
tisch gemeint gewesen zu sein, denn er erklärte Ende März 1954 vor dem Bundes­
tag, Absprachen dürfen angesichts des Grundgesetzes keinen Einfluß auf sein Mi­
nisterium und die Regierung ausüben52, ja er überging seine Vereinbarung mit 
Berg, als er im April erneut dem Parlament einen Entwurf präsentierte, der das 
Verbotsprinzip in Anlehnung an die Fassung von 1952 ausdrückte53. Im Gegenzug 
reichte Prof. Isay aus Krälingen, Spezialist für Kartellfragen, beim Bundeskabinett 
eine Ausarbeitung ein, der das Mißbrauchsprinzip zugrunde lag54. Der entschei­
dende Angriff gegen Erhard kam in diesem Stadium jedoch wiederum aus dem 
Bundesrat, für dessen Sitzungen der stellvertretende Ministerpräsident und Mini­
ster für Wirtschaft und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, Sträter, im vor­
aus sämtliche Einwände zusammengestellt und dem Düsseldorfer Kabinett zur 
Billigung vorgelegt hatte55. In dem Arbeitspapier führte Sträter aus: 1. das dem 
Entwurf der Bundesregierung zugrunde liegende Verbotsprinzip berücksichtige 
nicht die mittelständischen Unternehmen, die zu ihrer eigenen Behauptung gegen­
über den Großen auf Zusammenschlüsse angewiesen seien, 2. das Verbot sei durch 
zahlreiche Ausnahmen schon so durchbrochen, daß es für die restlichen davon noch 
nicht betroffenen Wirtschaftszweige nur eine Benachteiligung darstelle, 3. der Ge­
nehmigungszwang führe zu einer Alleinverantwortung des Staates, 4. die voraus­
sichtlich zahlreichen Einzelgenehmigungen würden die Verwaltung derart bela­
sten, daß die Entscheidungen nur mit größter Verzögerung getroffen werden könn­
ten, und 5. durch das Entstehen von nichtgenehmigten „schwarzen" Kartellen wür­
den weite Kreise der Wirtschaft laufend gegen Gesetze verstoßen, wodurch die 
Staatsautorität Schaden erleide56. 

Sträter bat daher seine Landesregierung, im Bundesrat darauf hinzuwirken, die 
Bundesregierung solle ein Kartellgesetz ohne Verbot vorlegen und lediglich durch 
marktkonforme Mittel eine unerwünschte Ausweitung des Einflusses von marktbe­
herrschenden Unternehmen verhindern. Eine künftige Kartellbehörde solle nur 
dann aktiv werden, wenn ein öffentliches Interesse gegeben sei. Diese Argumenta-

52 Erhard vor dem Bundestag, 76. Sitzung, 24. 3.1954, Sten.Prot. S. 4204. 
53 Bundestagsdrucksache D 53/54,1954. 
54 Entwurf Prof. Isay, NW 94 - 3217. 
55 Kabinettsvorlage Sträter vom 24.4.1954, NW 94 - 3217. 
56 Kabinettsvorlage vom 24. 4.1954, NW 94 - 3217. 
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tion war nicht nur widersprüchlich, denn zum einen sprach sie Befürchtung hin­
sichtlich der Bildung eines allmächtigen Staates durch ein Kartellgesetz aus und 
zum anderen behauptete sie, durch das gleiche Gesetz könnten Schäden für den 
Staat entstehen. Sie bot auch nur vage Lösungen an, wie z. B. das „Eingreifen bei 
echtem öffentlichen Interesse". Eine Behauptung war jedoch nicht von der Hand 
zu weisen: ein Kartellgesetz traf die mittleren Betriebe von nun an wesentlich här­
ter als eine Reihe von Groß-Unternehmen, die inzwischen wieder entstanden wa­
ren oder sich gerade bildeten. Die Bundesregierung ließ diese Entwicklung sogar 
zu. Sie hatte z. B. 1952 ein Gesetz über den Niederlassungsbereich von Kreditinsti­
tuten verabschiedet, das bestimmte, daß Banken nur in einem von drei Bezirken 
Niederlassungen57 unterhalten durften. Damit sollte der Entflechtung der deut­
schen Großbanken durch die Besatzungsmächte kraft deutschen Rechtes Dauer ver­
liehen werden. Ein Gesetz vom 29. 12. 1956 hob jedoch diese Beschränkungen 
wieder auf58, worauf sich alsbald wieder die Regionalbanken zusammenschlossen. 
So entstanden noch während der Kartelldiskussion in bestimmten Branchen auf den 
Märkten dominierende Unternehmen59. Erhard geriet mit der Hinnahme solcher 
Sonderregelungen in Widerspruch zu seiner eigenen Ausgangskonzeption und die­
ser Widerspruch kehrte sich gegen ihn selbst. 

Das Landeskabinett in Düsseldorf unter dem entschiedenen Gegner von Macht­
konzentrationen in der Wirtschaft, dem Ministerpräsidenten Karl Arnold, versagte 
Sträter zwar die Unterstützung, erlaubte ihm aber, seine persönlichen Auffassun­
gen im Bundesrat zu vertreten60. Sträter gelang es jedoch, im Wirtschaftsausschuß 
des Bundesrates die Vertreter der CDU-regierten Länder für seine Politik zu 
gewinnen, lediglich die SPD-geführten oder mit-geführten Länder Niedersach­
sen, Hessen, Bremen und Baden-Württemberg setzten sich für Erhard ein, verloren 
aber die Abstimmung mit 5 zu 4, wobei Hamburg sich der Stimme enthielt61. Der 
Ausschuß empfahl daher dem Bundesrat, die Annahme von Sträters Erklärungen 
vom 24. 4. 1954 und die Zurückweisung des Regierungsentwurfes. Der Text der 
Empfehlung zerfiel in drei Teile: Teil I enthielt fast wörtlich die Sträterschen 

57 Bundesgesetzblatt Nr. 15 vom 31. 3. 1952 (Bezirk I : Bremen, Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein; Bezirk I I : Nordrhein-Westfalen und Bezirk I I I : Baden, Bayern, Hes­
sen, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern). 

58 Bundesgesetzblatt Nr. 54 vom 29. 12. 1956. 
59 Die Konzernstatistik des Statistischen Bundesamtes stellte 1957 fest, daß in Teilen der Wirt­

schaft freie Aktionäre in der Regel weniger als 50 % des Aktienkapitals besaßen, darunter in 
so bedeutenden Branchen wie Fahrzeugbau nur 22 %, Energie 11 %, Eisen- und Stahl 28,8 %, 
Maschinenbau 41,5 % und Kaufhäuser 48,5 %. Zu diesem Zeitpunkt war also schon wieder 
ein hoher Konzentrationsgrad erreicht. Von 18 Milliarden DM waren 6,2 Mill. DM im Besitz 
von Aktiengesellschaften, 8 Mill. DM im Besitz von sonstigen Daueraktionären, darunter 
Bund, Länder und Gemeinden, und 3,7 Mill. DM in Händen freier Aktionäre. 

60 Ministerpräsident des Landes N R W an den Minister für Wirtschaft und Verkehr, 11. 5. 1954 
und 13. 5.1954, N W 94 - 3218. 

61 Minister für Wirtschaft und Verkehr an den Chef der Staatskanzlei von N R W am 15. 5. 
1954, N W 94 - 3217. 
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Vorschläge für seine Landesregierung, Teil I I die Beschlüsse des Wirtschafts­
ausschusses des Bundestages, die das Verbot noch kannten, aber lockerten und 
Teil III , der besagte, daß der Bundesrat der Ansicht sei, der Entwurf des Geset­
zes . . . in der vorliegenden Fassung müsse Schutzmaßnahmen zugunsten von Un­
ternehmen erlassen, die durch einen ruinösen Wettbewerb bedroht seien. Er emp­
fehle daher der Bundesregierung, entweder für eine entsprechende Ergänzung zu 
sorgen, oder ein Gesetz zum Schutze des Leistungswettbewerbes einzubringen. 
Sollte sich nun der Bundesrat für Teil I nicht entscheiden, dann sollte er wenigstens 
Teil I I und I I I annehmen62. Die CDU-Mehrheit des Wirtschaftsausschusses 
drängte damit das Plenum in eine Alternative, die fast einer Absage an die Er-
hardsche Politik gleichkam. 

Die Presse empfand diese Vorgänge als eine Wende in der Entwicklung der Kar­
tellgesetzgebung. Auf der entscheidenden Sitzung des Bundesrates am 21. 5. 1954 
vertrat nun auch der bayerische Minister Seidel die Empfehlung des Ausschusses. 
Der nordrhein-westfälische Minister für Landwirtschaft und Forsten, Peters 
(CDU), wies darauf hin, die deutsche Wettbewerbsfähigkeit müsse hinsichtlich der 
Verhältnisse in der zusammenwachsenden Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
gestärkt werden. Gleichzeitig legte er einen Antrag vor63, der eine Rückgabe des 
Regierungsentwurfes ohne Stellungnahme verlangte. Sträter unterstützte ihn hier­
bei. Man müsse die große Sorge derjenigen berücksichtigen, die sich für eine Miß­
brauchsgesetzgebung einsetzten, daß nämlich durch das Verbotsprinzip in Zeiten, 
die nicht so glatt seien wie die augenblicklichen, gerade im sozialen Sektor, Ar­
beitslosigkeit entstehen könnte, die man bei einer Mißbrauchsgesetzgebung nicht 
zu erwarten habe. Hier tauchte ein sozialpolitisches Argument auf, wie es bei der 
Kartelldebatte bisher noch nicht vorgekommen war. Allgemein hieß es, der Antrag 
Peters' soll dem Bundeswirtschaftsminister die Gelegenheit geben, den Versuch zu 
machen, Kompromisse zustande zu bringen. Jedenfalls wurde das Gesetz weiter 
verschleppt, indem es überhaupt nicht in den Bundestag gelangte64. Die Vertreter 
Hamburgs und Bremens zeigten sich über diese Vorgänge betroffen und wehrten 
sich. Die Abstimmung verwarf dann schließlich den Teil I, akzeptierte aber I I und 
III . Der Bundesrat war damit zum Stand der Diskussionen am Ende der ersten 
Wahlperiode zurückgekehrt, freilich mit weitergehenden Einwänden. Vor allem 
aber war der Versuch Erhards gescheitert, seine Abmachungen mit dem BDI zu 
umgehen. Denn nun verhandelte sein Ministerium mit dem Verband bis Septem­
ber 195465, und Anfang Oktober konferierten Erhard und Berg persönlich, wobei 
sie sich auf folgende Grundsätze einigten: Das Verbot blieb bestehen, erlaubt soll­
ten sein 1. Konditionenkartelle, 2. Strukturkrisenkartelle, 3. die Preisbindung der 
Zweiten Hand, 4. Rationalisierungskartelle und 5. Preisempfehlungen, falls sie 
als unverbindlich gekennzeichnet würden. Schließlich sollten Eingriffsrechte des 

62 Bundesrat, D Nr. 53/1/54 vom 14. 5.1954, NW 94 - 3218. 
63 Bundesrat, D Nr. 53/2/54 vom 21. 5.1954, NW 94 - 3218. 
64 Protokoll der 123. Sitzung des Bundesrates vom 21. 5.1954, NW 94 - 3218. 
65 Hieraus entstand ein Kartellgesetzentwurf (18.10.1954). 
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Staates bei Zusammenschlüssen von marktbeherrschenden Unternehmen gestrichen 
werden. Nun, von hier zum Mißbrauchsprinzip war nur ein kleiner Schritt66. 

Erhard kehrte trotz allem doch wieder zu seiner alten Politik zurück. Er igno­
rierte einfach seine Besprechungen mit Berg und legte am 22. 1. 1955 dem Bundes­
tag einen Entwurf vor, der im wesentlichen auf der alten Konzeption beharrte67. 
Von jetzt an stieß er aber nicht nur auf den Widerstand der CDU-regierten Län­
der, sondern auch einer starken Gruppe innerhalb seiner eigenen Fraktion. Unter 
Führung der Abgeordneten Höcherl, Stücklen, Seidel und Dollinger brachten ins­
gesamt 30 Abgeordnete am 11. 3. 1955 einen Gegenentwurf68 ein, der Kartelle in 
jedem Fall zulassen wollte, lediglich Erzeugungskontingentierungen und die Auf­
teilung von Märkten sollten verboten werden. Die Presse meinte damals, die Vor­
lage entspräche in erster Linie den Interessen der bayerischen mittelständischen 
Industrie. Einige Tage später, am 16. 3. 1955, trat dem ein anderer CDU-CSU-
Antrag der Abgeordneten Böhm, August Dresbach, zeitweise Hauptgeschäftsfüh­
rer der IHK Essen, und Thomas Ruf, Vizepräsident der IHK Esslingen69, entge­
gen, in dem erklärt wurde, „wettbewerbsbeschränkende Verträge oder Beschlüsse 
sind nichtig." Böhm sagte dazu, das durchaus liberale Schiff des Regierungsent­
wurfes habe, ohne daß Änderungen an ihm vorgenommen worden wären, allmäh­
lich rein politisch . . . eine bedenklich merkantilistische und protektionistische 
Schlagseite bekommen70. 

Damit hatte sich die CDU/CSU-Fraktion in Anhänger und Gegner ihres Mini­
sters gespalten, die Fronde gegen Erhard erweiterte sich jedoch in dem Maße, in 
dem der alliierte Einfluß zurückging, zumal zu dieser Zeit die Hohe Kommission in 
Auflösung begriffen war. 

In der nun folgenden ersten Lesung sämtlicher Vorlagen und Anträge am 31. 3. 
1955 wurde endgültig offenbar, daß nun nicht mehr der Druck gegen das Gesetz 
von seiten der Großindustrie allein kam, sondern auch vom Handel, der angesichts 
der wachsenden Großbetriebe Wettbewerbsbeschränkungen nun als gegen sich ge­
richtet ansah. So sagte Horlacher, geschäftsführender Präsident des Bayerischen 
Raiffeisenverbandes und stellvertretender Landesvorsitzender der CSU, „wenn der 
Begriff [gemeint war die ganzheitliche Ordnung der Gesellschaft] auf das gesamte 
Wirtschaftsleben angewandt wird, dann bedeutet das, daß die ordnenden Funktio­
nen, die z. B. die mittelständische Wirtschaft mit Recht für sich in Anspruch 
nimmt, hier zugunsten der Funktionen, die die Großen sowieso haben, außer Kraft 

66 Vermerk Hilker für Arthur Sträter vom 20.10. 1954, N W 94 - 3218. 
67 Bundestagsdrucksache D 1158,1955. 
68 Bundestagsdrucksache D 1253, 1955. Der Höcherl-Entwurf entspricht nicht so sehr den 

Auffassungen des BDI, er widerspricht ihnen nur nicht. Gräfin von Bethusy-Huc rechnet 
nicht mit der veränderten Lage des Mittelstandes 1955/56, im Vergleich zu 1948/49. Die ge­
wandelte Situation wird gerade an den zahlreichen Eingaben der Verbände an den Bundes­
tag deutlich. 

69 Bundestagsdrucksache D 1269, 1955. 
70 Böhm vor dem Bundestag, 76. Sitzung am 24.3.1955, Sten. Prot. S 4214. 
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gesetzt werden. Es muß also eine Ordnung im Gefüge der Wirtschaft da sein, die 
auf die mittelständische Schichtung der Wirtschaft entsprechend Rücksicht 
nimmt. . . , wo keine Marktordnungen und Berufsordnungen der mittelständischen 
Wirtschaft bestehen, ist der Egoismus der großen Gebilde des Wirtschaftslebens 
allein maßgebend."71 

Erhard fand in erster Linie Rückhalt bei Teilen der FDP, für die Prof. Reif aus 
Berlin sprach, weiterhin bei einer abnehmenden Zahl von CDU-Abgeordneten um 
Prof. Böhm und einigen Mitgliedern des linken Flügels der Partei, sowie schließ­
lich bei der SPD, für die im Plenum Wilhelm Königswarter und Adolf Arndt auf­
traten. In dieser Situation begannen die Beratungen im wirtschaftspolitischen Aus­
schuß des Bundestages72, unter dessen Mitgliedern die Anhänger des Mißbrauchs­
prinzips leicht überwogen. Sie verlangten zu Beginn der Erörterungen, die Gene­
ralklausel im § 1 der Regierungsvorlage73 zurückzustellen und zunächst den Inhalt 
der danach folgenden Einzelbestimmungen zu beraten. Die Absicht lag wohl darin, 
mit der Ausweitung der Ausnahmeregelungen die Voraussetzung dafür zu schaf­
fen, daß am Ende ein allgemeines Verbot als sinnlos wegfallen könnte. Die Kon­
trahenten von der FDP und SPD verlangten dagegen, übereinstimmend mit Er­
hard, eine Lösung der allgemeinen Probleme, um so den Rahmen für Ausnahmen 
von vorne herein möglichst eng zu halten. 

Die Regierungsvorlage wurde in langwierigen und zahlreichen Verhandlungen 
durchberaten. Die Vertreter des Verbotsprinzips vermochten Mitte November 1955 
ihre Taktik durchzusetzen, allerdings nur in der Fassung des Bundesratsvorschlages 
von 195474, daneben mußten sie aber eine Niederlage in der Frage der Rabatt- und 
Konditionenkartelle hinnehmen, die nun endgültig ins Gesetz eingeführt wurden. 
Mit diesen Beschlüssen zeichnete sich die allgemeine Richtung der nun folgenden 
Ausschußberatungen ab. Den einen ging es darum, das Verbotsprinzip allmählich 
auszuhöhlen, den anderen, es zu verteidigen. Walter Scheel z. B. gelang es, die 
Genehmigungsmöglichkeit für Konjunkturkrisenkartelle zu erreichen75. Die Zu-

71 Horlacher vor dem Bundestag, 77. Sitzung vom 31. 3. 1955, Sten. Pot. S. 4239. 
72 Zu den Mitgliedern des Ausschusses gehörten eine Reihe von Managern der Wirtschaft, 

z. B. Geiger von der Allianz Lebensversicherungs-AG, Hellwig, Geschäftsführender Direk­
tor des Deutschen Industrieinstitutes, Illerhaus, Präsident des Bundesverbandes des Deut­
schen Textileinzelhandels, Lücker, Direktor im Bayerischen Bauernverband, Naegl, Haupt­
geschäftsführer der Firma C & A, Pohle, Direktor der Mannesmann-AG, Raestrup, Fabri­
kant, Leonhard, Schmuckfabrikant, Müser, Bergwerksdirektor. 

73 Sie lautete: „Verträge, die Unternehmen zu einem gemeinsamen Zweck schließen, und Be­
schlüsse von Vereinigungen von Unternehmen sind unwirksam, soweit sie geeignet sind, die 
Erzeugung oder die Marktverhältnisse für den Verkehr mit Waren oder gewerblichen Lei­
stungen durch Beschränkungen des Wettbewerbes zu beeinflussen. Dies gilt nicht, soweit 
eine Erlaubnis (§§ 2-5) erteilt ist." Die §§ 2-5 regelten Strukturkrisen-, Rationalisierungs­
und Auslandskartelle, die vom Kartellamt genehmigt werden konnten. § 7 bestimmte die 
zeitliche Begrenzung von Genehmigungen. 

74 Beschlüsse vom 17. und 18. 11. 1955, Protokoll der 85. Sitzung, N W 94-3219. 
75 Antrag Scheel, Protokoll der 85. Sitzung vom 18.11.1954, N W 94 - 3219. 
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lassung von Rationalisierungskartellen erwirkte der Abgeordnete Hellwig76. Hö-
cherl schlug vor, Kartelle zu erlauben, die den deutschen Wettbewerb im Ausland 
sicherstellen, wogegen Atzenroth (FDP) einwandte, daß auf diesem Wege auch 
Inlandskartelle entstehen könnten, und überhaupt gehöre das Problem der Kon­
kurrenz im Ausland in die Zuständigkeit der Außenwirtschaftspolitik der Bundes­
regierung und nicht in den Ermessensspielraum von Privatunternehmen. Selbst der 
Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen, Schmid, unter­
stützte, vermutlich aus Behördenegoismus, den Aushöhlungsprozeß des Verbots­
prinzips, da er eine Einbeziehung des Versicherungswesens in das Kartellrecht 
ablehnte. Er argumentierte, daß das Versicherungsaufsichtsrecht sich mit dem 
Kartellrecht überschneide und das künftige Kartellamt das gleiche tun werde wie 
das Versicherungsamt77. Er hatte Erfolg, die Kredit- und Versicherungsinstitute 
fielen nicht unter die Kartellvorschriften. Umstritten war vor allem das Verbot im 
Regierungsentwurf der „marktbeherrschenden Unternehmen", die wegen ihrer 
Größe oder ihres Marktanteils in der Lage waren, die Erzeugung und den Verkauf 
von Waren ohne Rücksicht auf den Wettbewerb zu betreiben78. Höcherl und Sam-
wer erhoben gegen eine diesbezügliche Generalklausel Bedenken und verlangten 
stattdessen die Aufzählung einzelner Mißbrauchstatbestände bei Marktbeherr­
schung. Böhm entgegnete, daß sämtliche Mißbräuche überhaupt nicht vorherseh­
bar seien79. Es gelang den Gegnern der Erhardschen Konzeption aber durch ge­
schickte Formulierungen, den engen Spielraum der ursprünglichen Vorlage all­
mählich zu erweitern, indem sie Marktbeherrschung als einen „Zustand ohne 
Wettbewerber für eine bestimmte Art von Waren oder gewerbliche Leistungen 
oder keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt" definierten. 

Ferner wurde der Zwang zur Beantragung von Genehmigungen bei Zusammen­
schlüssen in eine Anzeige abgeschwächt, die nur dann in Frage kam, wenn die be­
teiligten Unternehmen einen Marktanteil von mehr als 20 von 100 erreichten. 

Zwar ging der Ausschuß nicht so weit, das von der Bundesregierung befürwor­
tete Verbotsprinzip auch wörtlich zu streichen, er machte es durch zahlreiche Ein-
schübe nur wirkungslos. Die Beschlüsse lösten so die wichtigsten Eckpfeiler der 
Erhardschen Politik allmählich auf. 

Die SPD vermochte zwar in der 2. und 3. Lesung eine Reihe der zahlreichen 
Ausnahmebestimmungen durch Gegenanträge wieder zu Fall zu bringen; ins­
gesamt wurde sie aber überstimmt. Der Bundesrat war nun bereit, das Gesetz in 
seiner neuen Fassung anzunehmen80. Lediglich das Land Hessen erhob Einspruch, 

76 Protokoll der 89. Sitzung vom 7.12.1955, N W 94 - 3219. 
77 So Referent Bischof vom Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen vor dem Wirt­

schaftsausschuß des Bundestages am 18.10.1955, sowie vor allem Schmid vor dem Wirt­
schaftsausschuß ; Protokoll der 28. Sitzung vom 27.10.1955, N W 94 - 3219. 

78 Bundestagsdrucksache D 1158, 1955. 
79 Protokoll der 99. Sitzung des Wirtschaftsausschusses des Bundestages vom 9. 2.1956, N W 

94-3219 . 
80 Bericht Nordbeck vor dem Kabinett von Nordrhein-Westfalen am 13.7.1957, N W 94' -

3225. 
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die Vorlage sei dermaßen ihrer Substanz beraubt, daß fast jede Art der Kartellie­
rung legal durchsetzbar sei. Es bestehe überhaupt die Gefahr, daß nun auf vielen 
Märkten, die strukturbedingt ohne Preiswettbewerb sind, auch der verbleibende 
Wettbewerb in den Konditionen und Rabatten zum Erliegen komme. Hessen for­
derte auch, die Entschärfung der Bestimmungen über marktbeherrschende Unter­
nehmen wieder rückgängig zu machen81. 

Der Bundestag nahm die Vorschläge des Wirtschaftsausschusses am 4. 7. 1957 
an. Sie entsprachen in wesentlichen Punkten den Vorstellungen der Industrie von 
1950, auch wenn sie nicht in allem deren Formulierungen übernommen hatten. 
Erhards Ziel einer einheitlichen, vom Staat garantierten und kontrollierten Ord­
nung der Wirtschaftsverfassung als Ergänzung zum Grundgesetz war somit wenig­
stens in den großen Zügen gescheitert. Die Ursachen für das Scheitern waren viel­
fältig82. 
1. Sie lagen an Erhard selbst, der trotz seines Beharrens in Einzelfragen dem 

Druck von außen nachgab und der die Verschleppungstaktik der Kartellgesetz­
gegner nicht zu durchbrechen vermochte, zumal er die Gunst der Stunde zu An­
fang der Bundesrepublik nicht ausgenutzt hatte. 

2. Der linke Flügel der CDU entfaltete nicht die politisch notwendige Hilfe für 
Erhard, was daran deutlich wird, daß Ministerpräsident Arnold die Tätigkeit 
seines Ministers für Wirtschaft und Verkehr, Sträter, im Bundesrat duldete. So 
konnte die Basis im Bundestag für Erhard leicht zerbröckeln. 

3. Adenauer neigte dazu, der Großindustrie einen Einfluß auf die Formulierung 
des Gesetzes einzuräumen, ja er leitete die unmittelbaren Verhandlungen zwi­
schen dem Bundeswirtschaftsministerium und dem BDI in die Wege. 

4. Das Gesetzgebungsverfahren litt auch unter den bürokratischen Rivalitäten der 
Bundesbehörden. 

5. Die Verzögerungen bei der Beratung des Gesetzes schufen Zeit zu neuen Zu­
sammenschlüssen, so daß in der mittelständischen Industrie und dem Handel der 
Eindruck aufkommen mußte, Kartellverbote wirkten sich allein gegen sie aus. 
Dadurch verlor Erhard die Unterstützung einer starken sozialen Gruppe, die 
1950 aus eigenem Interesse noch hinter ihm gestanden hatte. 

81 Antrag Hessens beim Bundesrat am 17. 7.1957, N W 94 - 3225. Das Gesetz trat am 27. 7. 
1957 in Kraft. 

82 Das Kartellamt wurde erst 1958 gegründet. Es dauerte dann längere Zeit, bis es einen 
Überblick über die Märkte gewonnen hatte. Seine Strafen waren für Gesetzesübertretungen 
zunächst gering. Erst ab 1968 verhängte es drastische Geldbußen. 
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Z W I S C H E N J A L T A U N D POTSDAM 

Zur amerikanischen Deutschlandplanung im Frühjahr 1945 

In der Endphase des Zweiten Weltkriegs vollzogen die drei führenden Mächte der 

gegen das Dri t te Reich zusammengeschlossenen Allianz, Großbritannien, die 

Sowjetunion und die Vereinigten Staaten von Amerika, eine scharfe Schwenkung 

in ihrer Deutschlandpolitik. Hat te es bis zu den ersten Monaten des Jahres 1945 

sowohl in Moskau wie in London und Washington als Axiom gegolten, daß 

Deutschland zerstückelt werden müsse, so setzte sich zwischen der Konferenz von 

Jalta, auf der Churchill, Roosevelt und Stalin die letzten Aktionen des in Europa zu 

Ende gehenden Krieges und die dringlichsten Probleme der europäischen Nach­

kriegsordnung erörtert hatten, und der Konferenz von Potsdam, die vom 17. Juli 

bis 2. August 1945 die Regierungschefs der drei Weltmächte abermals und mit fast 

dem gleichen Programm zusammenführte, eine andere Tendenz durch, die Ten­

denz, das von den Alliierten zu besetzende Gebiet Deutschlands als wirtschaftliche 

und auch als politische Einheit zu behandeln. 

Was Briten und Sowjets angeht, so sind die Motive, Stationen und Details dieser 

Abkehr von den Teilungsplänen der Kriegszeit noch keineswegs aufgehellt. Die 

Vorgänge auf amerikanischer Seite sind zwar besser bekannt, doch haben hier eben­

falls noch längst nicht alle Fragen eine befriedigende Antwort gefunden. Wie ernst 

sind in Washington die Einheitsformeln von Potsdam genommen worden? Arbei­

tete die Deutschlandpolitik der USA nicht trotz Potsdam von Anfang an zielbewußt 

auf die Integration der eigenen Besatzungszone — und der anderen westlichen Zo­

nen — in ein amerikanisch bestimmtes Staatensystem hin, dabei die Teilung 

Deutschlands als unvermeidliche Konsequenz der Integrationspolitik gelassen ak­

zeptierend ? In diesem Zusammenhang läßt sich auch die Frage stellen, wie eigent­

lich die Föderalisierungskonzeption zu beurteilen ist, die in den amerikanischen 

Vorstellungen vom künftigen Staatsaufbau Deutschlands eine so große Rolle spielte 

und die nach der Besetzung von der Militärregierung sowohl nachdrücklich wie 

effektiv praktiziert wurde. Hatte sie eine Funktion oder handelte es sich einfach um 

die selbstverständliche Orientierung „am eigenen Verfassungsmodell"1? Wenn sie 

eine Funktion hatte, diente sie dann einer ideologischen und politischen Gleich­

schaltung, die wiederum die wirtschaftliche und politische Integration eines deut­

schen Weststaates erleichtern sollte? War sie vielleicht sogar als Instrument zur 

Lockerung der Potsdamer Bindungen gedacht, als ein Ferment der territorialen 

Dekomposition, wie es zu einer beabsichtigten Teilung Deutschlands gebraucht 

wurde? 

Seit langem ist zu hoffen, daß solche und ähnliche Fragen leichter zu beantwor-

1 So M. E. Foelz-Schroeter, Föderalistische Politik und nationale Repräsentation 1945-1947, 
Stuttgart 1974, S. 13. 



Zwischen Jalta und Potsdam 309 

ten sein werden, wenn die Akten des Office of Military Government for Germany, 
United States (OMGUS) der Forschung endlich zur Verfügung stehen. Vor kurzem 
hat das Institut für Zeitgeschichte in Suitland bei Washington ein Testprogramm 
durchgeführt, das ein größeres Programm zur Erschließung des bislang ohne 
brauchbares Findmittel gebliebenen und daher nicht systematisch zu nutzenden 
Bestands vorbereiten sollte2. Das Testprogramm hat die Bedeutung der OMGUS-
Akten eindeutig bestätigt. Schon die dabei naturgemäß noch mehr zufällig ent­
deckten und nicht immer in einen klaren Ereignis- und Aktenzusammenhang ein­
zuordnenden Dokumente zeigen, daß der OMGUS-Bestand nicht allein die prak­
tische Besatzungspolitik der Militärregierung in Deutschland dokumentiert, son­
dern oft auch wertvolle Aufschlüsse — das bisherige Bild ergänzend, klärend oder 
korrigierend — über die Grundtendenzen der amerikanischen Deutschlandpolitik 
vermittelt: sowohl als Spiegel der Kontroversen und EntScheidungsprozesse in 
Washington wie als Ausdruck des eigenen Kurses einer an der Formulierung und 
Exekutierung amerikanischer Deutschlandpolitik maßgeblich beteiligten Institu­
tion. Als ein erstes Beispiel wird das nachfolgend abgedruckte Dokument vorge­
stellt, das neues Licht auf die inneramerikanische Diskussion über die Behandlung 
Deutschlands wirft. Es handelt sich um den im März 1945 geschriebenen Bericht 
eines Komitees der US Group, Control Council (USGCC) — Vorgänger von OM­
GUS —, das den Auftrag erhalten hatte, unter dem Vorsitz von Colonel Onthank 
(Internal Affairs and Communications Division der USGCC) über die anzustre­
bende politische Struktur Deutschlands nachzudenken und für die kurz vor dem 
Beginn ihrer Tätigkeit in Deutschland stehende Militärregierung brauchbare 
Empfehlungen auszuarbeiten. Dem Abschlußbericht des Komitees, der die ge­
wünschten Empfehlungen zum Teil tatsächlich bietet, ist noch eine — ebenfalls ab­
gedruckte — Denkschrift der Political Division von USGCC beigefügt, die das Ko­
mitee als Grundlage für seine Beratungen akzeptiert hatte3. Beide Dokumente ver­
dienen in mehrfacher Hinsicht Aufmerksamkeit. Zunächst aber zum besseren Ver­
ständnis eine kurze Skizze der politischen Situation, in der sie entstanden sind. 

Die Konferenz von Jalta hatte für die Kernfrage der künftigen Behandlung des 
bereits geschlagenen und vermutlich bald kapitulierenden Deutschland, nämlich ob 
überhaupt ein deutscher Staat bestehen bleiben oder ob das Deutsche Reich in ein­
zelne Teilstaaten zerstückelt werden sollte, ein widersprüchliches Ergebnis ge-

2 Dazu M. Broszat in seiner Vorbemerkung zu J. J. Hastings, Die Akten des Office of Military 
Government for Germany (US), in dieser Zeitschrift 24 (1976), S. 75 ff. 

3 Die beiden Dokumente sind mit den Akten der Prisoners of War and Displaced Persons 
Branch der Internal Affairs and Communications Division von USGCC zu den Akten der 
Civil Administration Division von OMGUS gekommen, die zu den Divisions gehörte, welche 
die am 1. März 1948 aufgelöste LA and C Division ersetzt hatten. Die Originale befinden sich 
jetzt in den National Archives, Record Group 260, Box 156-3/3, Folder 2. Zur USGCC vgl. 
C. F. Latour/Th. Vogelsang, Okkupation und Wiederaufbau. Die Tätigkeit der Militär­
regierung in der amerikanischen Besatzungszone Deutschlands 1944-1947, Stuttgart 1973, 
S.35. 
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bracht. Einerseits hatten sich Churchill, Roosevelt und Stalin - Churchill freilich 

nur zögernd und mit erkennbarem Widerwillen — einmal mehr auf das seit langem 

als Selbstverständlichkeit geltende Prinzip der Zerstückelung Deutschlands fest­

gelegt. In ein damals nicht veröffentlichtes Protokoll wurde ein entsprechender Be­

schluß aufgenommen, der als Artikel 12 (a) zugleich zur Ergänzung der für 

Deutschland vorgesehenen Kapitulationsbedingungen bestimmt war, und ein Son­

derausschuß, der sich aus dem britischen Außenminister Eden und den Londoner 

Botschaftern der beiden anderen Mächte zusammensetzte, wurde angewiesen, de­

taillierte Vorschläge zu formulieren4. Andererseits hatten sich die „Großen Dre i" 

auf wirtschafts- und finanzpolitische Grundsätze geeinigt, die, etwa in der Repara­

tionsfrage, allenfalls dann realisiert werden konnten, wenn Deutschland zumin­

dest als Wirtschaftseinheit erhalten blieb — und ohne einen gewissen politischen 

Rahmen war die Wirtschaftseinheit nicht denkbar5. Außerdem hatten sich die 

Alliierten, sowohl in Jalta wie in den Verhandlungen der seit Ende 1943 in London 

tagenden „European Advisory Commission", auf eine Okkupationsstruktur ver­

ständigt, die ebenfalls geeignet schien, Tendenzen zur Bewahrung der politischen 

Einheit Deutschlands zu entwickeln6. Man konnte die Organisationsform der ver­

abredeten Besatzungsverwaltung sogar als Beweis dafür nehmen, daß solche Ten­

denzen schon existierten und in dem Maße mehr Einfluß gewannen, in dem für die 

potentiellen Besatzungsmächte die deutschlandpolitische Praxis näherrückte: Zwar 

wurde auf einen interalliierten Administrationsapparat verzichtet und jeder Besat­

zungsmacht ihre eigene Zone zugewiesen, doch hatten die vier Zonenbefehlshaber 

und Militärgouverneure — Frankreich war in Jalta als Besatzungsmacht akzep­

tiert worden — einen in Berlin residierenden Alliierten Kontrollrat zu bilden, dem 

als Institution nicht allein eine Koordinierungsfunktion, sondern durchaus poli­

tische Richtlinienkompetenz zugedacht war. 

I n Washington führte das Resultat von Jalta denn auch zu einem neuen Höhe­

punkt der seit Jahren mit Erbit terung ausgefochtenen Kontroverse zwischen den 

Befürwortern einer „karthagischen" Behandlung Deutschlands und den Anwälten 

einer gemäßigteren Friedensregelung. Präsident Roosevelt wies am 28. Februar 

1945 das State Department an, die bestehenden Richtlinien für die amerikanische 

Deutschlandpolitik im Lichte der Beschlüsse von Jalta zu überprüfen und gegebe­

nenfalls — unter Abstimmung mit den übrigen interessierten Ministerien — zu 

modifizieren7. Das State Department hatte sich von jeher dafür eingesetzt, Deutsch­

land im Interesse einer stabilen wirtschaftlichen und politischen Friedensordnung 

in Europa nur maßvolle und erfüllbare Bedingungen aufzuerlegen. Schon in seinen 

frühesten Stellungnahmen zur Deutschlandfrage, etwa in dem Policy Summary 

4 Foreign Relations of the United States. Diplomatic Papers, The Conferences at Malta and 
Yalta 1945 (künftig: Yalta-Papers), Washington 1955, S. 975 ff., bes. S. 978. 

5 Yalta-Papers, S. 978 f., 982 f. 
6 Yalta-Papers, S. 970 f. Vgl. auch H.-G. Kowalski, Die European Advisory Commission als 

Instrument alliierter Deutschlandplanung, in dieser Zeitschrift 19 (1971), S. 261 ff. 
7 Foreign Relations of the United States (künftig: FRUS) 1945, Vol. III , S. 433. 
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„Germany. Part i t ion" vom 27. Jul i 1943 oder in der Empfehlung „The Political 

Reorganization of Germany" vom 23 . September 1943, hatte das Außenministe­

r ium namentlich jede Teilung Deutschlands und allzu weitgehende Eingriffe in die 

deutsche Wirtschaft entschieden abgelehnt8. U m das berechtigte Sicherheitsbedürf­

nis der Nachbarn Deutschlands zu befriedigen, hatte das Ministerium vorgeschla­

gen, die Friedensliebe der Deutschen durch ihre Bekehrung zur Demokratie zu 

fördern und außerdem Deutschland nicht allein durch die Demontage der Kriegs­

industrie zu schwächen, sondern vor allem auch durch den Umbau der politischen 

Struktur im föderalistischen Sinne. Angesichts eines Präsidenten, der sich vor 

Kriegsende nicht festlegen wollte, im übrigen unter dem Einfluß „harter" Berater 

stand, mit einer weithin deutschfeindlichen öffentlichen Meinung rechnen mußte 

und selbst eher zur Här te neigte, hatte das State Department bislang allerdings nur 

erreicht, daß die im September 1944 entstandene und vom Geist des Morgenthau-

Plans geprägte Direktive JCS 1067, die den künftigen Militärgouverneur mit 

Richtlinien für die Besatzungspolitik versehen sollte, im Januar 1945 eine etwas 

mildere und dehnbarere Fassung erhielt9. 

Jetzt aber sahen der Außenminister und seine Berater ihre Stunde gekommen. A m 

10. März 1945, noch ehe er die Abstimmung mit anderen Ministerien gesucht 

hatte, legte der damalige Leiter des State Department, Stettinius, dem Präsidenten 

das Memorandum „Draft Directive for the Treatment of Germany" vor, das, falls 

es gebilligt werden sollte und soweit die amerikanische Hal tung in Betracht kam, so­

wohl die Wirtschaftseinheit Deutschlands garantieren wie eine weit von JCS 1067 

abweichende Förderung der deutschen Wirtschaft durch die Militärregierung erlau­

ben mußte . Den politischen Kern des Memorandums stellten jedoch die Abschnitte 

I . 1 und 2 verbunden mi t I I I . 6 dar. Unter I . heißt es: „ 1 . The inter-allied mili-

tary government envisaged in the international agreement on control machinery 

for Germany shall take the place, and assume the functions, of a central govern­

ment of Germany. 2. The authority of the Control Council shall be paramount 

throughout Germany. The zones of occupation shall be areas for the enforcement 

of the Council's decisions rather than regions in which the zone Commanders possess 

a wide latitude of autonomous power." Absatz I I I . 6 lautet: „The Control Council 

shall utilize centralized instrumentalities for the execution and implementation of 

its policies and directives to the maximum possible extent, subject to supervision 

and scrutiny of the occupying forces. Whenever central German agencies or ad­

ministrative Services which are needed for the adequate Performance of such tasks 

8 Post-War Foreign Policy Preparation 1939-1945, Department of State Publication 3580, 
Washington, D. C , 1949, S. 554 ff. u. S. 558 ff. Vgl. hierzu auch die ausgezeichnete Studie 
von H. Wagner, Die Direktive JCS 1067 als Ergebnis der amerikanischen Deutschlandpla-
nung 1941-1945, hier bes. S. 33 ff. Der Verfasser ist Frau Wagner für die Möglichkeit zur 
Einsichtnahme in diese ungedruckte, bei Prof. E. Kolb, Würzburg, entstandene Magister­
arbeit sehr verpflichtet. 

9 H. Wagner, Die Direktive JCS 1067, S. 73 ff. 
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have ceased to function they shall be revived or replaced as rapidly as possible."10 

Mit diesen Sätzen unternahmen die Vertreter des State Department offensichtlich 
einen ingeniösen Versuch, die in Jalta erneut bekräftigte Teilungsabsicht mit der 
in London und ebenfalls in Jalta vereinbarten Besatzungsstruktur — d. h. mit einer 
verschärfenden Interpretation der interalliierten Beschlüsse — zu unterlaufen und 
gegenstandslos zu machen. War ein zentralisierter Besatzungsapparat und ein 
unter dem Kontrollrat arbeitendes zentralisiertes deutsches Administrationssystem 
erst einmal installiert, würde der Teilungsbeschluß nicht mehr realisiert werden 
können: Eine Spekulation auf die normative Kraft des Faktischen! Die Verfechter 
der extremen Gegenposition durchschauten das Manöver sofort. Finanzminister 
Henry Morgenthau, der neben der Entindustrialisierung stets auch die Zerstücke­
lung Deutschland gefordert hatte, warf am 15. März, als er das Memorandum ken­
nenlernte, seinem Kollegen vom State Department vor, hinter dem vorgeschlage­
nen Aufbau der Besatzungsverwaltung verberge sich die Tendenz, „die Macht des 
Deutschen Reiches zu erhalten und wiederherzustellen"11. Das war gewiß über­
trieben, nicht nur in der Wortwahl, zielte aber in die richtige Richtung. 

Die Leichtigkeit, mit der das State Department seine Föderalisierungskonzepte 
zu den Akten gelegt und durch eine Zentralisierungskonzeption ersetzt hatte, ließ 
und läßt in der Tat nur den Schluß zu, daß das Ministerium die Frage Föderalisie-
rung oder Zentralisierung allein unter taktischen Gesichtspunkten sah. Ziel war 
offenbar immer die Rettung der wirtschaftlichen und politischen Einheit Deutsch­
lands, natürlich eines verkleinerten Deutschland, ohne die ein politisch und wirt­
schaftlich stabilisiertes Europa, wie es im amerikanischen Interesse lag, nicht er­
reichbar schien. Erforderte das Ziel die Propagierung einer Föderalisierungskon-
zeption, und zwar als Konzession an die Anhänger einer extremen Schwächung 
Deutschlands, die auf ihre Zerstückelungspläne nur verzichten würden, wenn man 
ihnen einen leidlichen Ersatz anbot, so konnte sich das State Department zu einer 
solchen Konzession sehr wohl verstehen. Als aber mit Jalta die Notwendigkeit und 
die Chance auftauchte, den Teilungsbeschluß der „Großen Drei" durch die Kon­
zeption eines ausgesprochen zentralistischen Besatzungsapparats zu kontern, wurde 
auch dieser Notwendigkeit sogleich gehorcht und die Chance eilends genutzt. Ge­
rade die Unbedenklichkeit, die einen solchen Austausch höchst verschiedenartiger 
taktischer Mittel kennzeichnet, spricht für die überragende Bedeutung des strate­
gischen Ziels und damit für die Ernsthaftigkeit der auf die Erreichung des Ziels 
gerichteten Politik. 

Naturgemäß war dem Manöver des State Department kein durchschlagender Er­
folg beschieden. Es endete aber auch nicht mit einem Mißerfolg. Daß Jalta nicht 
nur eine Gefahr darstellte, sondern sogar eine Chance bot, hatten die Beamten des 
State Department durchaus richtig diagnostiziert. Präsident Roosevelt fand nach 
Jalta - und nach offensichtlich oberflächlicher Lektüre - nichts Irritierendes an 

10 FRUS 1945, Vol. m , S. 434 ff. 
11 FRUS 1945, Vol. III, S. 455. 
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Stettinius' Memorandum und schickte es am 12. März mit dem Vermerk „OK. 

F D R " an das Außenministerium zurück12. Als Henry Morgenthau, der nicht in 

Jalta gewesen war und den Teilungsbeschluß der „Großen Dre i" noch nicht 

kannte, in der bereits erwähnten Besprechung am 15. März verblüfft und ungläu­

big fragte, ob in Jalta tatsächlich beschlossen worden sei, „Deutschland als eine 

Nation zu behandeln", konnte Stettinius, der den Teilungsbeschluß sehr gut 

kannte, trotzdem mit einigem Recht antworten, für die unmittelbar bevorstehende 

Periode der militärischen Besetzung sei in der Ta t diese Entscheidung getroffen 

worden13. Morgenthau hat sich damit selbstverständlich nicht abgefunden. In den 

folgenden Tagen brachte er es zunächst fertig, Präsident Roosevelt zu einer glatten 

Verleugnung seines „OK" zu bewegen. Dann zwang er - im Bunde mi t dem 

Kriegsministerium, das in dem Vorschlag des Außenministeriums eine Bedrohung 

der administrativen Autonomie des amerikanischen Militärgouverneurs in Deutsch­

land erblickte — das State Department zum Rückzug. Aber der Rückzug artete nicht 

in Flucht aus und endete weit vor der Position Morgenthaus. Am 22. März unter­

zeichneten Roosevelt und die Vertreter von Außen- , Finanz- und Kriegsministe­

r ium ein „Memorandum Regarding American Policy for the Treatment of Ger-

many" , in dem es zwar hieß, bei fehlender Übereinstimmung im Kontrollrat dürf­

ten die Zonenbefehlshaber in ihren Zonen notwendige Maßnahmen selbständig 

treffen, das aber die oberste politische Gewalt in Deutschland eindeutig dem Kon­

trollrat zuerkannte; außerdem wurde festgelegt, daß die politische Struktur 

Deutschlands dezentralisiert werden sollte14. Das State Department hatte also unter 

Berufung auf Jalta und mit der Beschwörung der Vision eines zentralistischen 

Deutschland zwei Dinge erreicht: Zum ersten Mal in der inneramerikanischen Dis­

kussion hatten der Präsident und die unmittelbar beteiligten Minister die Erhal­

tung der wirtschaftlichen und politischen Einheit Deutschlands als Prinzip der 

amerikanischen Deutschlandpolitik sanktioniert. Zweitens war jetzt, ebenfalls zum 

ersten Mal, der Föderalisierungskonzeption genau in dem Sinne allgemein zuge­

stimmt worden, den das State Department bei ihrer Einführung im Auge gehabt 

hatte, nämlich als der Kompromißformel zwischen den Anhängern der Zerschla­

gung Deutschlands und den Verteidigern des politischen Überlebens eines deut­

schen Staates. Das State Department hatte einen bedeutenden strategischen Erfolg 

mi t einer taktischen Niederlage relativ billig erkauft. Morgenthaus Abschied aus 

der amerikanischen Deutschlandpolitik begann nicht erst mit dem Tod Roosevelts 

und unter dem Morgenthau wenig geneigten Nachfolger Truman, er begann viel­

mehr, so merkwürdig das klingen mag, mit Jalta und mit der Ausnützung Jaltas 

durch das State Department. 

Parallel zu den Debatten in Washington liefen die Beratungen in der USGCC, 

deren Produkte die hier vorgelegten Dokumente sind. Zahlreiche Komitees der 

12 FRUS 1945, Vol. III, S. 433. 
13 FRUS 1945, Vol. III, S. 455. 
14 FRUS 1945, Vol. III, S. 471 ff. 
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entstehenden Militärregierung, aus den Vertretern verschiedener Divisions zu­
sammengesetzt, suchten im Februar, März und April 1945 praktikable Grundsätze 
und Richtlinien für den bevorstehenden Arbeitsbeginn in Deutschland zu entwik-
keln. Das Memorandum der Political Division und der Bericht jenes Komitees, das 
sich mit der anzustrebenden politischen Struktur Deutschlands zu beschäftigen 
hatte, sind nun schon deshalb bemerkenswert, weil sie die Vorstellung widerlegen, 
die Militärregierung habe sich selbst, zumindest vor der Aufnahme ihrer Tätigkeit 
in Deutschland und vor der Beauftragung des Generals Lucius D. Clay mit dem 
Amt des stellvertretenden Militärgouverneurs, als apolitisches Exekutivorgan der 
Regierung in Washington verstanden15. Die Dokumente zeigen, daß die künftigen 
Besatzungsoffiziere bereits vor Kriegsende sowohl politisch dachten wie zum poli­
tischen Handeln bereit waren, und zwar zum eigenständigen politischen Handeln. 
Die aus Washington kommenden Weisungen wurden keineswegs als absolut ver­
bindlich betrachtet. Solche Weisungen konnten nicht ignoriert oder gar angefoch­
ten, wohl aber konnten sie im Sinne der eigenen Vorstellungen so interpretiert und 
so gedehnt und gestreckt werden, daß sie schließlich halbwegs paßten. Das Memo­
randum der Political Division und der Abschlußbericht des Komitees gehören zu 
den seltenen schriftlichen Zeugnissen für jene Technik des Umgangs mit nicht be­
jahten Instruktionen. Hier ging es um die Direktive JCS 1067, und so sind die 
beiden Dokumente wohl auch die frühesten Belege für die Bemühungen der Mili­
tärregierung, gerade diese Direktive in einer Weise auszulegen, daß man mit ihr 
leben konnte. Wie zu sehen ist, haben auch derartige Bemühungen begonnen, ohne 
daß der Eindruck des geschlagenen und verwüsteten Deutschland zu wirken 
brauchte16. 
Der Inhalt der Dokumente und das Ergebnis der interpretierenden Anstrengung 
sind aber nicht weniger interessant. Ähnlich wie das State Department Jalta und 
die Beschlüsse der „European Advisory Commission" benützte, um allen Teilungs­
absichten den Gnadenstoß zu versetzen, so benützten die künftigen Besatzungsoffi-
ziere die leichte Revision der Direktive JCS 1067 im Januar und die zweifellos ein­
gehenden — nach Art und Quantität allerdings unbekannten — Informationen über 
die Kontroverse in Washington, um deutschlandpolitische Maximen zu entwickeln, 
die in den Kernfragen genau den Auffassungen des State Department entspra­
chen17. Das ist bei der Political Division nicht so erstaunlich, da sie zumindest mit­
telbar den Einfluß des State Department spürte. Aber die im Komitee sitzenden 
Vertreter der anderen Divisions haben die Ansichten der Political Division ohne 

15Dieser Ansicht scheinen z. B. L. Niethammer, Die amerikanische Besatzungsmacht zwischen 
Verwaltungstradition und politischen Parteien in Bayern 1945, in dieser Zeitschrift 15 (1967), 
S. 153-210, bes. S. 158, und H. Wagner, a. a. O., S. 62 u. S. 98 f., zuzuneigen. 
16Hierzu J. Gimbel, The American Occupation of Germany. Politics and the Military 1945 
bis 1949, Stanford 1968, S. 5 ff. 
17Bei dem von J. Gimbel mit Recht betonten deutschlandpolitischen Einverständnis zwischen 
USGCC und Washington (a. a. O., S. 5) ist also unter Washington nicht allein das Kriegs-
ministerium zu verstehen. 
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Abstriche übernommen, und in dem — nicht abgedruckten — Schreiben, mit dem die 

Dienststelle des Adjutant General die Übersendung der beiden Dokumente an die 

Abteilungen der USGCC begleitete, hieß es ausdrücklich, der Bericht des Komitees 

sei von USGCC gebilligt18. Zu einer Zeit, da die Instanz, die für die Militärregie­

rung politisch zuständig war, nämlich das Kriegsministerium, sich vorübergehend 

mit Morgenthau gegen das State Department liiert hatte, vertrat also die Militär­

regierung die Linie des Außenministeriums. Das darf wohl als Bestätigung für die 

Annahme genommen werden, daß das Kriegsministerium seine Allianz mit Mor­

genthau nur aus kurzfristigen und von engen Ressortgesichtspunkten bestimmten 

Gründen geschlossen hat, im Grunde aber stets der Deutschlandpolitik des State 

Department näher stand. 

Bemerkenswert ist jedoch nicht nur, daß die Militärregierung die Pläne zur Zer­

stückelung Deutschland ablehnte und statt dessen für die Dezentralisierungskon­

zeption eintrat, und zwar offensichtlich deshalb, weil sie, wie das State Department, 

eine solche Konzeption als den einzig möglichen Kompromiß mit den Advokaten 

der Zerstückelung ansah. Anders als in Washington machte man sich in der USGCC 

auch schon Gedanken darüber, was eigentlich unter Dezentralisierung zu verstehen 

sei. In der gegebenen Antwort, unter Dezentralisierung müsse eine auf die vor­

handenen deutschen Länder — in Preußen auf die Provinzen — gestützte Föderali-

sierung verstanden werden, fand offenbar das Bestreben Ausdruck, jede Interpreta­

tion des Begriffs Dezentralisierung zu vermeiden, die der Erhal tung der wirtschaft­

lichen und politischen Einheit abträglich werden konnte. Es ist bezeichnend, daß 

die Militärregierung einen auf zonale Institutionen gestützten Föderalismus eben­

so entschieden verwarf wie einen Föderalismus, der Deutschland in kleinere poli­

tische Einheiten als Länder bzw. Provinzen auflösen würde. Noch bezeichnender 

ist, daß sich die Militärregierung auf den Standpunkt stellte, die Dezentralisierung 

dürfe nur behutsam und ohne Gefährdung der Existenz alliierter wie deutscher 

zentraler Institutionen betrieben werden. Die Sorge um das Fortbestehen eines 

funktionsfähigen zentralistischen Systems in Deutschland und die Abneigung ge­

gen eine allzu radikale Föderalisierung sind Grundtendenzen beider Dokumente. 

Nicht nur im Hinblick auf die Wirtschaft. Daß Deutschland auch in Zukunft ein 

Außenministerium und sonstige Ministerien brauche, wird als bare Selbstverständ­

lichkeit behandelt, und es spricht sowohl für die Sorgfalt wie für das Geschichts­

bewußtsein der Besatzungsoffiziere, daß ihnen als Beispiel für notwendige zentrale 

Einrichtungen auch ein deutsches Nationalarchiv einfiel. Die unverkennbare Ten­

denz zum Zentralismus macht aber endgültig klar, daß der politische Sinn der 

Föderalisierungskonzeption selbst für die Militärregierung vor allem in ihrem 

Wert als durchsetzbarer und vorzeigbarer Kompromiß mit den von Morgenthau 

repräsentierten deutschlandpolitischen Vorstellungen bestand. 

Anders ausgedrückt: Die Dokumente bezeugen, daß zur gleichen Zeit, da Morgen­

thau in Washington den Rückzug aus der amerikanischen Deutschlandpolitik an-

18 Schreiben vom 5. April 1945, NA, Record Group 260, Box 156-3/3, Folder 2. 
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treten mußte, die Konzeptionen Morgenthaus auf einem anderen Schauplatz, der 

jedoch nicht als Nebenschauplatz einzuschätzen ist, ebenfalls eine schwere Nieder­

lage erlitten. Daraus muß wohl der Schluß gezogen werden, daß sowohl die Son­

derentwicklung der einzelnen Besatzungszonen in Deutschland wie die Vereini­

gung der drei westlichen Zonen zu einem deutschen Teilstaat nicht von Anfang an 

bewußt angestrebte Ziele waren, sondern Folgen von Prozessen, die durch spätere 

Vorgänge und Umstände ausgelöst wurden. Jedenfalls gilt das für die in der ameri­

kanischen Deutschlandpolitik federführende Institution, das State Department, 

und für ein wichtiges Organ der amerikanischen Deutschlandpolitik, die Militär­

regierung. 
Hermann Graml 

Dokument 1 

S E C R E T 

DECENTRALIZATION OF THE POLITICAL STRUCTURE 
OF GERMANY 

Preliminary Report by ihe Special Advisory Committee for Decentralization, 
US Group CC. 

23 March 1945 
The Problem 

1. To submit basic considerations for a projected plan to decentralize the political 
structure of Germany. 

Facts Bearing on the Problem 
2. The Joint Chiefs of Staff in a draft directive to the Commander-in-Chief of the US 
(UK) (USSR) forces (par. 10, Revised JCS 1067, dated 6 Jan 45) stipulate that military 
administration shall be directed toward the promotion of the decentralization of the 
political structure of Germany. In the beginning the Commander-in-Chief may utilize 
whatever German administrative agencies may serve the purposes of military govern-
ment. However, he will endeavor to make use of and strengthen local municipal and 
regional administrative organs. 
3. The present political structure of Germany is a highly centralized dictatorship. It is 
the result of a conversion and great centralization of powers and functions that were 
formerly, under the Weimar Republic, distributed to lower levels. However, there still 
exists a nucleus of governmental machinery at lower levels which can be utilized in 
effecting decentralization. 
4. The principal regional units below the national level are the Laender, or States. At 
the other end of the scale are the Gemeinden19 or local communities. In between the 
Land and Gemeinde are the Kreise, and, in some cases, another level above the Kreise 
for which there is no uniform terminology. 
5. In the case of Prussia the Land government has practically been eliminated by the 
assumption of Prussian offices by the corresponding national ministries, so that the 

19 Hierzu im Dokument die Anmerkung: „The word ,Gemeinde" is used throughout this study 
in its generic sense and includes the Stadtkreise." 
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principal level below the national level is the Provinz. These, in turn, are usually 
divided into Regierungsbezirke - a term also used in some cases for a similar inter­
mediate level in other Laender. 
6. It is to be noted that the territory of Prussia is not contiguous, and that certain 
Laender are completely surrounded by Prussia. It is further to be noted that the zone 
boundaries set up by the EAC Protocol on Zones of Occupation do not follow Laender 
or Province boundaries in all cases - a fact that must be considered if the Land is to be 
used as a unit of Military Government administration. 
7. The complications introduced into German administration and Military Govern­
ment administration by these geographical considerations is illustrated by the U.S. Zone 
of Occupation and its subdivisions as at present defined. According to SHAEF Direc­
tive to 12th Army Group, subject: Territorial Organization of U.S. Zone of Occupa­
tion, Germany, dated 30 Jan 45, - European Theatre of Operations/U.S. Zone Hqs will 
be located at Frankfurt a/M. The area will be divided into two Military Districts. One 
will comprise all of the Land of Bavaria with District Headquarters at Munich. The 
other Military District, with Headquarters at Stuttgart, will comprise the Laender of 
Wuerttemberg, Baden and that part of Hessen which falls within the U.S. Zone (the 
rest being in the British Zone), as well as the Prussian Province of Hessen-Nassau and 
the Prussian enclave of Hohenzollern. That part of Hessen which is within the U.S. 
Zone is again divided, one section being completely surrounded by Hessen Nassau. 
Hohenzollern, though part of Prussia, is surrounded by Wuerttemberg and Baden. The 
other national Zones present similar difficulties. 

Discussion 
A. Policy of Decentralization 

8. The Political Division has made a study of an interpretation of the provisions of 
JCS 1067 (Revised) with respect to decentralization and of the objectives sought to be 
achieved thereby. A copy of the study is attached as Tab. A. The Committee concurs in 
the conclusions reached and has based its proceedings thereon. 
9. The „Political structure" of Germany is construed to include these parts of the Ger­
man governmental structure charged with legislative, judicial, executive, and admini­
strative tasks. 
10. Political decentralization may be provided by Federalism. Federalism is construed 
to mean a constitutional distribution of legislative, judicial, executive, and administra­
tive functions between the central government on the one side and the regional political 
units on the other side. Inasmuch as certain governmental functions will have to be 
retained at the national level if any such political unit as Germany is to be perpetuated, 
Federalism would seem to be appropriate as the main basis for attacking the problem 
of decentralization. 

B. Lower Levels of Government to be Utilized 
11. Consideration was given to the possibility of setting up new zonal governments 
corresponding with the zones of occupation. However, the Committee considers this to 
be highly inadvisable. It seems far preferable to create no new and therefore confusing 
levels of administration but to utilize as far as possible the existing structure and build 
on to that. Furthermore, by utilizing the Laender, there will be a division of powers 
into 15 or more units instead of 3 or 4 - particularly, if Prussia is broken up as discussed 
in the following paragraph. 
12. Prussia has long been the large and dominating State of Germany, and the bulwark 
of German militarism. One of the objectives of decentralization is to aid in destroying 
that militarism. It is therefore believed that Prussia should not be retained as a single 
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State. I t is already divided into 11 Provinces which have at least the vestiges of govern­
mental machinery, and it is believed desirable to constitute them on a similar basis to the 
Laender. Possibly there will have to be some exceptions and certain of the Provinces 
may have to be amalgamated with other Provinces or with some of the smaller Laender. 
This is a subject on which the Committee has not yet reached any conclusions but will 
make further study. In general, however, it is believed that in decentralizing the poli­
tical structure of Germany, the Provinces should be set up on a basis similar to the 
Laender. 
13. Local government is essential, and the Gemeinde should be retained and streng­
thened. Furthermore, by strengthening local government in small units political decen­
tralization is again being promoted. 
14. It will probably be necessary to retain or re-constitute a level of government be­
tween the Gemeinde and the Land (or the Provinz). However, while the preceding 
recommendations for retention of a minimum national government and a strengthening 
of the Laender and Gemeinde governments would be applicable to Germany as a whole, 
the question of intermediate levels between the Land and Gemeinde may vary consi­
derably according to the local situation. Again, the Committee has reached no conclu­
sions, but will continue to study the problem. 
15. No attempt is made in this preliminary report to determine the solution of admini­
stration by military government of Laender which fall within two Zones. 

C. Levels to which Functions Should be Decentralized 
16. U.S. Group CC Planning Directive No. 7, dated 31 Jan 45, as amended, prescribed 
decentralization of certain functions. The Committee approached this problem from a 
somewhat different angle and has arrived at certain criteria which it is believed should 
be a guide in determining what should be retained at the national level, what should be 
decentralized to the Laender, and what should be encouraged at lower levels. There 
will undoubtedly be certain functions which do not fall directly within such criteria, 
or, which, for special reasons, should be considered exceptions thereto. This is parti­
cularly true of the initial period while governmental machinery is being reconstituted 
and before it is functioning. In this preliminary report the Committee has considered 
only the longer range ultimate objective. It has recognized, however, that the change 
of the political structure must be accomplished gradually and that initially, for purposes 
of Military Government, it may be necessary to retain some functions at levels other 
than these where it is desired to place them ultimately. Furthermore, the Committee is 
considering only agencies and functions that are to be retained and is not concerned 
with those that are to be abolished. Therefore, there may be discrepancies between 
what is indicated in the following paragraphs and Planning Directive No. 7. I t is, 
however, the opinion of the Committee that the criteria indicated below are in accord 
with the provisions of JCS 1067 (Revised) as interpreted in the study attached as 
Tab A. 

Criteria for Determining Agencies 
and Functions to be Retained at Ministerial Level 

17. Certain agencies and institutions are essential in connection with international 
dealings, such as the Foreign Office. These cannot be decentralized. 
18. Certain agencies and institutions must be retained on a national basis because they 
are essentially of a national character, such as issuing national currency and patents, the 
postal system, and at least some degree of control of transportation. These should be 
retained at the ministerial level. 
19. Certain agencies and functions would be destroyed by decentralization, such as the 
national archives. These also should be retained at the national level. 
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Criteria for Determining Agencies 
and Functions to be Decentralized to Lower Levels 

20. After segregating the agencies and functions to be retained at the national level, 
certain criteria can be applied to determine what agencies and functions should be 
decentralized, although there may be left a residue not falling within any of the cate­
gories mentioned. This residue will require special treatment. 
21. Sending a function down to a lower administrative level but retaining control at 
the national level is not considered decentralization of the political structure. Decen­
tralization, however, does no preclude the retention at the higher level of a nucleus 
staff to carry out continuing statistical and informational functions. 
22. Any agency or functions which, if retained at the national level would be counter 
to the objective of demilitarization of Germany should be decentralized. An example 
would be the bulk of its police force. 
23. Any agency or function which, if retained at the national level, might readily serve 
to perpetuate Nazi ideology or extreme nationalism should be decentralized. Under 
this, control of education should be decentralized. 
24. Any agency or function which, if decentralized, would promote the growth of or 
strengthen representative and local selfgovernment should be decentralized. Within 
this category falls Public Welfare. 
25. Any agency or function that could be handled at either national or regional level 
should, in the absence of over-riding considerations, be decentralized. 
26. Any agency or function which is so closely related to another agency or function 
that is being decentralized as to require both to be at the same level, should be decen­
tralized. 

Criteria for Determining Levels to Which Decentralization Should be Made 
27. A function should be placed at that level where it will have the greatest long term 
usefulness. 
28. Generally speaking, functions now at Land and lower levels will remain at these 
levels. 
29. Generally speaking, if a function is to be decentralized, consideration should be 
given to the level on which it was placed under the Weimar Constitution in deter­
mining where is should now be placed. 
30. In determining at what level a function is to be placed consideration should again 
be given to the objectives indicated in paragraphs 22, 23, and 24. 

D. Framework of Government at Various Levels 
31. No attempt is made in this preliminary report to set up the precise framework of 
government at each of the levels. However, it is obvious that wherever there is govern­
ment there must be legislative, executive, administrative and judicial machinery of 
some form. There is no thought that any legislative machinery will be constituted imme­
diately at any level, but the authority to issue laws, ordinances, decrees, or whatever 
they may be called must exist at each level where government is to be created, even 
though it may at first only be legislation by Military Government. There must be exe­
cutive and administrative machinery for carrying out the laws, and judicial machinery 
for enforcing them. Such a structure is contemplated at each level from the beginning 
of the Control Council period. This will necessarily include provision for selection of 
employees, including civil service provisions where applicable, and provision for pay­
ment of the employees and expenses of government either from taxation, by authority 
to draw on funds from another level, or by other means, Certain other auxiliary ser­
vices, such as police to assist in the enforcement of the laws, will have to be provided. 
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E. Allocation of Functions 
32. The Committee feels that it cannot possibly have the detailed knowledge of the 
various functions and agencies of government possessed by the Divisions primarily 
concerned. I t is therefore not attempted at this time to allocate any particular function 
to any particular level as it is the opinion of the Committee that it should have the 
benefit of recommendations of the several Divisions. It is believed that this report 
should be circulated to all of the Divisions with the request that they reconsider their 
recommendations submitted under Planning Directive No. 7 in the light of the preced­
ing discussion and criteria, and submit in tabulated form a list of the several agencies 
and functions with which they are concerned, showing the level where they recommend 
the agency or function be placed ultimately, together with any explanation of deviations 
from the criteria above expressed. Although the abolition of functions and agencies is 
not considered to be within the scope of the Committee's study, it is believed that the 
tabulation should indicate those to be abolished in order that the information may be 
complete. Also, it is desirable that notation be made of cases where it is anticipated that 
initially, for the purposes of Military Government, a function will be retained at a 
different level from that specified as its ultimate level. Such tabulations would be used 
by the Committee as the basis of further study and final determination of its re­
commendations for decentralization of the political structure of Germany. The Divi­
sions may assume that provision will be made as set forth in the preceding paragraph 
for adequate governmental machinery at the various levels. 

Conclusions 
33. A minimum central government is necessary, but federalism and local self-govern­
ment should be encouraged to the maximum in order to destroy the military potential 
of Germany and promote democracy. 
34. No zonal governmental unit should be established, but the political structure should 
be built upon the Laender, and in Prussia on the Provinces, with such adjustments as 
may seem desirable. 
35. Local self-government should be promoted in the Gemeinde. 
36. Levels of government between the Land and the Gemeinde will probably be ne­
cessary, although no recommendation is made at this time. 
37. There must be some form of legislative, executive, administrative and judicial 
machinery at each level, with appropriate provision for selecting of personnel and for 
meeting expenses of government. 
38. Detailed recommendations as to functions and agencies to be retained and placed at 
the several levels should be obtained from the Divisions primarily concerned, in the 
light of discussion and criteria set forth above, before the Committee proceeds further 
with its study. 

Recommendations 
39. It is recommended that: -
a) This report and the foregoing conclusions be approved. 
b) This report be circulated to the several Divisions for their recommendations in 

accordance with paragraph 32, above. 
For the Committee: 

/s/ A. H. Onthank 
/t/ A. H. ONTHANK 

Colonel, Inf. 
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Dokument 2 

S E C R E T 
TAB „A« 

US GROUP CC 
POLITICAL DIVISION 

1 March 1945 
Policy and Reasoning Behind the Decentralization 

Directive of JCS 1067 (Revised) 

A. Decentralization Policy in Terms of Revised JCS 1067 

1. Article 10 of JCS 1067 (Revised) reads in part „military administration should be 
directed toward the promotion of decentralization of the political structure of Ger­
many." In analyzing the reasons behind this section, reference must be made to other 
pertinent sections of the document. For example, the first sentence of paragraph 4 
reads „pending receipt of directives concerning long-range policies, your objectives 
must be of short-term and military character in order not to prejudice whatever ulti­
mate policies may be later determined." Clearly, therefore, the authors of JCS 1067 
were not contemplating projecting their directives through the entire Control Council 
period, if even to that period. In fact, they had in mind the realization that short-term 
policies should not be followed which might prejudice long-range policies. 
2. The authors of JCS 1067 envisaged an ultimate return of German life toward nor­
mal conditions when they stated in paragraph 4 that, in spite of the fact that control 
will be for a prolonged period „military government should be so conducted as to 
facilitate the orderly development of forces and tendencies within German life which 
will be conducive to the future introduction to less direct forms of control." 

B. Changes in the Revision of JCS 1067 that Have a Bearing 
on Decentralization 

5. The quotation given above directing the Military Government to conduct operations 
„as to facilitate the orderly development of Forces and tendencies within German life" 
was not a part of the JCS 1067 of 24 September 1944. This new provision indicates the 
development by the authors of support for policies which could allow constructive 
developments within Germany. 

4. JCS 1067 of 24 September 1944, directed the Military Government to deal „insofar 
as possible . . . with municipal and provincial government officials rather than with 
central government officials." Paragraph 10 of the revised directive broadens this pro­
cedure in stating „you may utilize in the beginning whatever German administrative 
agencies may serve the purposes of Military Government." Whereas the emphasis of 
Paragraph 10 of revised JCS continues to be on political decentralization, the above 
provision indicates that the authors of the revised version realize that conditions may 
require use of Central German Government agencies. The military administration, 
therefore, is allowed more leeway. This is a significant change as the task of Military 
Government would be extremely difficult if the exploitation of German central admi­
nistrative agencies were absolutely banned. 
5. Appendix „C" Economic Directive has been changed in the revised JCS 1067. The 
original Paragraph 1 stated, „You shall assume such controle of existing German indu­
strial and agricultural, utility, communication, and transportation facilities, supplies 
and services, as are necessary for the following purposes:" 

a) Cease war production. 
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b) Assure production and maintenance of goods and services essential 
(1) to prevent epidemic, disease, „serious civil unrest and disorder which would 
endanger the occupying forces and the accomplishment of the objectives of the 
occupation; and 
(2) for the prosecution of the war against Japan" (subject to specific directives of a 
higher authority). 

c) Prevent dissipation of German resources which may be recquired for relief, restitu­
tion, or reparation. 

6. Revised Appendix „C" includes the above and adds the following: 
„a) assuring the safety of your forces, the satisfaction of their needs, and the accom­

plishment of your mission, 
b) exercising appropriate supervision over transactions of all types between your zone 

and areas outside Germany. 
f) facilitating the prompt restitution to liberated countries of identifiable property 

looted by Germans. 
g) prohibiting exports from Germany except for restitution, making surpluses avai­

lable to liberated areas and for other purposes as may be specified in agreed policies 
of the Control Council." 

The revised directive repeats the words of the original in terms of the economic con­
trols that are to be the responsibility of Germany. I t adds, however, the sentence, „You 
should, however, take such steps as may be necessary to assure that economic controls 
are operated in conformity with the above purposes and general objectives of Military 
Government." The authors of the revised directive must have contemplated the con­
tinued use of controls preferably nation-wide under German administration in the field 
of prices, rationing, unemployment, production, reconstruction, distribution, consump­
tion, housing, and transportation, with the Military Government guiding and directing 
such controls in terms of Allied interests. 
7. The original JCS 1067 Economic Directive ordered a survey of „local productive 
capacity and local supplies" in terms of possible relief, rehabilitation, and other pur­
poses. The Revised economic directive directs zonal surveys of production capacity to 
include determination of „the extent to which the fulfillment of the purposes stated in 
Paragraph 1 above will necessitate shipment of supplies to your zone from other zones 
of occupation or from zones outside of Germany." This is recognition of the economic 
interdependence of the various German zones. 
8. Paragraph 2, Appendix „D" (Relief Directive) declares that „German food and other 
agricultural supplies will be utilized for the German population" but that surpluses 
above a minimum of consumption will be used in accordance with Control Council 
policies. The revised Paragraph 2 adds the following: „If supplies available in your 
zone are insufficient for fulfillment of the purpose set forth in Appendix „C", par. 1, 
you will report such deficits to the Control Council, which will establish policies with 
respect to the inter-zonal problem resulting from regional surpluses and deficits." Thus 
the authors of the revised version again indicate a realization of economic interdepen­
dence and seem to envisage a centralized system under the Control Council which 
would allow a rational balancing of regional surpluses and deficits. 
9. Summary. From the language of par. 10 taken together with the other provisions of 
JCS 1067 above cited it seems clear that planning should not contemplate extreme 
decentralization during the first phases of military government at least, and that action 
toward decentralization should be limited and gradual in order not to impair any long-
range policies that later will be determined. Due regard should be given to tendencies 
and public opinion in Germany and interdependence of the various sections of the 
country. Decentralization is not presented as an imperative immediate objective of 
military government. 
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C. Statement of Reasons Behind the Decentralization Provisions in JCS 1067 
(Revised) 

10. Decentralization as tending to weaken Germany militarily. One of the main „rea-
sons" behind centralization directive is the belief that decentralization may serve to 
weaken Germany as an offensive military machine. The primary aim of military 
government is to end the German military menace which has been constituted by the 
combination of Germany's highly organized material strength and manpower, plus its 
aggressive military spirit and tradition. Those who participated in the formulation of 
this and other policy documents in Washington have felt that Germany under a regime, 
disposing of a strongly centralized administration, with regional sentiment and political 
activity effaced in favor of an aggressive nationalist spirit is a much more formidable 
war menace than a highly federalized Germany or a confederation of German states. 
11. Decentralization as Promoting Democracy. A corollary to demilitarization is the 
promotion of a democratic system in Germany. This objective is not explicitly stated in 
JCS 106720, but is implicit in it (see par. 4) and is generally taken for granted among 
those who have participated in the drafting of policy documents with respect to Ger­
many. According to a view fairly prevalent on policy-drafting levels, the attainment of 
a well-founded and moderate system of decentralization would be achieved by the pro­
motion of political democracy in Germany on a local or regional basis. 
12. Centralization thought of as synonymous with Nazism. It is probable that the 
decentralization provisions of JCS 1067 are founded, in part at least, upon the thesis 
that the extremely centralized administrative set-up in Germany can with difficulty be 
separated from the Nazi regime. A desire for decentralization has for some time had a 
considerable appeal in the United States by people who think of decentralization as 
synonymous with popular government and democracy, and centralization as being 
identified with autocratic government21. 
15. Decentralization used to promote military district autonomy. There is some mili­
tary opinion in favor of decentralization of administrative agencies as contributory to 
greater independent authority in the separate military areas. 
14. Other Reasons. The thesis that decentralization makes for military weakness and 
provides a basis for the growth of democracy is not accepted by all authorities in our 
Government. The resulting difference of views plus a considerable feeling that defini­
tive long-term planning of changes within Germany cannot be undertaken until we 
enter the country and see what we find there partly explains the tentative, unspecific, 
and one might say, „postponed" character of the directive in para. 10, JCS 1067, revised. 
(See also JCS 1130/2). Another more important reason underlying JCS 1067 (Revised) 
is the conclusion that a thoroughgoing decentralization of Germany could only be 
brought about as a result of entire agreement on the part of the occupying powers (See 
JCS 1130/2). Decentralization could not be effected zonewise except on an imperma­
nent basis and with the danger of impairing the Allied unity in treatment of Germany 
which our policy seeks to attain and preserve. 
An additional consideration involves the planned available Allied administrative man­
power and thoroughgoing denazification of both private and public German institu­
tions and will require a large amount of Allied supervisory personnel. The author of 
JCS 1067 (Revised) may have been reluctant to require final definitive decentralization 
action which might require more additional personnel than can reasonably be expected 
to be made available. 

20 Im Dokument hier die Anmerkung: „It is so stated in JCS 1064." 
21 Im Dokument hier die Anmerkung: „A discussion of the validity of this assumption is 

beyond the scope of this paper." 
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NEUORDNUNG UND REKONSTRUKTION 
DER WESTDEUTSCHEN WIRTSCHAFT 1945-1952 

1. Zur Projektthematik 

Das Institut für Zeitgeschichte möchte 
im Rahmen des im Aufbau befindlichen 
Forschungsschwerpunkts „Deutsche Ge­
schichte nach 1945" u. a. Arbeiten anregen 
und fördern, die die wirtschaftlichen Aspek­
te der Entstehungsgeschichte der Bundesre­
publik Deutschland sowie der ersten Phase 
wirtschaftlicher und sozialer Konsolidie­
rung der Bundesrepublik zwischen 1949 
und 1952 zum Gegenstand haben. Das Ge­
wicht wirtschaftlicher Faktoren für die 
staatliche und gesellschaftliche Entwick­
lung Westdeutschlands bedarf keiner nä­
heren Erläuterung. Es ergibt sich nicht zu­
letzt aus der Tatsache, daß die Institutio­
nen der wirtschaftlichen Verwaltung und 
der Wirtschaftspolitik die ersten Formen 
westdeutscher Staatswerdung nach 1945 
waren, ihre Erforschung somit zugleich 
wichtige Einsichten in den Prozeß stufen­
weiser Wiedererlangung deutscher Souve­
ränität vermittelt. 

Zwei Überlegungen lassen es geraten er­
scheinen, die wirtschaftshistorische Erfor­
schung der Bundesrepublik zunächst auf 
die Entstehungs- und Frühphase bis zum 
Ende der ersten Regierung Adenauer zu 
begrenzen: 
a) In den Jahren von 1946 bis 1952, cha­

rakterisiert durch die schrittweise Wie­
dererlangung politischer Handlungs­
freiheit, fielen grundlegende Entschei­
dungen im Bereich der Wirtschafts- und 
Sozialordnung, die die westdeutsche Ge­
sellschaft und Wirtschaft auf eine - wie 
es scheint - langfristig gültige Grund­
lage gestellt haben. Die Frage nach der 
Herausbildung neuer historischer Tra­
ditionen, die Fragen nach der Kontinui­
tät bzw. Diskontinuität der deutschen 
Entwicklung sind nicht zuletzt von der 
Analyse der gesellschafts- und wirt­

schaftspolitischen Willensbildungspro­
zesse sowie der Kenntnis der Diskussion 
um eine Gesellschafts- und Wirtschafts­
ordnung zu beantworten. 

b)Dem deutschen Weg zur Lösung der 
wirtschaftlichen Wiederaufbauproble­
me wurde namentlich in den 50er Jah-
ren ein gewisser Modellcharakter zuge­
schrieben. Die Grundlagen dieses Ent­
wicklungsmusters entstammen der in­
nerdeutschen Diskussion sowie den ex­
ternen Einflüssen der Alliierten in den 
Jahren 1946 bis 1949, die Umsetzung in 
grundlegende gesellschafts- und wirt­
schaftspolitische Entscheidungen er­
folgte in den ersten Jahren der Ära 
Adenauer. 
Es bietet sich deshalb an, die Frage nach 
den Besonderheiten der deutschen Ent­
wicklung durch exemplarische Analysen 
wirtschaftspolitischer Maßnahmen im 
Kräftefeld zeitgenössischer Interessen 
zu erfassen. 

Arbeiten zur wirtschaftlichen Entwick­
lung der Bundesrepublik, die die Ge­
schichte volkswirtschaftlicher Gesamtgrö­
ßen, die Regionalstruktur der deutschen 
Wirtschaft, die Geschichte einzelner Sek­
toren oder Branchen zum Gegenstand ha­
ben, müßten sinnvollerweise über den an­
gesprochenen Zeitraum hinausreichen. 
Eine mögliche Zäsur für derartige prozeß­
geschichtliche Analysen könnte in der er­
sten Hälfte der 60er Jahre - in Anlehnung 
an das von Janossy entwickelte Konzept 
der Rekonstruktion - gesehen werden. 
Hingegen lassen sich die ordnungspoliti­
schen Probleme, d. h. die auf die Wirt­
schaftsverfassung, die ökonomischen 
Grundrechte des einzelnen Wirtschafts­
subjekts und die Ordnung der ökonomi­
schen Außenverflechtung zielenden Fra­
gen, eindeutiger auf die späten 40er und 
frühen 50er Jahre eingrenzen. Hierzu zäh-
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len neben der Grundsatzentscheidung über 
das Gesellschafts- und Wirtschaftssystem 
Westdeutschlands eine Reihe wirtschafts-
politischer Einzelentscheidungen, die das 
Muster und den Verlauf der wirtschaft­
lichen Entwicklung bis in die Gegenwart 
hinein entscheidend bestimmten. Aus den 
angesprochenen Überlegungen, aber auch 
aufgrund der Quellenlage, sollen zunächst 
zwei Schwerpunkte im Vordergrund ste­
hen: 
a) Die Entscheidung über die westdeutsche 

Wirtschaftsverfassung (Analyse ord­
nungspolitischer Entscheidungen) 

b) Die Hauptlinien der Wirtschaftspolitik 
und der „materiellen" Wirtschaftsent­
wicklung bis etwa 1953 mit Konzen­
tration auf jene Bereiche, denen beson­
dere Bedeutung für die Entwicklung 
der deutschen Wirtschaft auch in der 
Folgezeit zukam. 

In beiden Themengruppen soll das jewei­
lige Gewicht deutscher und alliierter Ent­
scheidungen analysiert werden. In Ergän­
zung zur Darstellung der internen Bedin­
gungen des Wiederaufbaus muß die Un­
tersuchung der externen Faktoren hinzu­
treten, da das Reparations- und Schulden­
problem, die Einschränkung der wirt­
schaftlichen Souveränität sowie auslän­
dische Produktionsauflagen bis zu Beginn 
der 50er Jahre nicht weniger wichtig wa­
ren als Maßnahmen auf deutscher Seite. 

2. Arbeitsansätze und Organisation 

Im Rahmen dieser thematischen Konzep­
tion ist das Institut für Zeitgeschichte ein­
mal bemüht, für laufende Arbeiten die 
Möglichkeit verbesserter gegenseitiger Ab­
stimmung und Koordination zu schaffen, 
zum anderen einschlägige Arbeiten anzu­
regen und zu fördern. Ein erster Schritt 
hierzu war die Einrichtung eines Ge­
sprächskreises im Sommer 1975, der jun­
gen Wissenschaftlern die Möglichkeit er­
öffnen soll, Erfahrungen und Informatio­
nen auszutauschen sowie zu konzeptionel­
ler Abstimmung im Rahmen der ange­
sprochenen Schwerpunkte zu kommen. 
Das Institut für Zeitgeschichte versteht 

sich dabei vor allem als Dienstleistungs­
einrichtung, die Hilfestellung beim Quel­
lenzugang, bei der Organisierung von 
Kontakten und der thematischen Präzisie­
rung der Arbeiten anbietet. Auf diese 
Weise soll eine flexible Form interdiszi­
plinärer Teamarbeit entwickelt werden, 
mit deren Hilfe methodisch und inhaltlich 
unterschiedliche Arbeitsansätze zu einem 
arbeitsteiligen Verbund im Arbeitsfeld 
der Nachkriegsgeschichte verknüpft wer­
den sollen. 

a) Die folgenden Arbeiten mit „ordnungs­
politischer" Orientierung - teils Disser-
tations-, teils Habilitationsvorhaben - , 
die mit differierenden Fragestellungen 
das Problem der Entscheidung über die 
westdeutsche Wirtschaftsverfassung be­
handeln, sind z. Z. in den Gesprächs­
kreis eingebunden: 
Diethelm Prowe (Carleton College, 

Northfield,Minn.): 
Die Debatten um die Wirtschafts­
und Gesellschaftsordnung in Nach-
kriegsdeutschland; 

Georg Schnelzer (Heidelberg, Diss. bei 
Prof. Kossellek): 
Sozialisierung, Internationalisierung 
oder Privatbesitz. Die Entscheidung 
über den Besitz an der westdeutschen 
Industrie 1945 bis 1949; 

Ludolf Herbst (Göttingen, Habilita­
tion) : 
Die Ordnungsvorstellungen der deut­
schen Großindustrie im Zweiten 
Weltkrieg und die Vorbereitungen 
auf „Frieden" und „Nachkriegszeit"; 

Horst Thum (Hannover, Diss. bei Prof. 
Seifert): 
Die politischen Auseinandersetzun­
gen um die Struktur der Montan­
industrie in der Bundesrepublik 
Deutschland 1949 bis 1952; 

Michael Becker (FU Berlin, Diss. bei 
Prof.Jäckel): 
Von der Sozialisierung zur Mitbe­
stimmung. Gewerkschaften und Be­
triebsräte in der Sozialisierungsfrage 
1945 bis 1949; 

Rolf Steininger (Hannover, Habilita­
tion): 
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Reparations- und Demontagepolitik 
der Alliierten in Deutschland nach 
1945. 

In den Arbeiten von Thum, Prowe und 
Becker soll die Untersuchung des sozia­
len Kräftefeldes, das auf deutscher Seite 
zu prinzipiellen Ordnungsentscheidun­
gen geführt hat, im Vordergrund ste­
hen. Steininger und Schnelzer behan­
deln die Rolle der britischen bzw. ame­
rikanischen Besatzungspolitik, ohne al­
lerdings die Rückwirkungen auf die 
deutsche Diskussion ausklammern zu 
wollen. Das Arbeitsvorhaben von 
Herbst schließlich schlägt die Brücke 
von der Kriegs- zur Nachkriegszeit, um 
auf diese Weise die Kontinuitäten der 
deutschen Diskussion namentlich inner­
halb der Industrie sichtbar zu machen, 
die auch im „Freiburger Kreis" um 
Eucken erkennbar sind. 
Folgende Fragen sollen in den Arbei­
ten zur Wirtschaftsverfassung der Nach­
kriegszeit u. a. aufgegriffen werden: 
Gab es in den entscheidenden Jahren 
1946/47 ein operationales Konzept ge­
samtwirtschaftlicher Planung und Len­
kung in Deutschland? 
Welche Rolle spielte die Diskreditie­
rung staatlicher Eingriffe in die Wirt­
schaft durch den Nationalsozialismus? 
Wo fand die amerikanische Besatzungs-
macht auf deutscher Seite Unterstüt­
zung bei ihrem Bemühen um die Stabi­
lisierung privatwirtschaftlicher Eigen­
tumsverhältnisse in Westdeutschland? 

b) Deutliche Lücken weist bislang die Auf­
arbeitung der wirtschaftlichen Probleme 
der ersten Nachkriegsjähre und die 
Analyse der Wirtschafts- und Wieder­
aufbaupolitik auf. Dies erklärt sich we­
niger aus der Quellenlage - sie ist für 
die erste Themengruppe sogar insge­
samt als schwieriger einzuschätzen - , als 
vielmehr aus der ausgeprägt ahistori­
schen Orientierung der Wirtschaftswis­
senschaften und ihrer Vertreter an den 
Hochschulen, auf deren Engagement 
für diese Themen nicht verzichtet 
werden kann. Von den Arbeiten von 
Manz zur wirtschaftlichen Entwicklung 

der französischen Zone und jener von 
Abelshauser zur Entwicklung der Bi-
zone abgesehen, gibt es keine Studien 
aus jüngerer Zeit, die die wirtschaftliche 
Situation der Nachkriegszeit und deren 
Bedingungsfaktoren aufgearbeitet hät­
ten. 
Im Arbeitskreis angesiedelt ist bislang 
erst ein Dissertationsvorhaben, das ex­
emplarisch Ziele und Methoden der 
Wiederaufbaupolitik zu Beginn der 
fünfziger Jahre behandelt: 
Heiner Adamsen (Bochum): 

Konzept und Methode staatlicher 
Wiederaufbaupolitik, dargestellt am 
Beispiel des Investitionshilfegesetzes. 

Weiterhin ist eine Arbeit zum Prozeß 
der Wiederverflechtung der westdeut­
schen Wirtschaft mit dem Weltmarkt 
vorgesehen: 

Außenhandel und internationale Ver­
flechtung der westdeutschen Wirt­
schaft bis 1953. Von der Wirtschafts­
kontrolle zu den Anfängen wirt­
schaftlicher Integration (D. Petzina). 

Schließlich wird auch daran gedacht, 
Dissertationsvorhaben zur Entwicklung 
des Arbeitspotentials bzw. zum Zusam­
menhang von Währungsreform und 
Wirtschaftswachstum in den Arbeits­
kreis zu integrieren. Anzuregen wären 
darüber hinaus Arbeiten, die einmal die 
Währungsreform in ihrer Funktion als 
wirtschafts- und gesellschaftspolitische 
Grundentscheidung sowie deren Impli­
kationen für den westdeutschen Wie­
deraufbau, zum anderen Konzept und 
Praxis der Wirtschaftsplanung in West­
deutschland vor allem in den Jahren bis 
zur Währungsreform behandeln. Bei 
beiden Themen handelt es sich weitge­
hend um unerforschte Fragen, deren 
Beantwortung für das Verständnis der 
wirtschaftlichen Rekonstruktion unent­
behrlich ist. Dabei wären aufzugreifen 
die Probleme der institutionellen Kon­
tinuität des Bewirtschaftungsapparates, 
die Praxis der Bewirtschaftung knapper 
Güter und deren soziale und wirtschaft­
liche Folgen, die Auflösung der kriegs­
wirtschaftlichen Institutionen etc. Eine 
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thematische Erweiterung des Spektrums 
in der angegebenen Richtung würde zu­
gleich die wünschenswerte Ausgewo­
genheit zwischen „ordnungspolitischen" 
Themen mit ihrer notwendigerweise 
starken Betonung ideologiegeschicht­
licher Aspekte und der Analyse der ma­
teriellen Wirtschaftsentwicklung sicher­
stellen. Diese Ausgewogenheit wird 
nicht zuletzt wegen der erwünschten 

interdisziplinären Kooperation aus­
drücklich angestrebt. 

Das Institut für Zeitgeschichte und der 
Berichterstatter verbinden mit dieser In­
formation die Hoffnung und Erwar­
tung, Hinweise auf sonstige einschlägige 
Schwerpunktbildungen zu erhalten, um 
diesen Versuch einer lockeren Koopera­
tion ergänzen zu können. 

Dietmar Petzina, Bochum 
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